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Antrag A04: Überarbeitung von §38 Betriebsverfassungsgesetz
Laufende Nummer: 5

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir I

 1 Der DGB soll sich für eine Überarbeitung des §38 BetrVG einsetzen. Ziel ist es, die
 2 Freistellungsstaffel durch mehr Freistellungen an die heutigen Betriebsrealitäten
 3 anzupassen, um Betriebsräten eine effektive Interessenvertretung zu ermöglichen.
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Antrag A05: Pflege von Kindern bis 14 Jahre
Laufende Nummer: 8

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir I

 1 Der DGB möge auf den Gesetzgeber einwirken, dass der §45 SGB V dahingehend geändert
 2 wird, dass dieses Gesetz für Kinder bis 14 Jahren gilt.
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Antrag A01: Leitantrag: Gute Arbeit: Tarifgebunden und mitbestimmt.
Laufende Nummer: 21

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir I

 1 Der DGB Hessen-Thüringen fordert die hessische und die thüringische Landesregierung
 2 sowie die Abgeordneten der demokratischen Fraktionen der Landtage auf, ihre
 3 Möglichkeiten zur Stärkung von Tarifbindung und Mitbestimmung aktiv zu nutzen.

 4 Dafür fordern wir:

 5
 6

 7

 8

 9

 10

 11

 12

wirksame Tariftreuegesetze, die öffentliche Aufträge und Vergaben sowie die
Wirtschaftsförderung an tarifliche Arbeitsbedingungen binden,

die Ausweisung von mehr allgemeinverbindlichen Tarifverträgen,

die regelmäßige Erhebung des Index-Gute-Arbeit,

Projekte zum Wissenstransfer und zur Stärkung der Mitbestimmung,

Betriebs- und Personalrätekonferenzen auf der Landesebene,

ein wirksames Lieferkettengesetz und

die Einrichtung von Arbeitskammern.

 13 Tarifverträge und betriebliche Mitbestimmung sind die tragenden Säulen der
 14 Tarifautonomie und der Sozialpartnerschaft. Durch Tarifverträge wird die Beteiligung
 15 der Beschäftigten an den wirtschaftlichen Erfolgen der Unternehmen gesichert und der
 16 gesellschaftliche Wohlstand gerechter verteilt. Die Tarifbindung und die
 17 Mitbestimmung durch Betriebs- und Personalräte sind notwendige Voraussetzung für gute
 18 Arbeits- und Einkommensbedingungen und demokratische Teilhabe in der Arbeitswelt. Die
 19 Tarifbindung in Hessen und in Thüringen ist jedoch seit Jahren im Trend rückläufig.
 20 Das bedeutet schlechtere Arbeits- und Einkommensbedingungen für Millionen
 21 Beschäftigte. Aktuell sind ungefähr die Hälfte der Beschäftigten und gut ein Viertel
 22 der Betriebe in Hessen tarifgebunden. In Thüringen fällt die Tarifbindung mit rund 46
 23 Prozent der Beschäftigten und 21 Prozent der Betriebe noch geringer aus. 

 24 Der Rückgang der Tarifbindung hat verschiedene Ursachen, zu nennen sind unter anderem
 25 die rückläufige Mitgliedschaft von Unternehmen in den Arbeitgeberverbänden, die
 26 Tarifflucht durch Zunahme von so genannten OT-Mitgliedschaften (Mitgliedschaft eines
 27 Unternehmens im Arbeitgeberverband ohne Tarifbindung), Ausgliederungen und die
 28 (Teil)Privatisierung von ursprünglich durch die öffentliche Hand erbrachten
 29 Leistungen.  

 30 Dabei haben Beschäftigte in tarifgebunden Arbeitsverhältnissen klare Vorteile. Die
 31 wöchentliche Arbeitszeit in Hessen beträgt in tarifgebundenen Betrieben 38,9 Stunden
 32 gegenüber 39,5 Stunden in nicht-tarifgebundenen Betrieben. Der bereinigte Lohnabstand
 33 in tarifgebundenen Betrieben gegenüber nicht-tarifgebundenen Betrieben beträgt 10
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 34 Prozent, der unbereinigte Unterschied sogar fast 20 Prozent. In nicht tarifgebundenen
 35 Betrieben fällt auch die wöchentliche Mehrarbeit um fast eine Stunde höher aus. Für
 36 Thüringen ist Lohnabstand zwischen tarifgebundenen und nicht tarifgebundenen
 37 Betrieben mit elf Prozent noch höher als in Hessen, der unbereinigte Unterschied
 38 liegt sogar bei 23 Prozent. Überall gilt, dass eine sogenannte Tariforientierung
 39 keinen Tarifvertrag ersetzt. Die nicht tariflichen geregelten Arbeitsbedingungen sind
 40 nicht nur nicht einklagbar, der Entgeltrückstand beträgt beispielweise in Thüringen
 41 mehr als acht Prozent. 

 42 Fehlende Tarifbindung schadet den Beschäftigten und der Allgemeinheit. Denn
 43 niedrigere Einkommen bedeuten auch geringere Einnahmen der öffentlichen Haushalte
 44 sowie der Sozialversicherungssysteme und weniger Kaufkraft bei den Beschäftigten in
 45 der Region.

 46 Tariftreue in der Vergabe
 47 Die Hessische Landesregierung plant laut ihrem Koalitionsvertrag das Hessische
 48 Vergabe- und Tariftreuegesetz zu novellieren. Wir fordern die Weiterentwicklung zu
 49 einem effektiven Tariftreuegesetz in Orientierung am Saarländisches Modell. Neben der
 50 verbindlichen Vorgabe von tariflichen Arbeitsbedingungen bei der Erbringung
 51 öffentlicher Aufträge durch branchenspezifische Rechtsverordnungen, ist ein
 52 vergabespezifischer Mindestlohn als Untergrenze vorzugeben und der Anwendungsbereich
 53 ist auch auf öffentlich beherrschte Auftraggeber in privater Rechtsform auszuweiten.
 54 Im Verkehrsbereich fordert der DGB bei vergabebedingtem Betreiberwechsel die
 55 gesetzliche Verpflichtung des neuen Betreibers, das bisher eingesetzte Personal zu
 56 gleichen Bedingungen zu übernehmen.

 57 Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern, das Thüringer Vergabegesetz
 58 beizubehalten und so weiterzuentwickeln, dass die Tarifbindung gestärkt wird. Eine
 59 Einschränkung des Anwendungsbereichs lehnen wir klar ab. Stattdessen muss die
 60 verbindliche Anwendung der Tariftreueregelung und des vergabespezifischen
 61 Mindestlohns auf Kommunen und sonstige öffentliche Einrichtungen ausgeweitet werden.
 62 Wir setzen uns für die Ausweisung weiterer repräsentativer Tarifverträge und die
 63 Fortschreibung des vergabespezifischen Mindestlohns ein. Wir fordern, endlich
 64 aktuelle repräsentative Tarifverträge im ÖPNV auszuweisen und die Verpflichtung zur
 65 Personalübernahme bei vergabebedingtem Betreiberwechsel konsequent vorzusehen.

 66 Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzen sind auch darüber hinaus für faire
 67 Vergaben und die globale Verantwortung entlang der Lieferkette ein. Wir unterstützen
 68 ein wirksames und ambitioniertes Lieferkettengesetz, weil Menschen– und
 69 Arbeitnehmer*innenrecht universale Geltung haben. Öffentliche Auftraggeber haben eine
 70 besondere Verantwortung für Menschenrechts- und Umweltstandards entlang der
 71 Lieferkette.

 72 Dem als „Bürokratieabbau“ getarnten Angriff auf die Rechte und den Schutz der
 73 abhängig Beschäftigten treten wir klar entgegen. Wir setzen uns in Hessen und
 74 Thüringen für den Ausbau und die Anwendung von sozialen und umweltbezogenen Kriterien
 75 (z.B. Ausbildungsbeteiligung, Beschäftigung schwerbehinderter Menschen, Umwelt- und
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 76 Klimaschutzzertifizierungen, Verwendung von Recylingstoffen) in Vergabeverfahren ein.

 77 Wir setzen uns für die Vergabe von Fördermitteln ausschließlich mit sozialer
 78 Konditionierung und an tarifgebundene Unternehmen ein.

 79 Stärkung der Allgemeinverbindlicherklärung
 80 Um die Tarifbindung zu erhöhen und damit auch den Niedriglohnsektor weiter zu
 81 verkleinern, sollten sich beide Landesregierungen durch eine Bundesratsinitiative für
 82 die Erleichterung von Allgemeinverbindlicherklärungen von Tarifverträgen einsetzen.
 83 So könnte der Abstimmungsmodus in den Tarifausschüssen geändert werden, um die Veto-
 84 Möglichkeit der Arbeitgeber*innenseite zu beseitigen. 

 85 Obwohl die Richtgröße von 50 Prozent der Beschäftigten als Voraussetzung für eine
 86 Allgemeinverbindlicherklärung seit 2014 nicht mehr gesetzlich verankert ist, wird sie
 87 nach wie vor als Kriterium im Tarifausschuss herangezogen. Dafür aber gibt es keinen
 88 Grund. Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen fordert von den Landesregierungen, dass eine
 89 Allgemeinverbindlicherklärung auch dann „im öffentlichen Interesse“ möglich sein
 90 muss, wenn sie für Ziele wie die Stabilisierung der Funktion der Tarifautonomie und
 91 des Tarifvertragssystems, die Erreichung angemessener Entgelt- und Arbeitsbedingungen
 92 oder als Mittel zur Sicherung sozialer Standards und zur Verhinderung von
 93 Wettbewerbsverzerrungen geeignet ist.

 94 Daneben sollten die Arbeitsministerien in Hessen und Thüringen ihren Einfluss bei den
 95 Arbeitgeberverbänden geltend machen, um auch unter den gegebenen gesetzlichen
 96 Rahmenbedingungen mehr Tarifverträge oder zumindest mehr Teile von Tarifverträgen
 97 allgemeinverbindlich zu erklären.

 98 Mitbestimmung 
 99 Die betriebliche Mitbestimmung ist die zweite Säule der Sozialpartnerschaft.
 100 Betriebliche Mitbestimmung trägt zur Demokratisierung der Arbeitswelt bei und
 101 begünstig die Tarifbindung. Wir setzen uns daher für die flächendeckende Etablierung
 102 von Betriebs- und Personalräten ein.

 103 Die Länder können die Arbeit der Mitbestimmungsgremien unterstützen, indem sie
 104 beispielsweise den Index-Gute-Arbeit regelmäßig erheben, um Handlungsbedarfe in der
 105 Arbeitswelt aufzuzeigen. Die Ergebnisse können dann über Transferprojekte in die
 106 praktische Arbeit von Betriebs- und Personalräten einfließen. Außerdem sollten zur
 107 Anerkennung und Stärkung der Mitbestimmung jährliche Konferenzen der
 108 Landesregierungen durchgeführt werden.

 109 Der DGB fordert die Verbesserung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes, durch
 110 die Mitbestimmung der Personalräte in allen personellen, sozialen und
 111 organisatorischen Angelegenheiten, adäquate verbesserte Freistellungen insbesondere
 112 bei Schulen und der Hessischen Polizei sowie ein digitales Zugangsrecht der
 113 Gewerkschaften, das dem in der analogen Welt entspricht.

 114 Arbeitskammern
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 115 Der DGB Hessen-Thüringen bekräftigt seine Entscheidung für die Einrichtung von
 116 Arbeitskammern in beiden Bundesländern und verstärkt gemeinsam mit den
 117 Mitgliedsgewerkschaften seine Aktivitäten insbesondere in Thüringen. Hierzu werden
 118 den politischen Entscheidungsträger*innen konkrete Vorschläge zur Einrichtung einer
 119 Kammer unterbreitet und durch verstärkte Öffentlichkeitsarbeit die Debatte
 120 vorangetrieben. Der DGB unterstützt die Aktivitäten der Mitgliedsgewerkschaften und
 121 im politischen Raum aktiv.
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Antrag A02: Acht Stunden sind genug!
Laufende Nummer: 34

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir I

 1 Der DGB Hessen-Thüringen hält am gesetzlichen 8-Stunden-Tag als zentrales
 2 Arbeitsrecht zur Begrenzung der Höchstarbeitszeiten fest. 

 3 Wir setzen uns für mehr Arbeitszeitsouveränität der Beschäftigten insbesondere durch
 4 die tarifvertraglichen Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen der gesetzlichen
 5 Höchstarbeitszeit ein. Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich dafür ein, dass die
 6 Arbeitszeit der Landes- und Kommunalbeamt*innen an das Tarifniveau im öffentlichen
 7 Dienst angepasst wird.

 8 Das Ziel des DGB-Hessen-Thüringen und der in ihm vereinten Gewerkschaften ist es, im
 9 Rahmen der Tarifautonomie, die Arbeitszeiten zu verkürzen. Darüber hinaus sollen an
 10 Lebensphasen orientierte Arbeitszeitmodelle, sowie sichere und attraktivere
 11 Lebensarbeitszeitkonten zur besseren Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Privatleben
 12 geschaffen werden. 

 13 Arbeitszeitpolitik muss die gesamte Zeitbelastung von Menschen in den Blick nehmen –
 14 ein-schließlich unbezahlter Sorgearbeit, ehrenamtlichem Engagement und der
 15 Notwendigkeit von Zeit für Selbstfürsorge. Wir setzen uns für eine gerechte
 16 Arbeitszeitpolitik ein, die Zeitwohlstand für alle und gesellschaftliche
 17 Zeitgerechtigkeit schafft. Dafür wird gezielt auf die Landespolitik zugegangen und
 18 eingewirkt.
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Antrag A03: Stärkerer Einsatz zur Verteidigung des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG)
Laufende Nummer: 55

Antragsteller*in: DGB-Kreisvorstand Groß-Gerau

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir I

 1 Der DGB soll seinen politischen Einsatz und die Lobbyarbeit für das LkSG verstärken.

 2 Der DGB soll den politischen Druck erhöhen und maximalen Einfluss geltend machen, um
 3 das Gesetz zu erhalten. Er soll darauf hinwirken, dass auch die dezentralen
 4 Strukturen sowie die Einzelgewerkschaften auf ihren Ebenen die Verteidigung des LkSG
 5 zum Thema machen.
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Antrag G14: Mehr Aufklärung über Wahlen und Rechtsextremismus
Laufende Nummer: 1

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen als Material zu Antrag G01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag G01

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Demokratie stärken

 1 Dass der Bezirksvorstand des DGB Hessen-Thüringen sich dafür einsetzt, dass die
 2 Aufklärung über Rechtsextremismus und Wahlen generell ein stärkerer Schwerpunkt der
 3 Lehrpläne in (Berufs-)Schulen wird.
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Antrag G15: Aufnahme von verpflichtenden Besuchen von Holocaust-
Gedenkstätten in den Lehrplänen
Laufende Nummer: 4

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen als Material zu Antrag G01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag G01

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Demokratie stärken

 1 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen soll sich dafür einsetzen, dass der Besuch von
 2 Holocaust-Gedenkstätten schulformübergreifend in die Rahmenlehrpläne der hessischen
 3 und thüringischen Schulen aufgenommen wird.

 4 In jeder Schulform (Haupt-, Real, Gesamtschule, Gymnasium) bis zum Abschluss der
 5 Sekundarstufe I soll der bereits verankerte und verpflichtende Unterrichtsgegenstand
 6 zum Nationalsozialismus und seine Folgen durch Gedenkstättenbesuche ergänzt werden.

 7 Der DGB soll sich darüber hinaus gemeinsam mit den DGB-Gewerkschaften für eine
 8 Anpassung der Lehrpläne in anderen Bundesländern, in denen Gedenkstättenbesuche
 9 bisher noch nicht vorgesehen sind, einsetzen.
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Antrag G03: 5 Jahre Rassistischer Terror in Hanau. Antifaschistische 
Bündnisse in Erinnerung an den Terror stärken.
Laufende Nummer: 35

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Demokratie stärken

 1 Die DGB-Bezirkskonferenz Hessen-Thüringen beschließt lokale Antifaschistische
 2 Bündnisse in Erinnerung an den rassistischen Terror des 19. Februar 2020 zu stärken
 3 und sich an Protesten und Erinnerungsveranstaltungen zu beteiligen.

 4 Eine rassistische Diskursverschiebung lehnen wir strikt ab. Wir müssen uns an die
 5 Opfer erinnern! Erinnern heißt verändern!
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Antrag G02: Nicht der rechten Hetze hinterherlaufen
Laufende Nummer: 40

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Demokratie stärken

 1 Die DGB-Bezirkskonferenz Hessen-Thüringen positioniert sich klar antifaschistisch und
 2 solidarisch an der Seite aller Menschen.

 3 Wir stellen uns gegen die rechte Diskursverschiebung in Politik und Gesellschaft.

 4 Die Einführung einer diskriminierenden Bezahlkarte lehnen wir auf allen Ebenen ab,
 5 sowie die Forderung nach mehr Abschiebungen. Auch die Einteilung in nützliche und
 6 nicht-nützliche Migrant*innen lehnen wir ab. Wer Schutz sucht, soll ihn bei uns
 7 bekommen - bedingungslos!

 8 Wir unterstützen die Initiative "Abolish Bezahlkarte" und andere Gegeninitiativen.

 9 Der DGB Hessen-Thüringen prüft hierfür die Bereitstellung von Räumlichkeiten.

 10 Wir versuchen uns durch gesellschaftspolitische Bündnisarbeit dem Rechtsruck
 11 entgegenzustellen und eine linke Gegenmacht aufzubauen. Für uns heißt es nicht nach
 12 unten und zur Seite zu treten, sondern nach oben!
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Antrag G04: Klare Kante gegen Rechts – Informationsleitfaden und -
Portal gegen die extreme Rechte
Laufende Nummer: 60

Antragsteller*in: ver.di Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Demokratie stärken

 1 Der DGB Hessen-Thüringen beteiligt sich an der Entwicklung und Veröffentlichung eines
 2 umfassenden Informations- und Aktionspaketes zur extremen Rechten, bestehend aus
 3 einem Aufklärungs- und Infoportal für betriebliche und gewerkschaftliche Strukturen.

 4 Insbesondere im Kontext zu Betriebs- und Personalratswahlen sind Fakten und
 5 Hintergrundinformationen zu Aktivitäten rechter Akteure auszuarbeiten.

 6 Das „Portal” bzw. die Informationsplattform soll als Handwerkszeug für Aktive dienen
 7 und Argumentationshilfen, Schulungsmaterial, Checklisten und rechtliche Grundlagen
 8 gesammelt zur Verfügung stellen. Ebenfalls integriert werden soll ein Kontakt- und
 9 Servicebereich mit Medien, Materialien sowie Ansprechpartner:innen in den
 10 Mitgliedsgewerkschaften und beim DGB.

 11 Das Paket soll allen haupt- und ehrenamtlichen Kolleg:innen in den Betrieben und
 12 Gremien zur Verfügung gestellt werden. Ziel ist, rechtspopulistischen und
 13 rechtsextreme Einflussnahmen und der gezielten Unterwanderung gewerkschaftlicher
 14 Themen durch die extreme Rechte wirksam zu begegnen.

7. Ordentliche Bezirkskonferenz | DGB-Hessen-Thüringen
Bad Hersfeld, 13.12.2025

23 / 123



Antrag E01: Stärkung und Förderung des privaten Ehrenamtes – 
bundesweit gesetzlicher Anspruch auf bezahlte Freistellung für 
Arbeitnehmende zur Ausübung eines privaten Ehrenamtes
Laufende Nummer: 9

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Dass der DGB Hessen-Thüringen sich politisch dafür einsetzt, den für Arbeitnehmende
 2 bundesweit bereits gesetzlichen Anspruch auf bezahlte Freistellung zur Ausübung eines
 3 öffentlichen Ehrenamtes auf das private Ehrenamt (ehrenamtliches Engagement in
 4 Institutionen wie Sportvereinen, Tier- und Naturschutzorganisationen, Parteien,
 5 Gewerkschaften und andere) auszuweiten und diesen mittels regelmäßiger Kampagnen in
 6 der breiten Bevölkerung bekannt(er) zu machen.
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Antrag G08: Feiertag am 8. Mai anlässlich des Endes des Zweiten 
Weltkrieges
Laufende Nummer: 12

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Dass sich der DGB Hessen-Thüringen dafür einsetzt, den 8. Mai in Hessen und Thüringen
 2 - zu einem dauerhaften Feiertag zu erklären.
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Antrag G10: Antrag zur Einführung des Weltfrauentages als 
gesetzlichen Feiertag in Hessen
Laufende Nummer: 13

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: erledigt bei Annahme von Antrag G09

Empfehlung der ABK: Erledigt bei Annahme von Antrag G09

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen, setzt sich auf politischer Ebene dafür ein, dass der
 2 8. März, der Weltfrauentag, auch im Land Hessen als gesetzlicher Feiertag eingeführt
 3 wird.
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Antrag G09: Antrag zur Einführung des Weltfrauentages als 
gesetzlicher Feiertag in Hessen und Thüringen
Laufende Nummer: 14

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

G10

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Dass die DGB-Gewerkschaften aufgefordert werden, sich dafür einzusetzen, dass der 8.
 2 März, der Weltfrauentag, auch im Land Hessen und Thüringen als gesetzlicher Feiertag
 3 eingeführt wird.
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Antrag G11: Einführung des Reformationstags als gesetzlichen 
Feiertag in Hessen
Laufende Nummer: 15

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen möge darauf hinwirken, dass die Hessische
 2 Landesregierung den Reformationstag als gesetzlichen Feiertag für Hessen
 3 festschreibt.
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Antrag G13: Arbeitsgruppe politischer Streik
Laufende Nummer: 36

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen als Material an den Bezirksvorstand

Empfehlung der ABK: Annahme als Material an den Bezirksvorstand

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Der DGB Bezirk Hessen-Thüringen richtet eine Arbeitsgruppe politischer Streik ein.

 2 Das Ziel dieser Arbeitsgruppe soll es sein, fundierte rechtliche, strategische und
 3 organisatorische Grundlagen zu erarbeiten, die es den Mitgliedsgewerkschaften
 4 ermöglichen, sich mit politischen Streiks auseinanderzusetzen und diese in Zukunft
 5 unter Berücksichtigung den zu diesem Zeitpunkt aktuellen rechtlichen
 6 Rahmenbedingungen sicher und effektiv durchzuführen.

 7 Folgende Kernfragen und Themenbereiche sollen bearbeitet werden:

 8 Rechtliche Grundlagen und Grenzen1. 

 9
 10

 11
 12

 13

Welche Gesetze und Regelungen gibt es zum Thema „politische Streiks“ und was
sagen sie aus?

Welche Rechtsprechungen und gerichtliche Entscheidungen gibt es und wie könne
diese in strategische Entscheidungen eingebunden werden?

Welche Grauzonen existieren und wie kann man diese für Zwischenschritte nutzen 

 14 Strategien und Handlungsempfehlungen2. 

 15
 16

 17
 18
 19

 20
 21

Welche Strategien kann der DGB entwickeln, um politische Streiks rechtssicher
und effektiv zu organisieren?

Wie können politische Streiks durchgeführt werden, ohne dabei für den DGB, die
einzelnen Mitgliedsgewerkschafen und deren Mitglieder die rechtlichen und
finanziellen Risiken zu erhöhen?

Welche Organisationen außerhalb des DGBs haben ähnliche Ansichten und ggf. Ziele
zu politischen Streiks kann diesbezüglich eine Zusammenarbeit stattfinden?

 22 Gesellschaftlicher und politischer Einfluss3. 

 23
 24
 25

 26
 27

 28
 29
 30

 31
 32

Wie ist der allgemeine Wissensstand und die Haltung aktuell in der Gesellschaft
gegenüber politischen Streiks und wie kann der DGB und seine
Mitgliedsgewerkschaften dies positiv beeinflussen?

Welche positiven und negativen Auswirkungen können politische Streiks auf die
öffentliche Wahrnehmung des DGB und seinen Mitgliedsgewerkschaften?

Welche Handlungsmöglichkeiten hat der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften, um
das Thema in der Politik voranzubringen, sodass die Rechtslage im Sinne des DGBs
überarbeitet wird?

Wie kann der DGB und seinen Mitgliedsgewerkschaften die Position als
verlässliche und verantwortungsbewusste Akteure im politischen Diskurs stärken?
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 33 Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe sollten umfassend und praxisorientiert sein, um
 34 konkrete Vorschläge und Handlungsempfehlungen zu entwickeln, die den DGB und die
 35 Mitgliedsgewerkschaften in ihrer zukünftigen Arbeit unterstützen. Dementsprechend
 36 sollten die Ergebnisse den Mitgliedsgewerkschaften und auch deren
 37 Jugendorganisationen mitgeteilt und im besten Fall erprobt werden.
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Antrag G07: Antrag für die Bezirksdelegiertenkonferenz des DGB zum 
Thema Pflichtdienst
Laufende Nummer: 56

Antragsteller*in: DGB-Stadtverband-Kreisverband Offenbach

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Gesellschaftspolitik

 1 Dass sich der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen öffentlich gegen jede Art von Pflicht- oder
 2 Wehrdienst für junge Menschen in Deutschland ausspricht. Gleichzeitig müssen
 3 freiwillige Dienste wie dem Freiwilligen Sozialen Jahr oder dem
 4 Bundesfreiwilligendienst kritisch hinterfragt werden.
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Antrag E07: Jugendclub in Darmstadt gründen
Laufende Nummer: 38

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Der DGB Hessen-Thüringen prüft, ob ein DGB-Jugendclub in Darmstadt gegründet werden
 2 kann.
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Antrag E08: Jugendclub U68 erhalten
Laufende Nummer: 39

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich nachhaltig und eindringlich dafür ein, den DGB
 2 Jugendclub U68 als Angebot während und nach der Renovierung/Neubau des
 3 Gewerkschaftshauses zu erhalten.
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Antrag E09: Offenes Jugendbüro Filler stärken – gewerkschaftliche 
Jugendkultur in Erfurt erhalten
Laufende Nummer: 41

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Das offene Jugendbüro der Gewerkschaftsjugend in Thüringen, das „Filler“, muss als 
 2 wichtiger Ort antifaschistischer und gewerkschaftlicher Jugendkultur in Thüringen 
 3 erhalten bleiben und gestärkt werden.

 4 Ein wichtiger Baustein zur Stärkung des Fillers wäre es, den Bekanntheitsgrad in ganz
 5 Thüringen zu erhöhen. So sollten die DGB-Gewerkschaften die Termine im Filler an
 6 deren Mitglieder weitertragen. Dies sollte auch zur Vernetzung der
 7 Mitgliedsgewerkschaften beitragen.
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Antrag E02: Bessere Wertschätzung des Ehrenamts
Laufende Nummer: 45

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Darmstadt-Dieburg

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Der DGB Hessen-Thüringen soll mit den Einzelgewerkschaften ein Konzept erarbeiten,
 2 wie man mehr aktive Mitglieder gewinnen kann und dessen Umsetzung fördern. Gegenüber
 3 der Landespolitik soll der DGB die Wertschätzung des Ehrenamtes aktiv vertreten und
 4 sich für dessen Förderung einsetzen.
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Antrag E03: Mehr Vielfalt im DGB
Laufende Nummer: 46

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Darmstadt-Dieburg

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Der DGB Hessen-Thüringen soll sich damit auseinandersetzen, dass es bei der
 2 Fokusgruppe Arbeiter*innen und Angestellte Überschneidungen mit anderen
 3 Personengruppen gibt und wie man diese Personenkreise besser anspricht. Um die
 4 Gremien bei dieser Veränderung zu entlasten, soll eine verbindliche Checkliste
 5 erstellt werden.

 6 Bestandteile dieser Liste sollten u.a. sein:

 7

 8

 9

 10
 11

 12

 13

 14

Barrierefreie Kommunikation

die Gesellschaft bei Bildern widerspiegeln

die vorhandenen queeren Strukturen unterstützen und ausbauen

Bei Veranstaltungen darauf achten, dass beim Essenangebot für jeden etwas dabei
ist

Ausgrenzung jeglicher Art in Gremien nicht zulassen

auf Barrierefreiheit bei Veranstaltungsorten achten

Schulungen und Sensibilisierung für Gremien.
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Antrag E05: Ergänzung der Richtlinie über ehrenamtliche Kreis- und 
Stadtverbände gemäß des § 12 Ziffer 4 der DGB-Satzung im Abschnitt 
4.2: Der Vorsitz im Stadt- oder Kreisverband ist auch als 2 oder 3 
Personenteam möglich
Laufende Nummer: 50

Antragsteller*in: DGB Stadtverband Darmstadt

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Die Bezirkskonferenz empfiehlt den Mitgliedsgewerkschaften und den DGB-
 2 Bezirksvorständen beim Bundeskongress 2026 zu beantragen, dass der Vorsitz der DGB-
 3 Stadt- und Kreisverbände auch als Team von 2 oder 3 Personen möglich ist. Sie teilen
 4 die Arbeit in Themenbereiche auf, für die sie jeweils verantwortlich sind.
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Antrag E06: Gewerkschaftliche Orte in Thüringen erhalten und 
weiterentwickeln
Laufende Nummer: 58

Antragsteller*in: ver.di Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Ehrenamt

Antragsblock: Organisationspolitik

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich für die Erhaltung und zeitgemäße
 2 Weiterentwicklung gewerkschaftlicher Orte in Thüringen ein. Ziel ist es, Orte für
 3 gewerkschaftliche Arbeit und gesellschaftliches Engagement in der Fläche Thüringens
 4 anzubieten, die die Gewerkschaften erreichbar und öffentlich sichtbar machen.
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Antrag 0: #GerechtFairteilen - Für eine gerechte, solidarische und 
friedliche Gesellschaft  
Laufende Nummer: 19

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: 0 - Entschließungsantrag

Antragsblock: #GerechtFairteilen

 1 Die Bezirkskonferenz des Deutschen Gewerkschaftsbundes Hessen-Thüringen bekräftigt
 2 nachdrücklich die Notwendigkeit einer Politik, die auf soziale Gerechtigkeit durch
 3 die gerechte Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums gerichtet ist. Dies
 4 beinhaltet faire Löhne und Gehälter, eine gerechte Steuerpolitik, die Vermögende
 5 stärker in die Verantwortung nimmt, sowie den Ausbau einer starken sozialen
 6 Infrastruktur, die allen Menschen gleiche Chancen ermöglicht.

 7 Die Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes kämpfen in Tarifrunden
 8 für eine gerechte Verteilung und die Beteiligung der Beschäftigten an dem
 9 erwirtschafteten Gewinn von Unternehmen. Der DGB Hessen-Thüringen wird sich auf alle
 10 Ebenen für ein Steuersystem einsetzen, bei dem höhere Einkommen und Vermögen
 11 prozentual stärker besteuert werden als niedrige. Dies würde die Steuerlast fairer
 12 verteilen und gleichzeitig Einnahmen für öffentliche Dienstleistungen generieren.
 13 Gemeinsam mit unseren Mitgliedsgewerkschaften kämpfen wir für die Stärkung der
 14 Tarifbindung.

 15 Die Forderung nach gerechter Umverteilung ist ein Kernelement unseres politischen
 16 Handelns. Das richtet sich nicht nur an die Politik, sondern ist auch eine
 17 Aufforderung an die Gesellschaft, über ihre Werte und Prioritäten nachzudenken und
 18 sich für eine gerechtere und inklusivere Zukunft einzusetzen.

 19 Wir setzen uns für eine solidarische Gesellschaft ein, in der die Bedürfnisse aller
 20 Menschen im Mittelpunkt stehen. Dies erfordert eine Stärkung der sozialen
 21 Sicherungssysteme, Strategien zur Armutsbekämpfung, den Abbau von Ungleichheiten und
 22 Diskriminierung sowie eine Politik, die auf Kooperation und Zusammenhalt statt auf
 23 Spaltung setzt.

 24 Ein starker sozialer Zusammenhalt ist unerlässlich für eine stabile und
 25 zukunftsfähige Gesellschaft. Wir fordern Maßnahmen, die das Miteinander fördern, den
 26 Dialog zwischen unterschiedlichen Gruppen stärken und ein Klima des Respekts und der
 27 Wertschätzung schaffen.

 28 Unser Ziel ist ein dauerhafter sozialer Frieden, der untrennbar mit einer aktiven
 29 Friedenspolitik verbunden ist. Dieser Frieden gründet auf sozialer Gerechtigkeit und
 30 Chancengleichheit im Inneren sowie auf einer Außenpolitik, die auf Diplomatie, zivile
 31 Konfliktlösung und Abrüstung setzt.
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Antrag U01: Leitantrag: #GerechtFairteilen
Laufende Nummer: 20

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: U - Umverteilung

Antragsblock: #GerechtFairteilen

 1 Der DGB Hessen-Thüringen fordert eine Steuerpolitik, die sich an den Prinzipien eines
 2 funktionierenden Sozialstaates und der gerechten Verteilung der Steuerlast
 3 orientiert. Dabei setzen wir darauf, dass hohe Einkommen und Vermögen bei der
 4 Finanzierung des Gemeinwesens stärker belastet werden können und müssen. Hierzu hat
 5 der DGB ein Steuerkonzept vorgelegt.

 6 Der DGB Hessen-Thüringen fordert die Landesregierungen sowie die Landtagsabgeordneten
 7 der demokratischen Parteien von Hessen und Thüringen auf, sich mit Nachdruck für 

 8

 9

eine Reform der Erbschaftsteuer und

die Wiedereinführung der Vermögensteuer

 10 einzusetzen.

 11 Die Bundesländer und die Gemeinden müssen entsprechend ihrer Aufgaben finanziert
 12 werden, um ihren sozialstaatlichen Aufgaben, einer funktionierenden Daseinsvorsorge
 13 und den notwendigen Investitionen in die öffentliche Infrastruktur nachkommen zu
 14 können. Dafür müssen die Kommunen einen höheren Anteil aus dem Sondervermögen des
 15 Bundes erhalten. 

 16 Um investive Spielräume konjunkturunabhängig zu erhalten, muss die Schuldenbremse
 17 abgeschafft oder grundlegend reformiert werden. Bis dahin sollten die
 18 Landesregierungen alle Möglichkeiten nutzen, auch im Rahmen der Schuldenbremse
 19 mittels ihrer Landesbanken und durch Öffentliche Investitionsgesellschaften
 20 kreditfinanzierte Investitionen zu tätigen.

 21
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Antrag U02: Kommunen stärken, Zukunft sichern: Investitionen in die 
öffentliche Daseinsvorsorge 
Laufende Nummer: 30

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: U - Umverteilung

Antragsblock: #GerechtFairteilen

 1 Auf der kommunalen Ebene werden wesentliche Leistungen der öffentlichen
 2 Daseinsvorsorge bereitgestellt, die gesellschaftlich, aber auch wirtschaftlich eine
 3 hohe Bedeutung haben. Die öffentliche Daseinsvorsorge ist umfassend zu denken: Brand-
 4 und Katastrophenschutz, Versorgung mit Wasser, Energie und Wärme, Wohnen,
 5 Gesundheitsversorgung, digitale Infrastruktur und Bildung, Müllabfuhr, Sozialarbeit
 6 und Bürgerbüros - das sind nur einige Beispiele für kommunale Daseins-vorsorge. Die
 7 Beschäftigten in den Ämtern, aber auch in Kunst, Kultur und Jugendeinrichtungen
 8 schaffen Lebensqualität vor Ort, gleichberechtigte Teilhabe und Sicherheit für alle.
 9 Gemessen an ihren Aufgaben und die dadurch erforderlichen Ausgaben sind die Kommunen
 10 strukturell unterfinanziert.  

 11 Der DGB fordert:

 12

 13

 14

 15

einen höheren Anteil der Kommunen an den Gemeinschaftssteuern,

schneller Zugang zu den Geldern des Investitionsfonds des Bundes,

keine Steuererleichterungen zu Lasten kommunaler Haushalte und

eine Fachkräfte-Offensive für die Kommunen.

 16 In der Bildungspolitik liegt z. B. die Verantwortung für das Personal im
 17 Elementarbereich bei den Kommunen. Außerdem sind die Kommunen für die
 18 Bildungsinfrastruktur der Kitas und der Schulen verantwortlich. Allein für Schulen
 19 geht die GEW für Hessen von einem Sanierungsstau von mindestens 6 Milliarden Euro
 20 aus, der Thüringer Rechnungshof geht für die Schulen von Investitionsbedarfen in Höhe
 21 von 3,3 Milliarden Euro aus. 

 22 Mit den Herausforderungen durch den Klimawandel, Dekarbonisierung und Klimaanpassung
 23 sind den Kommunen erhebliche zusätzliche Aufgaben erwachsen, die in den nächsten
 24 Jahren weiter steigen. Sie haben die Verantwortung für den ÖPNV, die Energie- und
 25 Wärmewende sowie den Schutz von Extremwetter und Naturkatastrophen. Dafür braucht es
 26 gute Arbeitsbedingungen und auskömmliche finanzierte öffentliche Einrichtungen und
 27 Unternehmen, die die umfassende Daseinsvorsorge in hoher Qualität gewährleisten
 28 können.   

 29 Viele Stellen im öffentlichen Dienst der Kommunen und auch bei den kommunalen
 30 Unternehmen sind nicht besetzt. Zudem gehen demnächst viele geburtenstarke Jahrgänge
 31 der kommunal Beschäftigten in Rente und Pension. Durch die personelle Unterbesetzung
 32 sind die Kommunal-Beschäftigen hoch belastet. Es droht eine Abwärtsspirale von
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 33 Überlastung aufgrund von Personalmangel und mangelnder Attraktivität des öffentlichen
 34 Dienstes, der sich gegenseitig verstärkt.  

 35 Der Investitionsbedarf, den das aktuelle Kommunalpanel der KfW-Bank für Deutschland
 36 insgesamt ausweist, summiert sich auf 216 Milliarden Euro. Hiervon entfallen
 37 entsprechende Anteile auf Hessen und Thüringen. Die Kommunen in beiden Bundesländern
 38 sind nicht in der Lage, den bestehenden Investitionsstau abzubauen.  

 39 Der Bund und die Bundesländer sind aufgefordert, für eine auskömmliche Finanzierung
 40 der Gemeinden, Städte und Landkreise zu sorgen. Die Kommunen müssen in die Lage
 41 versetzt werden, ihre Aufgaben im erforderlichen Umfang zu erledigen und die von
 42 ihnen zu erbringenden Leistungen bereitzustellen. Dafür müssen Ihnen zum einen
 43 dauerhaft mehr Einnahmen zufließen – aus Steuern, aber auch aus Landeszuweisungen.
 44 Das zentrale Instrument ist hier der Kommunale Finanzausgleich (KFA). Insbesondere
 45 sollten die Bundesländer in Zeiten einer konjunkturellen Krise keine Kürzungen bei
 46 bereits zugesagten KFA-Zuweisungen vornehmen, um ihre eigenen Haushalte zu sanieren.
 47 Um die kommunalen Investitionen zu erhöhen, sollten die Bundesländer gezielte und auf
 48 Jahre angelegte Programme auflegen, z.B. für Schulen, Kitas und Brücken.  

 49 Ein Absenken von Standards, die aufgrund von fiskalischen Gründen diskutiert werden
 50 oder sogar schon erfolgen, lehnen wir entschieden ab.
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Antrag S02: Novellierung Krankenversicherung
Laufende Nummer: 6

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Der DGB möge darauf hinwirken, dass ein Umbau des Krankenversicherungssystems
 2 stattfindet. Neben den Expertengremien der DGB-Gewerkschaften sollten die
 3 Diskussionen auch auf DGB-Ebene erfolgen, denn es wird eine der zentralen Aufgaben
 4 der nächsten Regierung sein, dieses erfolgreich zu gestalten und Arbeitnehmenden
 5 langfristig ein (planungs-) sicheres Umfeld zu bieten. Allen DGB-Gewerkschaften
 6 sollte entsprechend daran gelegen sein gute Konzepte für ihre Mitglieder zu
 7 erarbeiten. Möglichkeiten hierfür wären unter anderem die Aufhebung der BBG
 8 (Beitragsbemessungsgrenze), die Abschaffung von privaten Versicherungen und die
 9 Digitalisierung der administrativen Prozesse innerhalb der Krankenversicherung.
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Antrag S03: Novellierung Pflegeversicherung
Laufende Nummer: 18

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Der DGB möge darauf hinwirken, dass ein Umbau des Pflegeversicherungssystems
 2 stattfindet. Neben den Expertengremien der DGB-Gewerkschaften sollten die
 3 Diskussionen auch auf DGB-Ebene erfolgen, denn es wird eine der zentralen Aufgaben
 4 der nächsten Regierung sein, dieses erfolgreich zu gestalten und Arbeitnehmenden
 5 langfristig ein (planungs-)sicheres Umfeld zu ermöglichen. Für die Pflegeversicherung
 6 könnte eine Möglichkeit sein, Pflegeimmobilien staatlicher bereitzustellen, und den
 7 Betrieb dieser dann an ambulante Pflegedienste auszuschreiben.
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Antrag S01: Leitantrag: Schutzversprechen des Sozialstaats einhalten 
– soziale Sicherungssysteme weiterentwickeln
Laufende Nummer: 24

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

S05, S07

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Die Sozialversicherungen sind ein wichtiger Bestandteil des Sozialstaates und die
 2 dritte Säule der Verteilungsgerechtigkeit. Sie sind ein Schutzversprechen gegen die
 3 Risiken Krankheit und Arbeitslosigkeit sowie eine auskömmliche Absicherung nach dem
 4 Erwerbsleben. Dieses Schutzversprechen des Sozialstaates dauerhaft einzuhalten ist
 5 eine zentrale Forderung des Deutschen Gewerkschaftsbundes.

 6 Das Prinzip der Sozialversicherung hat sich in Deutschland bewährt. Wir halten daran
 7 fest, die Risiken für die Beschäftigten aus paritätisch finanzierten Beiträgen
 8 solidarisch zu finanzieren. Jedoch müssen gesamtgesellschaftliche Aufgaben des
 9 Sozialstaats zwingend aus Steuermitteln finanziert werden. Durch hohe Beschäftigung,
 10 gute tarifgebundene Löhne, die Ausweitung der Bemessungsgrenzen und der
 11 Versichertenkreise kann die Stabilität von Beiträgen und Leistungen garantiert
 12 werden.

 13 Der DGB fordert darüber hinaus:

 14
 15

 16
 17

 18

 19

die Einbeziehung aller Selbständigen und Abgeordneten in die Renten-, Pflege-
und gesetzliche Krankenversicherung,

die Anhebung des Rentenniveaus auf mindestens 50 Prozent und Stopp der Pläne zur
Erhöhung des Rentenalters,

Stärkung der Betriebsrenten sowie

bessere Finanzausstattung der Arbeitsagenturen und Jobcenter.

 20 Rentenversicherung

 21 Wer ein Leben lang arbeitet, hat einen Ruhestand in Würde und ohne Armut verdient.
 22 Wir setzen uns dafür ein, dass die gesetzliche Rente dies garantiert. Die von der
 23 Bundesregierung zugesagte Sicherung des Rentenniveaus begrüßen wir. Darüber hinaus
 24 soll das Rentenniveau der gesetzlichen Rente auf 50 Prozent angehoben werden.

 25 Der beste Schutz vor Armut im Alter sind gute Löhne und gute Arbeit. Wir setzen uns
 26 deshalb für einen Mindestlohn ein, der vor Altersarmut schützt und fordern gute
 27 Arbeit, die den Beschäftigten Arbeitsbedingungen bietet, die ein Arbeiten bis zur
 28 Regelaltersgrenze überhaupt ermöglicht. Eine Anhebung des Rentenalters lehnen wir ab.

 29 Wir wollen ohne Ausnahmen alle Selbstständigen sowie alle Abgeordneten in die
 30 gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen. Die Beamten haben eine gute, vom

7. Ordentliche Bezirkskonferenz | DGB-Hessen-Thüringen
Bad Hersfeld, 13.12.2025

45 / 123



 31 Arbeitgeber finanzierte Versorgung. Solange die Versorgung der gesetzlich
 32 Versicherten nicht gleichwertig mit der der Beamten ist, kommt für uns eine
 33 Einbeziehung und damit Rentenkürzung nicht in Frage. 

 34 Freiwillige zusätzliche Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung sind eine
 35 einfache Möglichkeit die Altersversorgung individuell zu verbessern. Allen
 36 Beschäftigten muss ein gleiches Recht auf Zahlungen bis zu einer bestimmten Höhe
 37 möglich sein. Für Schul- und Hochschulzeiten – inkl. anerkannter Anrechnungszeiten –
 38 muss die Möglichkeit freiwilliger Nachzahlung verbessert werden.

 39 Neben der gesetzlichen Rente sind Betriebsrenten eine wichtige Säule der
 40 Alterssicherung. Wir setzen uns für einen, von den Arbeitgebern zu zahlenden,
 41 Pflichtbeitrag in eine Betriebsrente ein. Darüber hinaus muss die staatliche
 42 Förderung von Betriebsrenten verbessert und vereinheitlich werden. Insbesondere
 43 untere und mittlere Einkommen sind zu fördern. Eine staatliche Förderung von
 44 Kapitalmarktprodukten sehen wir kritisch. Die Umlagefinanzierte Rentenversicherung
 45 hat sich als tragende Säule bewährt. Wir wollen sie stärken und ergänzen durch
 46 Betriebsrenten.

 47 Arbeitslosenversicherung 

 48 Wir wollen eine Arbeitslosenversicherung die Menschen davor schützt bei
 49 Arbeitslosigkeit in Armut zu fallen, die Angebote zur Arbeitsvermittlung beinhaltet,
 50 neue Chancen eröffnet und Qualifizierung ermöglicht.

 51 Fachkräftemangel und Arbeitslosigkeit sind ein Widerspruch, den man nicht mit mehr
 52 Druck auf Arbeitssuchende auflösen kann, sondern nur mit Qualifizierung. Die
 53 Neiddebatten über vermeintlich zu hohe Bürgergeldsätze führen in die Irre. Fakt ist,
 54 dass mehr als 40 Prozent der Menschen im Bürgergeld nicht arbeitslos sind. Sie
 55 pflegen Angehörige, gehen zur Schule, sind in Ausbildung oder gehen schlicht
 56 arbeiten. Fakt ist auch, dass wer arbeitet immer mehr hat als diejenigen die nicht
 57 arbeiten. Deshalb wollen wir ein System, dass den Menschen den Weg in qualifizierte
 58 Arbeit eröffnet – auch dann, wenn er steinig und lang ist. Gerade für die Jobcentern
 59 ist eine bessere Finanzausstattung daher entscheidend, um Menschen auf diesem Weg zu
 60 begleiten und zu helfen Steine aus dem Weg zu räumen. Deshalb sollten die Agenturen
 61 wieder größere Budgets erhalten, um Menschen zu Qualifizieren und fit für den
 62 Arbeitsmarkt zu machen.

 63 Zusätzliche Beschäftigung wird nicht dadurch erreicht, dass Verschonungsregelungen
 64 für Vermögen oder Karenzzeiten für angemessene Wohnungen verkürzt werden. Das
 65 verschärft lediglich die finanzielle Lage von Menschen, die in Arbeitslosigkeit
 66 geraten und auf Hilfe angewiesen sind. Pläne, die Regelungen beim Bürgergeld wieder
 67 zu verschärfen, lehnen wir deshalb ab.

 68 Kranken und Pflegeversicherung

 69 Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung steigen unter den wachsendem
 70 Kostendruck, während sich weder Versorgungqualität noch die Arbeitsbedingungen der
 71 Beschäftigten im Gesundheitswesen verbessert. Die steigenden Beiträge belasten gerade
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 72 Versicherte mit mittleren und kleinen Einkommen besonders.

 73 Auf der Ausgabenseite müssen Kranken- und Pflegeversicherung dauerhaft von
 74 gesamtgesellschaftlichen Kosten entlastet werden. Beispielsweise sind Beiträge für
 75 Bürgergeldempfänger*innen oder pflegende Angehörige aus Steuermitteln und nicht aus
 76 Beiträgen zu tragen. 

 77 Dem Trend steigender Beiträge stellen wir die Idee einer solidarischen Finanzierung
 78 von GKV und sozialer Pflegeversicherung entgegen. Wir setzen uns für die Ausweitung
 79 der solidarischen Finanzierung der GKV und der sozialen Pflegeversicherung ein. Die
 80 Beitragseinnahmen der gesetzlichen Sicherungssysteme wollen wir erhöhen, indem wir
 81 ihre Finanzierungsgrundlage ausweiten. Insbesondere Besserverdienende und
 82 Selbstständige wollen wir dafür ins System einbeziehen. Die Beitragsbemessungsgrenze
 83 und Versicherungspflichtgrenze müssen schrittweise angehoben werden und gleichzeitig
 84 müssen alle Einkommensarten, besonders auch Kapitalerträge und Mieteinnahmen,
 85 oberhalb eines bestimmten Freibetrags bei der Berechnung der individuellen
 86 Beitragshöhe mit einbezogen werden. Auch Beamt*innen wollen wir den Zugang zur
 87 gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung erleichtern.

 88 Für die Pflegeversicherung ist eine Pflegebürgervollversicherung unser Ziel. Sie soll
 89 grundsätzlich alle einbeziehen und die Kosten der Pflege umfassen sichern. Das
 90 drängendste Problem der Pflegeversicherung sind zunehmende Eigenanteile für
 91 pflegebedürftige Menschen, die in stationären Pflegeeinrichtungen leben. Diese müssen
 92 in einem ersten Schritt wirksam begrenzt werden.
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Antrag S04: Ausbau der Gemeindepflege
Laufende Nummer: 47

Antragsteller*in: DGB Stadtverband Darmstadt

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich bei den Hessischen und Thüringischen
 2 Landesregierungen für den Ausbau der Gemeindepflege ein.

7. Ordentliche Bezirkskonferenz | DGB-Hessen-Thüringen
Bad Hersfeld, 13.12.2025

48 / 123



Antrag S05: Gute Altersversorgung, zukunftssichere Rente
Laufende Nummer: 54

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Gera/Greiz

Status: angenommen als Material zu Antrag S01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag S01

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Der DGB setzt sich gemeinsam mit den Mitgliedsgewerkschaften auf allen Ebenen für
 2 eine gute Altersversorgung und zukunftssichere gesetzliche Altersrente ein, um
 3 Altersarmut zu verhindern.

 4 Damit man von der gesetzlichen Rente leben kann, muss die Bundesregierung das
 5 Rentenniveau wieder auf mindestens 53 Prozent anheben. Eine Erhöhung des
 6 Renteneintrittsalters lehnen wir ab. Stattdessen müssen frühere Übergänge aus dem
 7 Erwerbsleben in die Altersrente ermöglicht werden. Die Renten müssen, wie die
 8 Entgelte steigen. Die Pläne für eine „Aktivrente“ lehnen wir ab. Die Beseitigung der
 9 Doppelbesteuerung der Renten muss unverzüglich angegangen werden. Der Bezirk wird
 10 aufgefordert, diese Anliegen auf DGB Bundesebene als Schwerpunktaufgabe gegenüber der
 11 Bundesregierung umzusetzen.
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Antrag S07: Stark für den Sozialstaat – DGB-Kampagne für soziale 
Sicherheit und solidarische Absicherung
Laufende Nummer: 59

Antragsteller*in: ver.di Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

Status: angenommen als Material zu Antrag S01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag S01

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Der DGB Hessen-Thüringen legt eine öffentlichkeitswirksame Kampagne auf, um unsere
 2 gemeinsamen gewerkschaftlichen Anforderungen an einen starken Sozialstaat in die
 3 Öffentlichkeit zu tragen und zu zeigen, dass Gewerkschaften sich für einen starken
 4 Sozialstaat und gegen die politischen Angriffe darauf einsetzen.
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Antrag S06: Budget für Arbeit sozial absichern 
Laufende Nummer: 61

Antragsteller*in: ver.di Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit I

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich auf Landes- und Bundesebene dafür ein, dass für
 2 alle Beschäftigten, die im Rahmen des „Budgets für Arbeit“ aus einer Werkstatt auf
 3 den allgemeinen Arbeitsmarkt wechseln, eine bundeseinheitliche, verpflichtende
 4 Beitragspflicht zur Arbeitslosenversicherung geschaffen wird. Ziel ist eine
 5 rechtssichere und sozial gerechte Absicherung für alle Betroffenen – unabhängig von
 6 Wohnort oder Zuständigkeit des Leistungsträgers.
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Antrag B02: Förderung der Kinderbetreuung für unter 3-Jährige
Laufende Nummer: 7

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen als Material zu Antrag B01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag B01

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Dass der DGB auf politischer und sozialpartnerschaftlicher Ebene Lösungen zur
 2 Förderung und stärkeren Bezuschusssung der Kinderbetreuung für unter 3-Jährige
 3 entwickelt.
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Antrag B03: Deutschlandticket für Auszubildende und Studierende
Laufende Nummer: 10

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen als Material zu Antrag B01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag B01

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen mit seinen zuständigen Gremien wird aufgefordert,
 2 Mittel und Wege zu finden, Auszubildenden und Studierenden ein kostenloses oder
 3 ermäßigtes Deutschlandticket zur Verfügung zu stellen bzw. dafür zu sorgen, dass ein
 4 vergleichbares Angebot zur Verfügung steht.
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Antrag B04: Wohnungsangebot für Auszubildende und junge 
Mitarbeitende
Laufende Nummer: 11

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Dass der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen und ihre Gremien bei den Arbeitgebern und in der
 2 Politik darauf hinwirkt, dass für Auszubildende und junge Mitarbeitende ausreichend
 3 Wohnungsangebote im Umfeld der Ausbildungsbetriebe geschaffen oder, soweit vorhanden,
 4 bezahlbar zur Verfügung gestellt werden.
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Antrag B08: Nachholtermine für Zwischen- und Abschlussprüfungen
Laufende Nummer: 17

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Dass sich der DGB Bezirk Hessen-Thüringen dafür einsetzt, dass es gesetzlich
 2 verankert wird, Auszubildenden, welche zum Beispiel durch Krankheit ihre
 3 Abschlussprüfung verpasst haben, zeitnah einen Nachholtermin für die theoretische und
 4 praktische Zwischen- oder Abschlussprüfung anzubieten.
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Antrag B01: Leitantrag Bildung: Perspektiven schaffen. Für alle. 
Gemeinsam.
Laufende Nummer: 27

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

B02, B03, B05

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Bildung ist ein Menschenrecht. Bildung gilt als eine der grundlegenden Ressourcen für
 2 Teilhabe und Mitgestaltung an der Gesellschaft und Grundlage für die
 3 Selbstverwirklichung der Menschen. Auch Deutschland entwickelt sich immer mehr zu
 4 einer Wissensgesellschaft. Gleichzeitig hängen die Bildungsbiografien von Kindern und
 5 Jugendlichen in der Bundesrepublik, wie sonst in wenigen Ländern, vom Bildungsstand
 6 und sozialen Status der Eltern ab. Dies muss sich ändern. Wir brauchen
 7 Bildungsgerechtigkeit für alle in der Bundesrepublik lebenden Menschen unabhängig von
 8 Herkunft, sozialem Status oder den finanziellen Möglichkeiten der Eltern. Während der
 9 Coronapandemie hat sich die Wissensvermittlung durch digitale Lernformen und
 10 Distanzunterricht stark verändert. Auch hier hing es wieder sehr vom sozialen Status
 11 der Familien der Kinder und Jugendlichen ab, ob und wie gut die Wissensvermittlung
 12 stattfinden konnte. Nach der Coronapandemie ist klar geworden wie stark Jugendliche
 13 von Schulschließungen und Distanzunterricht betroffen waren und welche Auswirkungen
 14 diese Zeit auf die Bildungsbiografien hatte. Als Gewerkschaften ist uns wichtig, dass
 15 Kinder und Jugendliche aktiv ihre Interessen vertreten können. Dabei geht es nicht
 16 nur darum, dass sie lernen wie demokratische Strukturen funktionieren, sondern, dass
 17 sie aktiver Teil der Gesellschaft und des Bildungssystems sind. Unser Bildungsbegriff
 18 ist subjektorientiert und wird als emanzipatorischer Prozess verstanden, der auf der
 19 Selbstbestimmung des Einzelnen basiert und die persönliche, betriebliche und
 20 gesellschaftliche

 21 Kompetenz aller fördert. Unser Bildungsbegriff versteht sich immer auch als
 22 politische Bildung, die darauf abzielt, gesellschaftliche Widersprüche zu
 23 durchdringen und eine kritische Auseinandersetzung mit den bestehenden Verhältnissen
 24 zu ermöglichen.

 25 Frühkindliche Bildung
 26 Alle Kinder haben einen Anspruch darauf, früh in ihrer Entwicklung gefördert zu
 27 werden. Dafür braucht es verbindliche Qualitätsstandards in der
 28 Erzieher*innenausbildung und gleichzeitig eine der gesellschaftlichen Bedeutung
 29 angemessene und tarifliche Bezahlung. Die Arbeit in den Kitas ist geprägt von
 30 steigenden fachlichen Anforderungen bei zugleich niedrigen Personalschlüsseln und
 31 hohen krankheitsbedingten Ausfällen. Zwar liegen die Betreuungsquoten und das formale
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 32 Qualifikationsniveau des Personals in den Thüringer Kindergärten deutlich über dem
 33 Bundesdurchschnitt, demgegenüber steht aber, dass die Kinder dort mehrheitlich nicht
 34 kindgerecht betreut werden. In Thüringen gilt das bei unter drei Jahren für 95
 35 Prozent der Kinder, ab drei Jahren für immer noch 87 Prozent. Bundesweit sind es
 36 deutlich weniger (70%/64%). Dabei könnten bis 2030 – bedingt durch sinkende
 37 Kinderzahlen – sowohl die Betreuungsbedarfe der Eltern gedeckt als auch die
 38 wissenschaftlich empfohlenen Personalschlüssel für alle Kindergartenkinder erreicht
 39 werden. Dieses Momentum muss zur Qualitätssteigerung und zur Verbesserung der
 40 Arbeitsbedingungen des pädagogischen Personals genutzt werden. Um eine verbesserte
 41 Personalausstattung zu refinanzieren und um nicht zuletzt auch das infolge von
 42 Gruppenschließungen freiwerdende Personal an das Berufsfeld zu binden, müssen jetzt
 43 rechtliche und finanzielle Voraussetzungen geschaffen werden.

 44 Deshalb benötigen beide Bundesländer für dieses Jahrzehnt eine Beschäftigungs- und
 45 Qualitätsoffensive, um dem drohenden Qualitätsverlust in Kindertagesstätten
 46 entgegenzuwirken.

 47 Wir fordern die kommunalen, kirchlichen und Freien Träger auf, dass sie die von
 48 Expert*innen empfohlene Fachkraft-Kind-Relation einhalten, also eine pädagogische
 49 Fachkraft pro drei unter dreijährige Kinder und eine pädagogische Fachkraft für 7,5
 50 über dreijährige Kinder. Dafür müssen in Hessen mehr Erzieher*innen ausgebildet
 51 werden und in Thüringen muss die demografische Entwicklung für
 52 Qualitätsverbesserungen genutzt werden. In Hessen fehlten im Jahr 2024 bis zu 9.000
 53 pädagogische Fachkräfte. Das führt dazu, dass in Hessen nur noch 36 Prozent der Kita-
 54 Teams ausreichend qualifiziertes Personal haben und der Rechtsanspruch auf einen
 55 Betreuungsplatz für Kinder nicht überall erfüllt werden kann. Engagierte Beschäftigte
 56 bekommt und hält man im Beruf, wenn die Arbeitsbedingungen stimmen. Dazu gehören auch
 57 die Entgelte. Es benötigt die materielle und gesellschaftliche Aufwertung des
 58 Berufes. Am besten lässt sich das durch Tarifverträge realisieren, die sich am TVöD
 59 in Thüringen und in Hessen orientieren. Neben dem Entgelt gehört zur Aufwertung des
 60 Berufsbildes auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Deshalb braucht es die
 61 Einführung der 35-Stundenwoche bei vollem Entgeltausgleich und Personalaufstockung.
 62 Eine weitere Möglichkeit mehr Erzieher*innen zu gewinnen ist, dass die
 63 „praxisintegrierte Ausbildung“ (PiA) ausgebaut wird. Damit erhalten zukünftige
 64 Fachkräfte schon in ihrer Ausbildung eine Vergütung und sind nicht darauf angewiesen
 65 ihre Lebenshaltungskosten anderweitig zu decken. Um den Qualitätsstandard in den
 66 Kitas zu halten und zu erhöhen und die Arbeitsbedingungen zu verbessern, gehört auch,
 67 dass das pädagogische Personal in den Kitas aufgestockt wird, anstatt es wie in
 68 Hessen, möglich zu machen, das Fachfremde als Erzieher*innen beschäftigt werden. Wir
 69 kritisieren deutlich, dass in vielen Kommunen mittlerweile die Öffnungszeiten
 70 eingeschränkt werden, um damit den Fachkräfteschlüssel so zu verändern, dass zwar
 71 mehr Betreuungsplätze angeboten werden können, dadurch sich aber auch die Fachkraft-
 72 Kind-Relation verschlechtert. Mit der Änderung des Hessischen Kinder- und
 73 Jugendhilfegesetzbuches ist es möglich, bis zu 30 Prozent Beschäftigte zur Mitarbeit
 74 einzusetzen und diese als Erzieher*innen gezählt werden, ohne dass sie über deren
 75 Qualifikation verfügen. Das verursacht Mehrarbeit für die Fachkräfte und entwertet
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 76 das Berufsbild. Auch wenn Geburtenraten sinken, darf die Politik dies nicht als
 77 Anlass nehmen, Kitas zu schließen bzw. Arbeitsplätze abzubauen. Vielmehr müssen diese
 78 Möglichkeiten genutzt werden, um die Qualität zu erhöhen, die Beschäftigten zu
 79 entlasten und den Betreuungsschlüssel zu senken. Zumal laut der von der hessischen
 80 Landesregierung eingerichteten Stabsstelle Fachkräftesicherung der Peak des
 81 Fachkräftemangels bei hessischen Erzieher*innen uns noch bevor steht. Ein Aussitzen
 82 des Fachkräftemangels auf dem Rücken der Kinder und der Beschäftigten verbietet sich. 

 83 Beitragsfreiheit verbessern 

 84 Beide Bundesländer haben die Beitragsfreiheit für den Kita-Besuch in den letzten
 85 Jahren verbessert. Aber eine allgemeine Beitragsfreiheit für Kinder aller
 86 Altersstufen und eine kostenfreie Betreuung über acht Stunden werktäglich gibt es
 87 nach wie vor nicht in Hessen. In unserer immer anspruchsvolleren und auf Flexibilität
 88 der Arbeitnehmer*innen ausgerichteten Arbeitswelt ist eine Betreuungszeit von täglich
 89 sechs Stunden ungenügend und steht der Vereinbarkeit von Familie und Beruf der Eltern
 90 entgegen. Die kommunalen, kirchlichen und Freien Träger müssen gewährleisten, dass
 91 eine Kinderbetreuung über acht Stunden sichergestellt wird und das Land Hessen ist
 92 aufgefordert, die Fördermittel soweit aufzustocken, dass eine kostenfreie Betreuung
 93 aller Altersgruppen bis zum Schuleintritt gewährleistet wird.

 94 Kostenfreier pädagogischer Mittagstisch für alle 

 95 Wir fordern die beiden Bundesländer auf, die Empfehlungen des vom Deutschen Bundestag
 96 eingesetzten Bürgerrates zur Ernährungspolitik umzusetzen. Er empfiehlt für alle
 97 Kinder und Jugendlichen in Kitas und Schulen kostenfreie Mittagsverpflegung
 98 anzubieten. Dies entlastet die Familien direkt und in Kitas und Schulen können
 99 gleichzeitig Grundlagen für eine gesunde Ernährung gelegt werden. Gleichzeitig ist
 100 ein echter pädagogischer Mittagstisch ein pädagogisches Angebot, in dem Kinder
 101 insbesondere im Grundschulalter mit Pädagog*innen in einem anderen Setting ins
 102 Gespräch kommen können. 

 103 Schulische Bildung
 104 Eine gute schulische Bildung benötigt Zeit, verlässliche Strukturen und
 105 qualifiziertes Personal, um individuelle Lernprozesse zu ermöglichen und die sozialen
 106 und demokratischen Herausforderungen unserer Zeit zu bewältigen. Nur durch
 107 ausreichende finanzielle Mittel im Schulbereich und Planungssicherheit können
 108 zukünftige Generationen auf die komplexen Anforderungen einer sich wandelnden
 109 Arbeits- und Lebenswelt vorbereitet werden. Diese grundlegenden Voraussetzungen sind
 110 in Hessen nicht erfüllt. 

 111 So nimmt die Personallücke bei Lehrkräften in Hessen immer größere Ausmaße an.
 112 Bereits jetzt besteht eine Lehrkräftelücke von fast 9.000 Personen. Wird die aktuelle
 113 Vorausberechnung der Schüler*innenzahlen der Kultusministerkonferenz zugrunde gelegt,
 114 dann werden im Jahr 2030 mehr als 10.000 Lehrkräfte ohne Lehramt an den Schulen in
 115 Hessen unterrichten – dies entspricht rund 15 Prozent aller Lehrkräfte. Besonders
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 116 stark wird sich diese Personallücke in den kommenden Jahren in der Sekundarstufe I
 117 und an den beruflichen Schulen bemerkbar machen. Problematisch ist zudem, dass die
 118 Arbeitsbelastung von Lehrkräften stark zugenommen hat und zu hoch ist. Das belegte
 119 eine 2020 in Frankfurt durchgeführte Studie zur Arbeitszeit und Arbeitsbelastung von
 120 Lehrkräften in zum Teil drastischer Weise. Viele Lehrkräfte verkürzen ihre
 121 Arbeitszeit, um mit der hohen Arbeitsbelastung einigermaßen klarzukommen. Gestützt
 122 auf die Zahlen der Frankfurter Studie arbeiten hessische Lehrkräfte vorsichtig
 123 geschätzt Jahr für Jahr rund drei Millionen unbezahlt Überstunden. Die
 124 Landesregierung ist aufgefordert, sich diesen Problemen zu stellen. Um auch in
 125 Zukunft ausreichend qualifizierte Lehrkräfte zu gewinnen, zu qualifizieren und
 126 dauerhaft im Schuldienst zu halten, müssen die Rahmenbedingungen schulischer Arbeit
 127 von Lehrkräften und damit auch die Lernbedingungen der Schüler*innen grundlegend
 128 verbessert werden. Für befristet beschäftigte Lehrkräfte ohne abgeschlossene
 129 Lehramtsausbildung müssen klare Qualifizierungswege sowie langfristige berufliche
 130 Perspektiven geschaffen werden. Bereits jetzt besteht in Hessen eine erhebliche
 131 Abhängigkeit des individuellen Bildungserfolgs von der sozioökonomischen Stellung des
 132 Elternhauses. Kürzungen im Bildungsbereich werden diesen Zusammenhang verstärken und
 133 so den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefährden. Um Schulen in die Lage zu
 134 versetzen, ihre Aufgaben langfristig zu erfüllen, braucht es eine nachhaltige,
 135 gerechte, auskömmliche und planbare Finanzierung. Angesichts bestehender Mängel,
 136 steigender Schülerzahlen und wachsender Anforderungen ist es unerlässlich, die
 137 Schulen mit mehr Ressourcen auszustatten – und nicht mit weniger Mitteln. Die
 138 hessische Landesregierung ist aufgefordert, eine auskömmliche Finanzierung
 139 sicherzustellen und gleichzeitig eine nachhaltige Personal- und Ressourcenplanung zu
 140 gewährleisten. Das gilt auch für die von den Kommunen als Schulträger zu tätigenden
 141 Ausgaben. 

 142 Ganztagsschule qualitativ umsetzen 

 143 Um mehr Chancengleichheit in der Bildung zu erreichen, setzt sich der DGB-Bezirk
 144 Hessen - Thüringen dafür ein, dass alle Schüler*innen über die Grundschule hinaus, im
 145 besten Fall bis zur 12./13. Klasse, mindestens aber zehnten Klasse, gemeinsam lernen.
 146 Dazu gehört auch, dass das dreigliedrige Schulsystem abgeschafft wird. Der DGB-Bezirk
 147 Hessen-Thüringen ist davon überzeugt, dass ein Sortieren der Kinder in verschiedene
 148 Bildungsgänge Benachteiligungen mit Blick auf die Lernleistungen mit sich bringt und
 149 sich Potentiale nicht ausreichend entfalten. Fast alle europäischen Länder setzen auf
 150 längeres gemeinsames Lernen, die vierjährige Grundschule ist die Ausnahme.

 151 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen fordert die Länder Hessen und Thüringen auf, die
 152 Vorbereitungen für den ab 2026 geltenden Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der
 153 Grundschule qualitativ hochwertig umzusetzen. Auch in allen weiterführenden Schulen
 154 ab Klasse 5 ist die Einführung einer echten Ganztagsschule notwendig. In Thüringen
 155 soll der Schulhort auf die Klassen 5 + 6 ausgeweitet und kostenfrei werden. 

 156 In Thüringen muss der Grundschulhort mit seiner organisatorischen und pädagogischen
 157 Einheit auch mit Blick auf die Ganztagsbetreuung weiter gestärkt werden. Hierzu
 158 müssen die Beschäftigten Anspruch auf einen Beschäftigungsumfang von 100 Prozent

7. Ordentliche Bezirkskonferenz | DGB-Hessen-Thüringen
Bad Hersfeld, 13.12.2025

59 / 123



 159 erhalten sowie die notwendigen räumlichen und sächlichen Ressourcen zur Verfügung
 160 gestellt werden. Der Thüringer Bildungsplan bis 18 muss weiterentwickelt und in den
 161 pädagogischen Konzepten der Schulen implementiert werden.

 162 Damit die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung in Hessen gelingen
 163 kann, bedarf es auf mehreren Ebenen Anstrengungen, die von Land und Kommunen
 164 gemeistert werden müssen.

 165 Zentrale Forderung für die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung ist
 166 das Vorhandensein einer ausreichenden Zahl qualifizierter Fachkräfte. Aktuell besteht
 167 sowohl bei den Lehrkräften im Grundschulbereich als auch bei Erzieher*innen und
 168 Sozialpädagog*innen ein beträchtlicher Fachkräftemangel. Wenn die Schulöffnungszeiten
 169 durch den Rechtsanspruch nun erweitert werden, wird sich der Mangel an Personal
 170 ebenfalls erweitern. Eine schleichende Arbeitszeitverlängerung für die schon jetzt
 171 überlasteten Beschäftigten ist daher abzulehnen. 

 172 Der DGB Hessen-Thüringen spricht sich dafür aus, dass das für den Ganztag benötigte
 173 Personal auf der Basis von regulären Beschäftigungsverhältnissen direkt beim Land
 174 Hessen anzustellen ist. Thüringen gilt hier als gutes Beispiel, in dem Erzieher*innen
 175 in der Hortbetreuung der Grundschulen unmittelbar vom Land beschäftigt werden. Dies
 176 ist wichtig, um einerseits die Qualifizierung des betreuenden Personals zu sichern
 177 und andererseits dafür Sorge zu tragen, dass die Erweiterung der Ganztagsbetreuung
 178 nicht zu einer Ausweitung von prekären Beschäftigungsverhältnissen führt. Es
 179 ermöglicht, dass die gesamte Ganztagsbetreuung unmittelbar dem Schulwesen und der
 180 Schulverwaltung zuzuordnen wird. Auf dieser Basis würde das gesamte Ganztagspersonal
 181 nach tarifvertraglichen Standards arbeiten. Durch den Einsatz im Unterricht und in
 182 der Nachmittagsbetreuung wäre eine Verzahnung beider Bereiche immer gegeben,
 183 unabhängig von den vor Ort umgesetzten konkreten Ganztagsmodellen. Die
 184 Rahmenbedingungen des Ganztags wären so überall in Hessen gleich.

 185 An jeder Schule muss eine Ganztagskoordinationsstelle geschaffen werden, die die
 186 individuelle Schulsituation mit dem Landeskonzept in Einklang bringt und die Kontakte
 187 zu außerschulischen Institutionen, wie z. B. Vereinen, Musikschulen, Trägern,
 188 Kirchengemeinden, etc. knüpft.

 189 Zur Entlastung von Schulleitungen und Lehrer*innen sind die Stellen für
 190 Verwaltungsassistenzen und pädagogische Assistenzen weiter auszubauen und
 191 entsprechende Qualifizierungsmöglichkeiten zu entwickeln.

 192 Demokratiebildung in allgemeinbildenden Schulen 

 193 Die Bedeutung der politischen Bildung muss bereits in den allgemeinbildenden Schulen
 194 gestärkt werden. Angesichts des Anstiegs der politischen Polarisierung in der
 195 Bundesrepublik in den letzten Jahren ist es unabdingbar schon Kindern und
 196 Jugendlichen zu vermitteln, wie demokratische Teilhabe funktioniert und wie sie sich
 197 konkret einbringen können. Demokratiebildung sollte als regulärer Teil des
 198 Curriculums aufgenommen werden. Konkret fordern wir als Mindeststandard die
 199 Einsetzung des Politikunterrichts ab Klassenstufe 5 mit zwei Wochenstunden in allen
 200 Schulformen sowie eine gut ausgebaute Oberstufe mit Leistungskursen für das Fach. 
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 201 Dadurch werden die Schüler*innen befähigt, sich kompetent mit rechtsextremen
 202 Ideologien, Antisemitismus, Verschwörungserzählungen und gruppenbezogener
 203 Menschenfeindlichkeit auseinanderzusetzen. So werden aus Schüler*innen mündige
 204 Bürger*innen, die die Zivilgesellschaft stärken, sich für die Demokratisierung aller
 205 Lebensbereiche einsetzen und sich autoritären Strukturen entgegenstellen. Dazu
 206 gehören auch die Fragen von Nachhaltigkeit, Ökologie und der Verantwortung der
 207 Gesellschaft für die künftigen Generationen.

 208 Ebenso gehört gewerkschaftliche Bildung zur Demokratiebildung. Nur wer seine
 209 Interessen kennt, kann sie auch wahrnehmen und sich für sie einsetzen. Deshalb
 210 sollten bereits in den allgemeinbildenden Schulen Positionen, Aufgaben und Bedeutung
 211 der Gewerkschaften in der Bundesrepublik und international zum verpflichtenden
 212 Lehrplan gehören. Dafür sollten mit den Gewerkschaften gemeinsam Unterrichtsmodule
 213 entwickelt werden.

 214 Kostenfreie zur Verfügungstellung digitaler Endgeräte 

 215 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen fordert, dass alle Schüler*innen sowie alle
 216 Beschäftigten, also sowohl Lehrkräfte als auch sozialpädagogische Fachkräfte (bspw.
 217 UBUS) digitale Endgeräte zur Verfügung gestellt werden. Seit der Coronapandemie hat
 218 die Nutzung von digitalen Unterrichtsmethoden und Lehrmitteln stark zugenommen. Für
 219 die meisten Familien bedeutet das, dass für ihre Kinder eigene digitale Endgeräte
 220 benötigt werden. Bisher ist es nicht geregelt, dass auch diese digitalen Endgeräte
 221 und benötigte Software unter die Lehr- und Lernmittelfreiheit fallen. Gerade in
 222 Familien mit vielen schulpflichtigen Kindern und oder wenig Erwerbseinkommen führt
 223 das regelmäßig zu einer finanziellen Belastung. 

 224 Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte 

 225 Der DGB-Bezirk Hessen – Thüringen fordert die Landesregierungen in Hessen und
 226 Thüringen auf die Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte umgehend einzuführen.

 227 Laut Urteilen des Europäischen Gerichtshofes und des Bundesarbeitsgerichtes sind
 228 Arbeitgeber verpflichtet die Arbeitszeit der Beschäftigten zu erfassen. Bisher wurde
 229 das für Lehrer*innen und andere Lehrkräfte nicht umgesetzt. Viele Lehrer*innen
 230 leisten unbezahlte Mehrarbeit für zusätzliche Aufgaben wie Vertretungsstunden,
 231 Konferenzen oder die Vorbereitung von Unterricht. Eine Zeiterfassung macht diese
 232 Mehrarbeit sicht- und erfassbar. Eine transparente Arbeitszeitdokumentation
 233 ermöglicht fundierte Entscheidungen bei der Aufgabenverteilung und -planung, was die
 234 Schulentwicklung und Unterrichtsqualität positiv beeinflussen kann. Die Erfassung
 235 hilft ebenso Belastungsspitzen zu erkennen und einer Überlastung der Kolleg*innen
 236 vorzubeugen. 

 237 Kostenfreie Schülertickets 

 238 Der DGB Hessen-Thüringen fordert die Einführung eines kostenfreien Schülertickets in
 239 Thüringen und die Ausweitung des kostenfreien Schülertickets auf alle Schüler*innen
 240 in Hessen.

 241 Seit der Einführung des Hessentickets können Schüler*innen nicht nur kostenfrei zur
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 242 Schule fahren, sondern können ihr Ticket auch in ganz Hessen nutzen. Dadurch können
 243 sie an vielfältigen, breitgefächerten Angeboten aus Bildung und Kultur sowie am
 244 gesellschaftlichen Leben teilnehmen. Nach § 161 des Hessischen Schulgesetzes haben
 245 Schüler*innen keinen Anspruch auf das kostenfreie Schülerticket, wenn die Entfernung
 246 zwischen Wohnung und Schule beim Besuch der Grundschule bis 2 km und beim Besuch
 247 einer weiterführenden Schule bis 3 km beträgt. Es ist völlig unverständlich, warum
 248 ein kostenfreies Schülerticket an Entfernungen zur Schule festgemacht wird. Gerade im
 249 ländlichen Raum liegen einzelne Unterrichtsstätten wie Turnhallen, Schwimmbäder, etc.
 250 getrennt voneinander und es wird durch moderne Unterrichtskonzepte immer mehr von den
 251 Schüler*innen erwartet, dass Gruppenarbeiten auch außerhalb der Schule stattfinden.
 252 Auch bei Schulausflügen sind diese Schüler*innen benachteiligt, da für sie
 253 zusätzliche finanzielle Aufwendungen entstehen. Als Träger der Schülerbeförderung
 254 sind die Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise aufgefordert darauf
 255 hinzuwirken, dass allen Schüler*innen unabhängig von ihrem Wohnort ein kostenfreies
 256 Hessenticket zur Verfügung gestellt wird.

 257 Multiprofessionelle Teams in der Schulsozialarbeit Schule und Kita

 258 Um die vielfältigen Unterstützungsbedarfe in den Schulen besser abdecken zu können,
 259 fordert der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen, dass multiprofessionelle Teams in allen
 260 Schulformen als Standard definiert werden. Dabei ist wichtig, dass die verschiedenen
 261 Professionen auf Augenhöhe zusammenarbeiten und ihre jeweiligen Perspektiven ins Team
 262 einbringen. Dazu gehört auch, dass feste Kooperationszeiten während der Arbeitszeit
 263 ermöglicht werden.

 264 Multiprofessionelle Teams in der Schulsozialarbeit im pädagogischen Kontext umfasst
 265 die Zusammenarbeit von unterschiedlicher pädagogischer Handlungsfelder und
 266 Subdisziplinen wie wie Fachlehrkräfte, Sonderpädagog*innen, Sozialpädagog*innen,
 267 Berufsgruppen auf unterschiedlichen Ausbildungsniveaus (Erzieher*innen,
 268 Teilhabeassistent*innen, Arbeitsgruppen, Kooperationsverbünde und Netzwerke sowie
 269 Kooperationen mit externen Fachkräften in der Einrichtung (Ärzt*innen, Logopäd*innen,
 270 Psycholog*innen).

 271 Durch diese fachliche Ausweitung kann den Bedürfnissen der Schüler*innen besser
 272 nachgekommen werden und im Sinne einer ganzheitlichen Bildung und Erziehung
 273 aufeinander abgestimmt werden. Fachkräften aus verschiedenen Berufsfeldern, wie
 274 Sozialarbeiter*innen, Lehrkräfte und Sonderpädagog*innen, werden benötigt um die
 275 vielfältigen Bildungs- und Unterstützungsbedarfe von Schüler*innen abzudecken. Diese
 276 Teams fördern ein gemeinsames pädagogisches Konzept und eine Kultur der Inklusion um
 277 die Heterogenität der Schüler*innen besser zu bewältigen.

 278 Berufliche Bildung

 279 Ausbildungsplätze für alle

 280 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen fordert die Landesregierungen in Hessen und Thüringen
 281 auf, sich dafür einzusetzen, dass alle Schulabgänger*innen die eine Berufsausbildung
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 282 anstreben ein auswahlfähiges Angebot bekommen. Um Ausbildungsplätze für alle zu
 283 schaffen, ist es notwendig, dass die Länder eine echte Ausbildungsplatzgarantie für
 284 alle Jugendlichen einzuführen, wie sie im Konzept der DGB-Jugend aufgezeigt wird.
 285 Diese Ausbildungsgarantie sorgt auch dafür, die Fachkräfte von morgen auszubilden und
 286 stärkt die Attraktivität der dualen Berufsausbildung. Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen
 287 fordert eine Ausbildungsplatzumlage für die Unternehmen, die nicht ausbilden. Mit
 288 dieser Umlage werden die Betriebe finanziell entlastet, die ihre
 289 gesamtgesellschaftliche Aufgabe wahrnehmen und Ausbildungsplätze schaffen.

 290 Um dem Fachkräftebedarf auf der einen Seite und der Jugendarbeitslosigkeit auf der
 291 anderen Seite zu begegnen, ist es notwendig, dass die Unternehmen ihrer
 292 gesamtgesellschaftlichen Verantwortung gerecht werden und ein auswahlfähiges Angebot
 293 an Ausbildungsplätzen bereitstellen. Mittlerweile bieten nur noch unter 20 Prozent
 294 der Unternehmen Ausbildungsplätze an. Viele Unternehmer*innen beklagen mangelnde
 295 Sozialkompetenzen oder Wissenslücken bei den Schulabgänger*innen und sprechen von
 296 Passungsproblemen, weshalb es sowohl viele Jugendliche ohne einen Ausbildungsplatz
 297 gibt aber auch viele Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben. Wir fordern die Arbeitgeber
 298 deshalb dazu auf, keine Bestenauslese zu betreiben, sondern allen jungen Menschen,
 299 die eine Berufsausbildung beginnen wollen, eine Chance in ihren Betrieben zu geben
 300 und damit eine Perspektive für ein gutes Leben.

 301 Die öffentliche Hand in Hessen und Thüringen wird aufgefordert, mit gutem Beispiel
 302 voranzugehen und die Ausbildungsplatzquote im öffentlichen Dienst zu erhöhen. In der
 303 öffentlichen Verwaltung, im Bereich der Daseinsfürsorge und der öffentlichen
 304 Sicherheit und Ordnung benötigen wir viele engagierte Kolleg*innen, die im Dienst der
 305 Bürger*innen arbeiten. Um das weiterhin zu gewährleisten, muss im öffentlichen Dienst
 306 stärker ausgebildet werden. Damit zeigen das Land und die Kommunen gesellschaftliche
 307 Verantwortung, verringern die Arbeitsbelastung der Kolleg*innen und tragen dazu bei,
 308 dass sie weiterhin als kompetenter Ansprechpartner*innen bei den Bürger*innen
 309 wahrgenommen werden.

 310 Die Umsetzung der „Zukunftsfähigen Berufsschule“ in Hessen bewerten wir kritisch. Um
 311 die Attraktivität der Berufsausbildung nicht zu gefährden, ist es notwendig, dass
 312 alle Berufsschulstandorte mit allen Ausbildungsgängen erhalten bleiben. Falls das bei
 313 einzelnen Ausbildungsgängen, wegen zu geringer Schüler*innenanzahl nicht möglich ist,
 314 fordern wir die räumlich nahe Beschulung der Auszubildenden bei ihrem
 315 Ausbildungsbetrieb.

 316 Berufsorientierung ausbauen 

 317 Die Berufsorientierung muss bereits ab Beginn der Sekundarstufe in allen Schulformen
 318 beginnen. Sie muss sich an den Interessen der Jugendlichen orientieren und ihnen die
 319 Möglichkeit geben, sich in vielen Berufsfeldern auszuprobieren. Für die schulischen
 320 Praktika ist es wichtig, dass sich diese an konkreten Ausbildungsberufen orientieren,
 321 um den Schüler*innen die Inhalte nahezubringen. Deshalb ist es sinnvoll, analog zum
 322 Ausbildungsrahmenplan in der Berufsausbildung einen Rahmenplan für Praktika in den
 323 Betrieben zu entwickeln. Um die Jugendlichen in ihrer Berufsausbildung zu
 324 unterstützen, sind Arbeitgeber, betriebliche Interessenvertretungen und Berufsschulen
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 325 gefordert, frühzeitig Unterstützungsbedarfe zu erkennen und passgenaue Hilfen zu
 326 organisieren. Dafür müssen mehr Finanzmittel für ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)
 327 und die assistierte Ausbildung (AsA flex) bereitgestellt werden und in den Betrieben
 328 mehr beworben werden.

 329 Eine weitere Möglichkeit, um mehr Jugendliche in Ausbildung zu bringen, ist die
 330 Einführung von Jugendberufsagenturen in Hessen und Ausbau und Stärkung der
 331 vorhandenen Jugendberufsagenturen in Thüringen. Auf dem Weg von der Schule zur
 332 Ausbildung darf kein*e Jugendliche*r verloren gehen. Die Jugendberufsagenturen sorgen
 333 dafür, dass Weiterbildungen zur Kompetenzverbesserung vermittelt werden, bieten
 334 konkrete Angebote beim Übergang von der Schule in eine Berufsausbildung und bringen
 335 die verschiedenen Fachkräfte zentral an einem Ort zusammen, um eine fachübergreifende
 336 und persönliche Beratung anzubieten.

 337 Azubi-Wohnheime umsetzen 

 338 Zur Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung gehört auch, dass junge
 339 Menschen in der Berufsausbildung die Möglichkeit haben, ein eigenständiges Leben zu
 340 führen. Dazu gehört bezahlbarer Wohnraum. Auszubildende sind eine besonders
 341 unterstützungsbedürftige Gruppe auf dem Wohnungsmarkt. Spezielle Azubiapartments
 342 werden besonders im städtischen Raum benötigt, wo hohe Mieten zu zahlen sind, aber
 343 auch in Flächenkreisen in denen Azubis ansonsten sehr weite Fahrwege zu ihren
 344 Ausbildungsplätzen haben. Deswegen setzt sich der DGB für die Etablierung Kommunaler
 345 Azubiwerke ein.

 346 Diese können Azubiwohnheime betreiben, die Wohnraum und eine sozialpädagogische
 347 Begleitung anbieten sowie Beratung z.B. zu BAföG, BAB und zu den Gewerkschaften
 348 vermitteln. Die Kommunalen Azubiwerke schaffen in Zusammenarbeit mit der kommunalen
 349 Wohnungsgesellschaft Wohnraum und organisieren die Belegung. Aufgabe der
 350 Wohnungsgesellschaften und Stadtverwaltungen ist es, den Wohnraum zu errichten bzw.
 351 bereits bestehende Gebäude nutzbar zu machen. Im Azubiwerk bestimmen die Azubis mit.
 352 Darüber hinaus ist ein Beirat vorzusehen, in dem auch regionale Akteure wie die DGB -
 353 Jugend, Gewerkschaften, IHK/HWK und Jugendamt/Stadt vertreten sind. Leitlinie ist für
 354 uns, dass die Miete nicht mehr als 20 Prozent des Azubi-Entgeltes betragen darf.

 355 Mobilität fördern 

 356 Azubis wollen und müssen mobil sein. Sie haben oft weite Wege zwischen Wohnung,
 357 Ausbildungsbetrieb und Berufsschule zurückzulegen. Daher ist ein kostenfreies Azubi-
 358 Ticket erforderlich. Allen jungen Menschen sollte darüber hinaus ein
 359 deutschlandweites Regionalticket für 28 €/Monat angeboten werden.

 360 Integration von Jugendlichen mit Migrationshintergrund

 361 Alle jungen Menschen sollen die Möglichkeit haben, durch Bildung und Ausbildung zu
 362 wachsen, ihre Kompetenzen zu erweitern und dadurch Perspektiven für ihr weiteres
 363 Leben zu schaffen. Deshalb setzen wir uns mit Nachdruck dafür ein, dass insbesondere
 364 junge Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund sich in Deutschland integrieren
 365 können. Dazu zählt für uns insbesondere die Integration durch Ausbildung und Arbeit.
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 366 Investitionsstau an den Schulen beseitigen 

 367 In seiner aktuellen Ausgabe weist das KfW-Kommunalpanel einen Investitionsstau für
 368 die Schulen in Deutschland in Höhe von rund 68 Milliarden Euro aus. Damit liegt der
 369 Anteil der Schulen am gesamten kommunalen Investitionsrückstand in Höhe von 216
 370 Milliarden Euro bei gut 31 Prozent. In keinem anderen Bereich ist der kommunale
 371 Investitionsstau größer. Dabei benennen im Südwesten Deutschlands – das ist die
 372 Ländergruppe zu der neben Rheinland-Pfalz und dem Saarland auch Hessen zählt– mit 80
 373 Prozent besonders viele Kommunen einen mindestens nennenswerten
 374 Investitionsrückstand. 

 375 Leider gibt es keine genaue Abfrage zum Investitionsstau im Schulbereich in Hessen.
 376 Die Hessische Landesregierung und der Hessische Rechnungshof müssen dieser immer
 377 wieder vorgebrachten gewerkschaftlichen Forderung nach einer entsprechenden Erhebung
 378 endlich nachkommen. Ihre Verweigerungshaltung steht in deutlichem Gegensatz zur
 379 Bedeutung, die der Schulraum nach den Erkenntnissen der bildungswissenschaftlichen
 380 Forschung für den Lernerfolg hat. 

 381 Angesichts ihrer prekären Finanzlage werden die hessischen Kommunen selbst unter
 382 Berücksichtigung der Mittel aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität
 383 nicht in der Lage sein, den bestehenden Investitionsstau im Schulbau zu beseitigen.
 384 Um den Investitionsrückstand im Schulbereich substanziell abzubauen, sollte die
 385 landeseigene Förderbank WIBank den Kommunen in den kommenden Jahren Kredite für
 386 Sanierung und Neubau von Schulen in Höhe von drei Milliarden Euro zur Verfügung
 387 stellen. Zins und Tilgung des Kredits sollten durch das Land erfolgen. Das ein
 388 solches Programm mit der Schuldenbremse vereinbar und rechtlich möglich ist, ist
 389 einem Kurzgutachten der hessischen Gewerkschaften zu entnehmen. Genutzt wird dabei
 390 die Tatsache, dass die Kommunen im Rahmen ihrer Haushaltsführung nicht der
 391 Schuldenbremse unterliegen.

 392 Hochschulbildung
 393 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen setzt sich für eine soziale, demokratische und
 394 ökologische Zukunft der Hochschulen in Hessen und Thüringen ein. Die Hochschulen sind
 395 ein zentrales Element der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung unserer
 396 Bundesländer. Um ihren Aufgaben gerecht zu werden, fordert der DGB Hessen-Thüringen
 397 in aller erster Linie eine verlässliche und zukunftsfeste Finanzierung, die
 398 Tariferhöhungen und Inflationsausgleich vollständig abbildet und den Hochschulen
 399 Planungssicherheit verschafft. Kürzungen bei Budgets und Stellen gefährden die
 400 Qualität von Lehre und Forschung ebenso wie faire Arbeits- und Studienbedingungen –
 401 sie müssen verhindert werden. Der DGB Hessen-Thüringen fordert die Landesregierungen
 402 in Hessen und Thüringen außerdem auf, nachfolgende Maßnahmen zu ergreifen, um die
 403 Hochschulen nachhaltig zu stärken:

 404 Sichere Arbeitsbedingungen und mehr unbefristete Stellen schaffen

 405 Weit über 80 Prozent der wissenschaftlichen Mitarbeitenden sind befristet
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 406 beschäftigt, oft mit einer kurzen Laufzeit der Arbeitsverträge, viele in Teilzeit,
 407 überproportional viele von ihnen sind Frauen. Auch in der Verwaltung ist Befristung
 408 weiter verbreitet als im übrigen öffentlichen Dienst. Vor dem Hintergrund der
 409 Sparzwänge in Hessen droht sich die Situation aller Beschäftigten weiter zu
 410 verschärfen, es droht der Verlust von Arbeitsplätzen. Die Landesregierungen sind
 411 aufgefordert mehr unbefristete Stellen in Lehre, Forschung und Verwaltung zu
 412 schaffen. Für befristete Beschäftigte müssen gute Mindeststandards gelten, z.B. bei
 413 der Einhaltung von Mindestvertragslaufzeiten. Für alle Beschäftigten sollte der Kodex
 414 für gute Arbeit an hessischen Hochschulen weiterentwickelt werden. Nur mit
 415 verlässlichen Karriereperspektiven bleiben die Hochschulen als attraktive Arbeitgeber
 416 erhalten.

 417 Der Arbeitsverdichtung und Arbeitsbelastung begegnen

 418 Nicht nur aufgrund nicht ausreichender Personalausstattung, sondern auch aufgrund der
 419 gewachsenen Aufgaben von Hochschulen leiden alle Beschäftigten unter vermehrtem
 420 Arbeitsdruck und Arbeitsbelastung. Neben einer besseren Personalausstattung, guten
 421 Betreuungsrelationen zwischen Lehre, Verwaltung und Studierenden bedarf es einer
 422 deutlichen Reduzierung der Lehrverpflichtung und besseren Anrechnungsfaktoren für
 423 z.B. die Übernahme von Abschlussarbeiten. Im besten Falle sollte der Umfang der
 424 Lehrverpflichtung Teil der Aushandlungsprozesse der Tarifvertragsparteien sein.
 425 Solange dies nicht der Fall ist, muss der Arbeitsbelastung per Verordnung begegnet
 426 werden. Außerdem brauchen die Hochschulen angemessene Verfahren, wie mit
 427 betrieblicher Überlastung der Beschäftigten umgegangen werden kann und das Land ist
 428 in der Pflicht mehr in den Gesundheitsschutz seiner Beschäftigten auch in diesem
 429 Bereich zu investieren.

 430 Studentische Hilfskräfte und Lehrbeauftragte anerkennen

 431 Studentische Hilfskräfte leisten als eine der größten Personalgruppen an Hochschulen
 432 unverzichtbare Arbeit. Der DGB Hessen-Thüringen streitet mit seinen
 433 Mitgliedsgewerkschaften ihr Dasein als „Sachmittel“ zu beenden. Eine Aufnahme in den
 434 Tarifvertrag Hessen und den Tarifvertrag der Länder wäre mehr als angemessen. Die
 435 Hilfskräfteräte müssen als echte Mitbestimmungsorgane gestärkt werden, das Land muss
 436 die außertariflichen Vereinbarungen mit den Gewerkschaften umsetzen. Lehrbeauftragte
 437 stemmen als Selbstständige einen wichtigen Teil der Lehre und sind längst nicht mehr
 438 auf zusätzliche Angebote beschränkt. Ihre Zahl stieg in den letzten Jahren wieder
 439 deutlich an. Lehrbeauftragte dürfen kein billiger Ersatz für regulär
 440 Tarifbeschäftigte sein, verdienen aber Anerkennung für ihre geleistete Arbeit. Dazu
 441 zählt eine deutliche Anhebung ihres Honorars, der Zugang zu Räumen, Infrastruktur
 442 sowie Fortbildungsangeboten der Hochschulen. 

 443 Hochschulen demokratisieren und sozial weiter öffnen

 444 Demokratie heißt mitbestimmen. Hochschulen müssen nicht nur fächerübergreifend
 445 Demokratiebildung lehren, sondern auch Orte der Mitbestimmung sein. Hierzu gehört
 446 eine Stärkung der Kollektivorgane in ihren Kompetenzen, der Personalräte sowie der
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 447 Studierendenvertretungen. Diese sollten von Rechten über Freistellungen, bis
 448 Tatbestände zu denen sich die Vertretungen äußern dürfen, reformiert werden. Nicht
 449 nur rechtlich bedarf es einer Stärkung, auch sollte das Land die Hochschulleitungen
 450 dazu anhalten demokratische Mitbestimmung zu praktizieren.

 451 Der DGB Hessen-Thüringen sieht die soziale Öffnung der Hochschulen als eine zentrale
 452 bildungspolitische Aufgabe. Obwohl in beiden Ländern Fortschritte erzielt wurden, wie
 453 etwa der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte, bleiben Hürden für Studierende
 454 aus nicht-akademischen Familien bestehen. Die geringe BAföG-Quote in beiden
 455 Bundesländern zeigt, dass die finanzielle Abhängigkeit vom Elternhaus für viele eine
 456 erhebliche Barriere darstellt. Es bedarf einer intensiveren Förderung von
 457 Beratungsangeboten für Studieninteressierte, insbesondere aus Nicht-Akademiker-
 458 Familien, um den Übergang von der Schule oder aus dem Beruf zur Hochschule zu
 459 erleichtern und Abbruchquoten zu senken. Die Studierendenwerke leisten dabei einen
 460 integralen Bestandteil, nicht nur bei der Beratung von Studierenden, sondern in der
 461 Verpflegung und Bereitstellung von Wohnraum. Die Finanzierung der Studierendenwerke
 462 muss deutlich angehoben werden, gerade steigende Preise treffen Kinder aus nicht-
 463 akademischen Familien besonders hart. Die Länder Hessen und Thüringen müssen sich
 464 darüber hinaus für eine grundlegende Reform des BaföG auf Bundesebene einsetzen mit
 465 dem Ziel, die Fördersätze deutlich anzuheben und die Ausweitung des Personenkreises
 466 zu gewährleisten. 

 467 Hochschulbau und Infrastruktur nachhaltig gestalten

 468 Beide Bundesländer stehen vor einem erheblichen Sanierungsstau an den Hochschulen,
 469 der nicht nur negative Folgen für die Qualität von Lehre, Forschung und Verwaltung
 470 hat, sondern im Extremfall auch die Sicherheit gefährden kann, wie eingestürzte
 471 Hörsäle 2024 dramatisch aufzeigten. Die speziellen Bauprogramme der Länder reichen
 472 nicht aus, um den Bedarf zu decken. Der Sanierungsstau muss konsequent angegangen
 473 werden, in einem Kraftakt müssen die Gelder für Instandhaltung und Modernisierung
 474 deutlich aufgestockt werden. Die Hochschulen spielen als größte landeseigene
 475 Einrichtungen eine zentrale Rolle bei der Erreichung des Ziels einer CO2-neutralen
 476 Landesverwaltung, die energetische und nach ökologischen Standards erfolgende
 477 Sanierungen und Neubaumaßnahmen müssen entschiedener und schneller vorangebracht
 478 werden. Nicht vergessen werden darf hierbei die digitale Infrastruktur der
 479 Hochschulen, hier sollte das Land gezielt weiter eigene Serverstrukturen aufbauen. 

 480 Weiterbildung

 481 Weiterbildung und Qualifizierungsmöglichkeiten sind zu erleichtern, damit die
 482 Beschäftigten nicht von der technologischen Entwicklung abgehängt werden. Der DGB-
 483 Bezirk Hessen-Thüringen fordert die Länder auf, die betrieblichen
 484 Weiterbildungsmöglichkeiten zu stärken, in dem die vorhandenen Instrumente des
 485 „Arbeit-von-morgen“-Gesetzes und das Qualifizierungschancengesetz oder die
 486 Möglichkeiten der Nationalen Weiterbildungsstrategie intensiver genutzt werden. Diese
 487 sollten gegebenenfalls mit landespolitischen Elementen ergänzt werden. So wären
 488 beispielsweise die Weiterentwicklung der Förderung betrieblicher
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 489 Weiterbildungsmaßnahmen sowie die individuelle berufliche Weiterbildung zwecks
 490 Verbesserung von Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz möglich. Die berufsbegleitenden
 491 Studiengänge müssen weiter ausgebaut werden, damit sich beruflich Qualifizierte mit
 492 und ohne Hochschulzugangsberechtigung neben ihrem Beruf fortbilden und einen
 493 akademischen Grad erlangen können.

 494 Betriebliche Weiterbildungsmentor*innen unterstützen die Betriebsparteien bei der
 495 Qualifizierungsplanung u.a. bei der persönlichen Ansprache, individuellen
 496 Bildungsbedarfsermittlung sowie individuellen Begleitung vor und im
 497 Weiterbildungsprozess.

 498 Durch die Veränderung von Produktionsprozessen und Produkten im Zuge der
 499 industriellen Transformation und Energiewende wird es in Unternehmen der betroffenen
 500 Branchen zu (zeitweisen) Arbeitsplatzabbau kommen, während in anderen Unternehmen
 501 (bereits) Arbeits- und Fachkräfte für neue oder veränderte Wertschöpfungsprozesse
 502 gesucht werden. Für diese Phase schlagen wir die Schaffung von
 503 Arbeitsmarktdrehscheiben zur Verbesserung von Transfer- und
 504 Qualifizierungsmöglichkeiten gemeinsam mit den Sozialpartnern und der Bundesagentur
 505 für Arbeit in den Regionen vor mit den Aufgaben:

 506
 507
 508

 509
 510
 511
 512
 513
 514
 515

 516
 517
 518
 519
 520
 521
 522

Beschäftigtentransfer:
Unterstützung und Beratung von Unternehmen und Beschäftigtenvertretungen in
allen wesentlichen Angelegenheiten des Beschäftigtentransfers.

Fachkräftetransfer:
Kontakte herstellen zwischen Unternehmen, bei denen Fachkräfte von
Arbeitslosigkeit bedroht sind, und Unternehmen, die Personalbedarf haben. Ziel
ist es, gut qualifizierte Fachkräfte zu halten und nachfragende Unternehmen die
benötigten Fachkräfte anzubieten. Dabei ist darauf zu achten, dass die
Weiterbildner*innen selbst nicht in prekären Arbeitsverhältnissen arbeiten,
angemessen und tariflich bezahlt werden. 

Qualifizierungsnetzwerk:
Schaffung von Transparenz über Anbieter von Qualifizierungsmaßnahmen und deren
regionalspezifische Angebote. Sollten trotz der umfangreichen Förderpalette des
Bundes und des Landes im Einzelfall keine passgenauen Fort- und
Weiterbildungsangebote vorhanden sein, sollen in Zusammenarbeit mit den
Arbeitsmarktakteuren und deren Bildungswerken neue Konzepte und Instrumente
erarbeitet werden.

 523 Politische Bildung
 524 Demokratiebildung und politische Bildung müssen von den Ländern Hessen und Thüringen
 525 und über Förderprogramme weiter strukturell gefördert und weiterentwickelt werden.
 526 Dazu gehört auch, die institutionelle Förderung der freien Träger in der
 527 Bildungsarbeit zu verstetigen, um Beschäftigte unbefristet einstellen zu können. Nur
 528 so ist gewährleistet, dass Projekte kontinuierlich fortgeschrieben und inhaltlich
 529 weiterentwickelt werden können.
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 530 Die Bildungsurlaubsgesetze in Hessen und Thüringen müssen auch zukünftig
 531 weiterentwickelt und gegen Angriffe von rechtspopulistischen Parteien geschützt
 532 werden. In einer Zeit zunehmender gesellschaftlicher Unsicherheiten und wachsender
 533 Fremdenfeindlichkeit ist politische (Weiter)Bildung notwendiger denn je. Sie gilt es,
 534 im Rahmen des Hessischen Bildungsurlaubsgesetzes weiter zu stärken und auszubauen.
 535 Dies umso mehr, als dass wir durch die Corona-Krise ein weiteres Erstarken
 536 rechtspopulistischer, demokratiefeindlicher Strömungen und einen wachsenden Glauben
 537 an Verschwörungsmythen erleben müssen. Diese besorgniserregende Entwicklung wird uns
 538 auch in den kommenden Jahren massiv beschäftigen.

 539 Das Bildungsfreistellungsgesetz in Thüringen muss dahingehend verbessert werden, dass
 540 tatsächlich alle Beschäftigten die Möglichkeiten der Bildungsfreistellung nutzen
 541 können. Dazu muss die Benachteiligung abgeschafft werden, dass Beschäftigte in
 542 Kleinbetrieben nicht unter das Bildungsfreistellungsgesetz fallen. Ebenso müssen auch
 543 Auszubildende die Möglichkeit bekommen, dass sie zukünftig 5 statt 3 Tage im Jahr an
 544 Bildungsurlauben teilnehmen können.
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Antrag B07: Jugend- und Auszubildendenvertretung an den 
Polizeilichen Bildungseinrichtungen
Laufende Nummer: 37

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich für die Implementierung einer Jugend- und
 2 Auszubildendenvertretung (JAV) an den Polizeilichen Bildungseinrichtungen (PBE) in
 3 Thüringen ein. Zur Umsetzung wird eine Überarbeitung des § 90 des Thüringer
 4 Personalvertretungsgesetz (ThürPersVG) gefordert.
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Antrag B05: Schaffung eines Auszubildenden- und 
Studierendenwohnheims 
Laufende Nummer: 42

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen als Material zu Antrag B01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag B01

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Der DGB Hessen-Thüringen soll sich gegenüber den gewerkschaftsnahen Bauträgern für
 2 die Einrichtung eines Pilotprojektes Auszubildenden- und Studierendenwohnheims,
 3 primär für Mitglieder der Gewerkschaftsjugenden, stark machen.

 4 Das Projekt soll unter folgenden Punkten geplant werden:

 5
 6

 7
 8
 9

 10
 11
 12

 13
 14
 15

 16
 17

 18
 19

 20
 21

 22
 23

Es sollen in der Nähe des Stadtzentrums einer der größeren Städte im Bezirk
entweder bestehende Gebäude nutzbar gemacht oder ein neues errichtet werden.

Das Projekt soll je nach Objekt und Nachfrage 100-200 Auszubildenden,
Dualstudierende und Studierenden Platz bieten. Auszubildene und Dualstudierende
werden bevorzugt behandelt.

Zudem soll es mindestens einen Raum bereitstellen für Freizeit- und
Bildungsaktivitäten. Dieser Raum soll groß genug sein um alle Bewohner*innen des
Wohnheims zu fassen.

Das Mietniveau soll auch Auszubildenden aus gering entlohnten Ausbildungsberufen
und Studierenden mit geringem Budget die Möglichkeit geben, von zuhause
auszuziehen und das eigene Leben selbst in die Hand zu nehmen.

Ein Bewohner*innenrat hat Mitbestimmungsrechte bei der Belegung und
Ausgestaltung des alltäglichen Lebens im Haus

Von Planung bis einschließlich Betrieb sollen die Gewerkschaften einbezogen 
werden.

Wenn baulich möglich, ist ein Jugendclub angeschlossen, der eine Anlaufstelle
für junge Leute bietet und die Möglichkeit des Austausches schafft.

Das Projekt soll bis 2029 auf den Weg gebracht und medienwirksam begleitet
werden.

 24 Die Berechtigung dort zu wohnen, soll von einer Gewerkschaftsmitgliedschaft unter dem
 25 Dach des DGB abhängig gemacht werden. Zusätzlich muss ein aktueller
 26 Ausbildungsvertrag bzw. Immatrikulationsbescheinigung oder eine aktuelle
 27 Bescheinigung in einem Freiwilligendienst aktiv zu sein vorliegen.

 28
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Antrag B06: Wohnen und Verpflegen an Ausbildungsstätten
Laufende Nummer: 43

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: B - Bildung

Antragsblock: Bildung

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich für einen Ausbau der Auszubildenden- und
 2 Studierendenunterkünfte an den Polizeilichen Bildungseinrichtungen (PBE) in Thüringen
 3 ein. Des Weiteren sollen die Verpflegungsleistungen aller Auszubildenden und
 4 Studierenden auf die Verpflegungsleistungen der Aufstiegsbeamten und -beamtinnen zum
 5 gehobenen Dienst angehoben werden, mit dem Ziel einer einheitlichen Verpflegung der
 6 Auszubildenden und Studierenden in Thüringen.
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Antrag A06: Leitantrag: Arbeitsmarktpolitik
Laufende Nummer: 22

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir II

 1 Digitalisierung und Dekarbonisierung sind die prägenden Veränderungen der Arbeitswelt
 2 von Heute. Die Anforderung an die Kolleg*innen, sich ständig weiterzubilden, sind
 3 immer weitergewachsen. Gleichzeitig verlassen in den nächsten Jahren deutlich mehr
 4 Beschäftigte den Arbeitsmarkt in den Ruhestand, als junge Menschen ins Arbeitsleben
 5 eintreten. In vielen Branchen fehlen diese qualifizierten Fachkräfte auch, weil nicht
 6 genügend Menschen ausgebildet worden sind. Gleichzeitig werden heute noch immer viele
 7 jüngere Menschen leichtfertig in Sonntagsreden als faul und unambitioniert
 8 abgestempelt.

 9 Während auf der einen Seite Fachkräfte fehlen, wird immer noch nicht genug dafür
 10 getan, allen Beschäftigten und Arbeitslosen adäquate Aus- und Weiterbildungsangebote
 11 zu machen.

 12 Mit Maßnahmen wie dem Wegfall des Vermittlungsvorrangs und dem Teilhabechancengesetz
 13 ist die letzte Bundesregierung Schritte in die richtige Richtung gegangen: Menschen
 14 beim Einstieg in den Arbeitsmarkt zu unterstützen und besonders benachteiligte
 15 Gruppen durch Qualifizierung zu fördern, stärkt ihre Teilhabe und eröffnet neue
 16 Perspektiven.

 17 Wir fordern:

 18

 19

 20
 21

Mehr Mittel für die Aus- und Weiterbildung von Menschen mit und ohne Arbeit

Eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Weniger Hürden und mehr Anerkennung für Menschen, die in Deutschland leben und
arbeiten möchten

 22 Aktive Arbeitsmarktpolitik als Beitrag zu mehr Chancengerechtigkeit

 23 Von Förderinstrumenten der Arbeitsmarktpolitik profitieren besonders
 24 Langzeitarbeitslose, Menschen mit geringen formalen Qualifikationen, Frauen und
 25 ältere Beschäftigte. Es ist nicht nachhaltig auf deren Fähigkeiten und Potenziale zu
 26 verzichten und stattdessen darauf zu setzen, Menschen schnell in irgendeine Arbeit zu
 27 vermitteln. Beschäftigte, die sich immer nur von einem prekären Arbeitsverhältnis ins
 28 nächste hangeln können, sind besonders gefährdet schnell wieder in die
 29 Arbeitslosigkeit abzurutschen. Sie fehlen als qualifizierte Fachkräfte, sind
 30 langfristig von Altersarmut bedroht und häufig auf Sozialleistungen angewiesen.
 31 Aktive Arbeitsmarktpolitik ist nicht nur eine Frage der Fachkräftesicherung, sondern
 32 auch und vor allem ein Beitrag zu mehr Chancengerechtigkeit.

 33 Schon in den letzten Jahren konnten viele Förderinstrumente nicht in vollem Umfang
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 34 genutzt werden, weil die Mittel gerade in den Jobcentern nicht ausreichten, um Aus-
 35 und Weiterbildungsmaßnahmen zu finanzieren. Hier bleiben Arbeitsmarktchancen für
 36 Arbeitssuchende auf der Strecke.

 37 Regionale Arbeitsmarktpolitik auf Landesebene aktiv gestalten

 38 Die wesentlichen Weichenstellungen der Arbeitsmarktpolitik geschehen auf der
 39 Bundesebene. Die aktuellen Entwicklungen hier nehmen wir besorgt zur Kenntnis. Der
 40 DGB Hessen-Thüringen setzt sich für eine aktive Arbeitsmarktpolitik ein, die
 41 finanziell ausreichend hinterlegt und darauf ausgerichtet ist, Menschen dauerhaft in
 42 Gute Arbeit zu bringen. Auch und gerade diejenigen die es besonders schwer am
 43 Arbeitsmarkt haben.

 44 Daneben sind aber auch die Länder in der Verantwortung, unabhängig von
 45 bundespolitischen Entscheidungen die Arbeitsmarktsituation vor Ort mit eigenen
 46 Maßnahmen zu gestalten.

 47 Die Thüringer Landesregierung hat mit dem „Pakt für Wachstum und Arbeitsplätze in
 48 Thüringen“ einen Rahmen dafür gesteckt. Wir werden uns dafür einsetzten, hier
 49 gemeinsam konkrete Projekte zu Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung zu entwickeln.
 50 Grundlage dafür ist auch das bestehen-den Landesarbeitsmarktprogramm. Dieses muss
 51 fortgeführt und weiterentwickelt werden. Es ist, anders als der Landesrechnungshof in
 52 Thüringen behauptet, eine sinnvolle Ergänzung zu bestehenden Programmen auf
 53 Bundesebene.

 54 In Hessen setzen wir uns dafür ein, dass die Arbeitsmarktprogramme, die vor allem auf
 55 dem Hintergrund des EU ESF+ Programme beruhen, fortentwickelt werden. Hier steht mit
 56 der neuen EU-Förderperiode vieles zur Disposition. Der DGB Hessen-Thüringen setzt
 57 sich dafür ein, dass auch in Hessen die EU-Förderprogramme den Arbeitssuchenden zur
 58 Verfügung stehen. Darüber hinaus wollen wir, dass das Hessen die Kommunen bei der
 59 Arbeitsmarktförderung aktiv unterstützt. Die regionalisierte Arbeitsmarktpolitik in
 60 Hessen darf nicht bedeuten, die Kommunen mit den Herausforderungen der Arbeitsmärkte
 61 allein zu lassen. Wir setzen uns dafür ein, dass das Land hier eigene Mittel
 62 aufwendet – auch im Rahmen europäischer Förderprogramme.

 63 Als Schwerpunkte aktiver Arbeitsmarktpolitik sehen wir in Hessen und Thüringen die
 64 Sicherung und Gewinnung von Fachkräften – vor allem durch die Qualifizierung und
 65 Weiterbildung.

 66 Wir setzen uns dafür ein, dass der Begriff der Arbeitsmarktdrehscheiben endlich mit
 67 Leben gefüllt wird: Das Konzept, Beschäftigte in der Transformation zu qualifizieren
 68 und auf neue Jobs vorzubereiten und übergangslos weiterzuvermitteln, ist gut. Mit der
 69 Umsetzung in den Ländern endlich zu beginnen wäre noch besser – dafür werden wir uns
 70 stark machen.

 71 Wir wollen, dass in Hessen und Thüringen Gute Arbeit auch für diejenigen angeboten
 72 werden kann, deren Möglichkeiten, eine gute Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt
 73 zu bekommen, besonders gering sind. Niemand soll zurückgelassen werden.
 74 Arbeitsmarktpolitik auf Landesebene muss einen wirksamen und aktiven Beitrag dazu
 75 leisten. Dafür sollen die Länder ihre eigenen Förderprogramme ausbauen.
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 76 Gute Arbeit braucht nicht nur eine gute Arbeitsmarktpolitik, sondern auch eine
 77 bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Hierfür müssen Betreuungsmöglichkeiten
 78 in Kombination mit früh-kindlicher Bildung konsequent ausgebaut werden. Genauso
 79 müssen die Unterstützungs- und Betreuungsmöglichkeiten für ältere und
 80 Pflegebedürftige Menschen ausgebaut werden. Das Verbessert nicht nur Bildungschancen
 81 junger Menschen und die soziale Situation Älterer und Unterstützungsbedürftiger,
 82 sondern auch die Situation von Menschen im Erwerbsleben mit Kindern oder Angehörigen
 83 mit Unterstützungsbedarf.

 84 Außerdem brauchen wir mehr Menschen, die in Deutschland leben und arbeiten möchten.
 85 Dafür müssen die Einwanderungsmöglichkeiten verbessert werden. Migration darf nicht
 86 als Last, sondern sie muss als Chance gesehen werden. Dafür brauchen wir eine
 87 funktionierende soziale Infrastruktur für eine wachsende Gesellschaft. Eine wirkliche
 88 Willkommenskultur. Die Anerkennung von im Ausland erworbenen Bildungsabschlüssen und
 89 gegebenenfalls Weiterbildungsangebote um Lücken zu schließen und nicht zuletzt eine
 90 wesentlich schnellere Bearbeitung von Anträgen.
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Antrag A07: Effektive Integration Langzeitarbeitsloser ermöglichen
Laufende Nummer: 53

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Gera/Greiz

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir II

 1 Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzt sich auf alle Ebenen dafür ein,
 2 Langzeitarbeitslose durch individuelle Hilfe und Unterstützung und ohne Sanktionen in
 3 den Arbeitsmarkt zu integrieren. Wir fordern, dass den Jobcentern rechtzeitig und
 4 bedarfsgerecht Mittel zur Finanzierung zur Verfügung gestellt werden. Auf Länderebene
 5 soll der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen seine Einflussmöglichkeiten in den Bundesländern
 6 zu nutzen und das Thema auf landespolitischer Ebene immer wieder setzen und unsere
 7 Forderungen an entsprechenden Stellen zu formulieren, um damit auf Länder- und
 8 Bundesebene ebenfalls die Einflussmöglichkeiten auf bessere Rahmenbedingungen für
 9 Langzeitarbeitslose wahrzunehmen.
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Antrag T02: Industrie in ländlichen Regionen stärken
Laufende Nummer: 16

Antragsteller*in: IGBCE Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: T - Transformation

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir III

 1 Der DGB wird zusammen mit sonstigen möglichen Unterstützern wie regionalen
 2 Transformationsnetzwerken bei den verantwortlichen Institutionen darauf hinzuwirken,
 3 dass Industrie auch in ländlich geprägten Regionen wie Nordhessen wettbewerbsfähig
 4 bleibt.
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Antrag T01: Leitantrag: Transformation
Laufende Nummer: 23

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: T - Transformation

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir III

 1 Die Digitalisierung, der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI), die
 2 Dekarbonisierung und der Fachkräftemangel transformieren die Arbeitswelt und
 3 Wirtschaftsweise grundlegend. Zusätzliche Herausforderungen ergeben sich aus
 4 geopolitischen Kriegen und Konflikten sowie aus einer Veränderung der
 5 weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 

 6 Der DGB steht für eine soziale, ökologische, geschlechtergerechte und demokratische
 7 Transformation. Unser Ziel ist es, die Chancen des Wandels für mehr soziale
 8 Gerechtigkeit und ökologische Nachhaltigkeit zu nutzen - und gleichzeitig Risiken wie
 9 Perspektivlosigkeit, Arbeitslosigkeit und Armut zu vermeiden. Dazu muss der Umstieg
 10 auf eine klimaneutrale und digitale Wirtschaftsweise mit guten, tariflichen und
 11 mitbestimmten Arbeitsplätzen verbunden werden. Ebenso müssen Qualifizierung, Aus- und
 12 Weiterbildung ausgeweitet werden. Nur so lässt sich verhindern, dass Unsicherheit und
 13 soziale Spaltung zunehmen – und rechtspopulistische oder rechtsextreme Kräfte die-se
 14 für ihre Zwecke missbrauchen. Eine gelingende Transformation bedeutet somit auch, den
 15 sozialen Zusammenhalt und die Demokratie zu stärken.  

 16  Der DGB Bezirk Hessen-Thüringen fordert: 

 17
 18
 19

 20
 21
 22
 23
 24
 25

 26
 27
 28
 29

 30
 31
 32
 33
 34
 35

Die Landesregierungen müssen eine aktive Wirtschafts-, Struktur-, Arbeitsmarkt-
und Bildungspolitik verfolgen. Ziel muss dabei die Sicherung und Schaffung
tariflicher, guter und mitbestimmter Beschäftigung und Wertschöpfung sein. 

In Hessen und Thüringen gibt es mehrere Trialog-Formate unter Federführung der
Landesregierungen, an denen die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände beteiligt
sind. Diese Formate müssen gezielt für die Bewältigung der Transformation
genutzt und konsequent an einer Strategie für „Gute Arbeit“ (Tarifbindung,
Mitbestimmung, Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung etc.) ausgerichtet werden.
Reine Schaufenster-Veranstaltungen werden von uns abgelehnt. 

Für eine erfolgreiche Bewältigung der Transformation sind massive Investitionen
in die Dekarbonisierung und Digitalisierung der Wirtschaft sowie in eine
klimaneutrale, energieeffiziente und digitale Infrastruktur und Daseinsvorsorge
unerlässlich. Gleichzeitig gilt es, mehr Verteilungsgerechtigkeit herzustellen.  

Eine Brückenfinanzierung für Unternehmen, die in ihrer Existenz bedroht sind.
Für einen befristeten Zeitraum sollen diese finanziell stabilisiert werden, um
Zeit zur Weiterentwicklung und Neuausrichtung zu gewinnen. Eine temporäre
strategische Beteiligung von staatlichen Gliederungen - beispielsweise den
Bundesländern – an Unternehmen muss eine realistische Option sein. Nur so können
strategische Ziele von Politik und Wirtschaft umgesetzt werden – z.B. die
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 36

 37
 38
 39
 40

 41
 42
 43
 44

 45
 46
 47
 48

 49
 50
 51
 52

 53
 54
 55
 56

 57
 58
 59
 60
 61
 62

 63
 64
 65
 66
 67

 68
 69
 70
 71
 72

 73
 74
 75
 76

Dekarbonisierung, aber auch ökonomische Resilienz.

In der Wirtschafts- und Strukturpolitik muss „Gute Arbeit“ verankert werden.
Eine Beschäftigungs- und Standortgarantie muss als Voraussetzung für öffentliche
Förderung gelten. Es dürfen nur Unternehmen gefördert werden, die tarifgebunden
und mitbestimmt sind sowie Qualifizierung, Aus-, Weiterbildung anbieten. 

Gewerkschaften, Betriebs- und Personalräte sind auf professionelle Beratung und
Bildung angewiesen, um betriebliche Veränderungsprozesse erfolgreich zu
gestalten. Gewerkschaftsorientierte Bildungs- und Beratungseinrichtungen sowie
deren Projekte müssen stärker und langfristig von Landesseite gefördert werden.   

Regionale Transformationsnetzwerke sind unter Beteiligung der Gewerkschaften von
Landesseite zu stärken, auszuweiten und weiterzuentwickeln. Auch die gezielte
Vernetzung von Betriebs- und Personalräten sowie Beschäftigten ist zu
intensivieren.  

Für das Gelingen der Transformation sind qualifizierte Beschäftigte eine
zentrale Voraussetzung. Instrumente zur beruflichen Bildung und
Fachkräftesicherung müssen daher ausgeweitet werden (z.B. TransformationsKUG,
Weiterbildungsverbünde). 

Die Transformation muss bereits in den Schulen und in der dualen Ausbildung
thematisiert werden. Lebenslanges Lernen und kontinuierliche Weiterbildung
spielen eine wichtige Rolle, um langfristig Beschäftigungsperspektiven zu
sichern und zu schaffen. 

Durch die Transformation kommt es auch zu Veränderungen in den Berufsbildern.
Einfache Tätigkeiten werden zunehmend durch digitale Technologien ersetzt. Dies
bedeutet große Herausforderungen vor allem für Geringqualifizierte. Es braucht
Lösungsansätze dafür, wie Beschäftigte, die aus tarifgebundenen
Industriebetrieben kommen, für einen gelingenden Über-gang auch in
tarifgebundene Dienstleistungsberufe motiviert und qualifiziert werden können.

Die Landesentwicklungs-, Regional- und Stadtplanung muss stärker auf die
Transformation ausgerichtet werden. Es gilt, ausreichend Flächen für die
Energie- und Mobilitätswende (z.B. den Ausbau erneuerbarer Energien, Netze und
Speichertechnologien, ÖPNV, Schiene, Elektromobilität) und die Digitalisierung
zur Verfügung zu stellen. 

Der von den Landesregierungen angestrebte Bürokratieabbau darf keinesfalls zu
einem Abbau demokratischer Beteiligung und zu größerer sozialer Ungleichheit
führen. Verwaltungsverfahren sollten für die Bürger*innen und Unternehmen
erleichtert und die Digitalisierung vorangebracht werden. Dies erfordert auch
eine öffentliche Personalaufstockung.

Eine strukturpolitische Berichterstattung, Evaluation und Monitoring durch die
Länder sind dauerhaft zu etablieren. Diese sollte sich darauf konzentrieren, die
Folgen der Transformation auf die Quantität und Qualität der Arbeit zu
analysieren.
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 77 Energiewende und Klimaschutz:
 78 Der DGB steht zum Pariser Klimaabkommen und zu den klima- und energiepolitischen
 79 Zielen der EU, des Bundes und der Länder. Um die Klimaschutzziele zu erreichen, ist
 80 ein grundlegender Umstieg in den Bereichen Elektrizität, Wärme und Mobilität
 81 notwendig. Außerdem müssen Energieeffizienz und Energieeinsparung gesteigert werden.
 82 Energiewende und Klimaschutz sind mit Verteilungsfragen zu verbinden. 

 83 Der DGB fordert:  

 84
 85

 86
 87
 88
 89
 90

 91
 92

 93
 94

 95
 96
 97

 98
 99
 100
 101

Der Ausbau erneuerbarer Energien, Netze und Speichertechnologien sowie die
Steigerung der Energieeffizienz und Energieeinsparung sind zu beschleunigen.  

Die Energiewende muss bezahlbar bleiben – vor allem für die Industrie und
einkommens-schwache Haushalte. Der DGB unterstützt die Einführung eines
Industriestrompreises. Eine sozialverträgliche Flankierung der Energiewende
durch eine stärkere finanzielle Unterstützung einkommensschwacher Haushalte ist
unerlässlich. 

Der Ausbau von Wasserstoffclustern aus Erzeugung, Distribution und Verwendung
sowie die dazugehörige Infrastruktur müssen beschleunigt werden.

Um mehr Rohstoffsicherheit zu gewährleisten, braucht es resiliente Lieferketten
sowie mehr Rohstoffeffizienz und Kreislaufwirtschaft.

Neben Maßnahmen zum Klimaschutz sind auch Aktivitäten zur Anpassung an den
Klimawandel wichtig - etwa der Schutz vor extremer Hitze, Hochwasser und
Starkregen. 

Öffentliche Energieversorger, Stadtwerke und Energiegenossenschaften sind
zentrale Akteure zur Umsetzung der Energiewende. Daher müssen diese gestärkt
bzw. neu gegründet werden. Bürger*innen und Kommunen sollten an den Erträgen aus
erneuerbaren Energien stärker beteiligt werden.  

 102 Digitalisierung und Künstliche Intelligenz
 103 Die Digitalisierung und der Einsatz von Künstlicher Intelligenz hat einen
 104 fundamentalen Wandel für die Beschäftigten zur Folge, deshalb braucht es einen
 105 gesetzlichen Rahmen für bessere Arbeitsbedingungen und zum Schutz der Beschäftigten.
 106 Durch die Digitalisierung wird eine größere Flexibilisierung in zeitlicher und
 107 räumlicher Hinsicht möglich, was die Chance für mehr Arbeitszeitsouveränität und
 108 Selbstbestimmung bietet. Allerdings steigt auch die Gefahr, dass die Entgrenzung,
 109 Arbeitsbelastung sowie die Steuerung, Kontrolle und Überwachung der Beschäftigten
 110 durch den Arbeitgeber zunehmen. 

 111 Dafür setzt sich der DGB ein: 

 112
 113
 114

 115
 116

Die Landesregierungen müssen ihre Digitalpolitik an einer Strategie für „Gute
Arbeit“ ausrichten. Die neuen Technologien müssen für humanere
Arbeitsbedingungen genutzt werden.

Es sollte ein Recht auf selbstbestimmtes zeit- und ortsunabhängiges mobiles
Arbeiten inklusive Homeoffice eingeführt werden. Dieses sollte auf
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 117
 118

 119
 120
 121
 122

 123
 124
 125
 126

 127
 128
 129
 130

 131
 132
 133

 134
 135
 136
 137
 138

 139
 140
 141

 142
 143

 144
 145
 146
 147
 148

Freiwilligkeit basieren und durch Betriebs- und Dienstvereinbarungen
ausgestaltet werden. 

Die gesetzlichen Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes, insbesondere die tägliche
Höchstarbeitszeit und Ruhezeiten, sind einzuhalten. Dafür ist die verpflichtende
Arbeitszeiterfassung eine wichtige Grundlage. Zudem muss das Recht auf
Nichterreichbarkeit gestärkt werden.

Auch beim mobilen Arbeiten und im Homeoffice gelten die Vorgaben zum Arbeits-
und Gesundheitsschutz uneingeschränkt. Dazu gehört die Durchführung gesetzlich
vorgeschriebener Gefährdungsbeurteilungen. Gerade bei mobilem Arbeiten steigt
das Risiko psychischer Erkrankungen. 

Die Landesregierungen müssen die Arbeitsschutzbehörden besser finanziell und
personell aus-statten. Ein wirksamer Arbeits- und Gesundheitsschutz funktioniert
nur dann, wenn entsprechende Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten zu dessen
Durchsetzung vorhanden sind. 

Der rechtliche Status der Plattformbeschäftigten muss auf den Prüfstand. Echte
Selbständigkeit ist von Scheinselbständigkeit zu unterscheiden. Mehr sozialer
Schutz für Plattformbeschäftigte ist notwendig. 

Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz braucht klare gesetzliche Leitplanken.
Der DGB hat dafür das Konzept „Gute Arbeit by Design“ entwickelt. Es fordert,
dass Beschäftigte, Betriebs- und Personalräte frühzeitig – bereits bei der
Zieldefinition - und umfassend an der Entwicklung, dem Einsatz und an der
Weiterentwicklung von KI-Technologien – beteiligt werden. 

Die Digitalisierung und der Einsatz von Künstlicher Intelligenz bieten neue
Möglichkeiten der Teilhabe am Erwerbsleben für beeinträchtigte Menschen. Die
Chancen auf mehr Inklusion ist gezielt von Landesseite zu fördern. 

Für die Gewerkschaften müssen digitale Zugangsrechte eingerichtet werden. Ein
eigenständiges Beschäftigtendatenschutzgesetz ist notwendig. 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Digitalisierung ist eine flächendeckende,
leistungsfähige digitale Infrastruktur. Der Fokus muss insbesondere auf den
Ausbau von Breitband- und Mobilfunknetzen in ländlichen Gewerbegebieten gelegt
werden, um dort Standorte und Arbeitsplätze zu sichern. Auch der Ausbau von
öffentlichem und sicherem WLAN ist voranzutreiben. 

 149 Regionale Strukturpolitik 
 150 Der DGB bekennt sich zum obersten Ziel der regionalen Strukturpolitik. Dieses ist die
 151 Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. 

 152 Dafür setzt sich der DGB ein: 

 153
 154
 155
 156
 157

Die regionale Strukturförderung der EU und des Bundes (EFRE, GRW, ESF+) ist
deutlich aufzustocken. Dies gilt vor allem für den Europäischen Sozialfonds plus
(ESF+). Es müssen ausreichend Landesmittel zur Kofinanzierung bereitgestellt
werden. Eine Anhebung der Kofinanzierungssätze ist geboten. Zudem sollte die
Vorfinanzierung insbesondere für kleine Projektträger ausgebaut werden, um deren
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 158

 159
 160
 161
 162

 163
 164
 165
 166

 167
 168
 169
 170

 171
 172
 173
 174
 175
 176

 177
 178

 179
 180
 181

 182
 183
 184

Liquidität zu sichern und bürokratische Hürden abzubauen. 

In den Fokus der regionalen Strukturförderung gehören weiterhin strukturschwache
und besonders vom Strukturwandel betroffene Regionen. Gleichzeitig braucht es
eine präventive Strukturpolitik, die strukturstarken und besonders von der
Transformation betroffenen Regionen zugutekommt. 

Der DGB kritisiert, dass auf europäischer Ebene die Ziele Verteidigung und
Sicherheit in den Vordergrund rücken. Er fordert stattdessen eine inhaltliche
Ausrichtung auf sozialen Aus-gleich, Kohäsion und die Bewältigung der
Transformation. 

Die Regionalisierung und das Partnerschaftsprinzip bei den EU-Fonds müssen
erhalten bleiben. Dafür sollte die inhaltliche Ausgestaltung und Umsetzung der
EU-Fonds weiterhin auf Länderebene erfolgen. Die Gewerkschaften sind dabei
weiterhin im Sinne des Partnerschaftsprinzips zu beteiligen. 

In der regionalen Strukturpolitik muss “Gute Arbeit” verankert werden. Es gilt,
mehr gewerkschaftsorientierte Projekte zu entwickeln und umsetzen. Eine
langfristige Förderung der Träger ist dafür erforderlich. Zudem bedarf es
professioneller Strukturen, die Gewerkschaften, Betriebs-, Personalräte bei der
Begleitung der Förderprogramme und Umsetzung gewerkschaftsorientierter Projekte
unterstützen. 

Die Strukturförderung darf zudem nicht an (beschäftigtenfeindliche)
Strukturreformen in den EU-Mitgliedstaatengeknüpft werden. 

Hochschulen sind ein Ort für Innovation und Wissensgewinnung und sollten in der
regionalen Strukturpolitik eingebunden werden sowie die Transformationsprozesse
begleiten.

Regionale Strukturförderung darf nicht für Produkte oder Dienstleistungen im
militärischen Bereich verwendet werden. Die Strukturfördermittel sind
ausschließlich für zivile Zwecke einzusetzen.

7. Ordentliche Bezirkskonferenz | DGB-Hessen-Thüringen
Bad Hersfeld, 13.12.2025

82 / 123



Antrag T03: Sozialverträgliche Mobilität
Laufende Nummer: 28

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: T - Transformation

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir IV

 1 Der DGB engagiert sich gemeinsam mit den Gewerkschaften im Verkehrsbereich in den
 2 Bündnissen sozialverträgliche Mobilitätswende in Hessen und in Thüringen. Die
 3 Bündnisse bringen die Perspektiven von Gewerkschaften, Sozial- und Umweltverbänden
 4 zusammen, arbeiten gemeinsame Positionen heraus und tragen diese an die Landespolitik
 5 heran.

 6 Mobilität ist ein zentraler Bestandteil der öffentlichen Daseinsvorsorge und muss
 7 daher flächendeckend für alle Menschen zugänglich und bezahlbar sein. Um
 8 gesellschaftliche Teilhabe zu garantieren und die Klimaschutzziele zu erreichen, ist
 9 ein sozialer und ökologischer Umbau des Verkehrssystems erforderlich. 

 10 Eine funktionsfähige Verkehrsinfrastruktur ist eine wichtige Voraussetzung für die
 11 Sicherung und Schaffung hochwertiger Beschäftigung und Wertschöpfung. Daher sind
 12 dauerhaft mehr Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur dringend geboten. 

 13 Das derzeit stark auf den motorisierten Individualverkehr ausgerichtete System muss
 14 so weiter-entwickelt werden, dass es gleichberechtigte Teilhabe ermöglicht und die
 15 Lebensqualität der Menschen verbessert wird.  Ein attraktiver Umweltverbund (Bus,
 16 Bahn, Fahrrad) bildet dafür das Rückgrat. Dabei muss die Herstellung gleichwertiger
 17 Lebensverhältnisse in Hessen und Thüringen ein zentrales Anliegen sein. 

 18 Gleichzeitig müssen zukunftssichere Beschäftigung, „Gute Arbeit“ und Tarifbindung für
 19 alle Beschäftigten im Mobilitätssektor sichergestellt werden. Der DGB setzt sich auch
 20 zur Finanzierung einer sozialverträglichen Mobilitätwende für eine umfassende Reform
 21 der Schuldenbremse und eine faire Verteilung ein.   

 22 Dafür setzt sich der DGB ein: 

 23 Mobilität als Teil öffentlicher Daseinsvorsorge garantieren

 24
 25
 26

 27
 28
 29

 30
 31
 32

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) muss durch eine bessere Infrastruktur,
mehr Personal und flächendeckende regelmäßige Verbindungen überall verfügbar
sein.  

Vordringlich ist, dass alle Städte und größeren Orte auch in ländlichen Regionen
auf direktem Weg mindestens im Stundentakt mit Bahn und/ oder Bus miteinander
verbunden werden und die Kapazitäten für den jeweiligen Bedarf ausreichen. 

ÖPNV On-Demand (auf Abruf) kann sich als Ergänzung zu bestehenden Angeboten
eignen, beispielsweise in sehr dünn besiedelten Gebieten oder in
Tagesrandzeiten. 
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 33
 34

 35
 36
 37
 38

 39
 40

 41
 42
 43

 44
 45
 46
 47
 48
 49

 50
 51
 52
 53

 54
 55
 56
 57
 58
 59
 60
 61

 62

 63
 64
 65
 66

 67
 68
 69
 70
 71

 72
 73

 74

Das ÖPNV-Angebot (Fahrpläne, Haltestellen) ist an Schichtarbeit anzupassen und
Gewerbe-gebiete sind besser anzubinden. 

Die Verknüpfung mit anderen Verkehrsträgern muss an allen aufkommensstarken
Verkehrsstationen konsequent umgesetzt werden, um Umstiege zu erleichtern und
die Attraktivität der Bus- und Bahnangebote zu steigern. Beispiele hierfür sind
Park+Ride, Bike+Ride sowie Mobilitätsstationen.  

Alternative Mobilitätsangebote wie Bike- und Car-Sharing sowie
Mitfahrgelegenheiten sind in den Umweltverbund zu integrieren.  

Durch mehr Digitalisierung ist der ÖPNV besser mit anderen Verkehrsträgern zu
verknüpfen. Dabei muss der Zugang zu Bussen und Bahnen für Menschen, die keine
digitalen Geräte und Kenntnisse haben, weiterhin gewährleistet werden. 

Das Deutschlandticket muss weitergeführt werden, wobei Preisstabilität
sicherzustellen ist. Die Länder müssen die Kofinanzierung der Bundesmittel
gewährleisten. Notwendig ist zudem ein bundesweites Sozialticket
(kostenreduziertes Deutschlandticket), das auch Alleinerziehenden, Eltern im
Elterngeldbezug und Senior*innen zugutekommt. Schüler*innen, Auszubildende und
Studierende sollten das Deutschlandticket kostenlos erhalten. 

Die Finanzierung des ÖPNV muss langfristig gesichert werden. Da viele Kommunen
dazu nicht in der Lage sind, ist eine Beteiligung des Bundes und der Länder
erforderlich. Die Länder sind aufgefordert, weiterhin die Bundesmittel
zweckgebunden für den ÖPNV auszugeben und diese durch eigene Mittel zu ergänzen. 

Für eine zukunftsfähige Schieneninfrastruktur sind neben einer umfassenden
Sanierung auch Neu-, Ausbau und Reaktivierung erforderlich. Eine stärkere
Förderung der Barrierefreiheit ist notwendig. Der Deutschlandtakt ist zügig
umzusetzen. Für Thüringen unterstützen wir die Einführung des Integralen
Taktfahrplans, die mit einer Ergänzung des bestehenden Angebots ein-hergehen
muss. Das Hessische Schienenbündnis hat ein „Schienenkonzept 2030 plus“
vorgelegt. Die darin enthaltenen Vorschläge sollten von der hessischen
Landesregierung aufgegriffen und umgesetzt werden. 

Bei Straßen und Brücken muss der Grundsatz „Erhalt vor Neubau“ gelten.  

Auch im Güterverkehr ist eine konsequente Verlagerung auf die Schiene und die
Wasserstraßen notwendig. Gleisanschlüsse müssen mit finanzieller Unterstützung
der öffentlichen Hand massiv ausgebaut werden. Dies gilt vor allem für neue
Industrie-, Logistik- und Hafenstandorte.

Die Elektromobilität muss bei allen Verkehrsträgern mit dem Ausbau der
entsprechenden Ladeinfrastruktur weiter vorangetrieben werden. Gleiches gilt für
die Batterieproduktion und das Batterierecycling. Einkommensschwache Haushalte
müssen beim Umstieg auf Elektromobilität finanziell stärker unterstützt werden,
beispielsweise durch Social Leasing-Modelle. 

Der Einsatz von möglichst klimaneutralem Wasserstoff im Schwerlastverkehr, bei
Flugzeugen und Schiffen ist voranzutreiben. 

Der Fuß- und Radverkehr muss flächendeckend durch eine gut ausgebaute und
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 75

 76
 77
 78
 79
 80

 81
 82

 83
 84
 85

sichere Infrastruktur gestärkt werden. 

Die Unternehmen und Verwaltungen sind in der Verantwortung, unter Beteiligung
der Be-triebs- und Personalräte ein betriebliches Mobilitätsmanagement zu
entwickeln und umzusetzen. Dies sollte für große Unternehmen und Verwaltungen
verpflichtend sein. Allen Beschäftigten sollte ein Jobticket vom Arbeitgeber
angeboten werden. 

Die Verkehrspolitik muss sich an der Vision Zero ausrichten. Langfristig darf es
keine Verkehrs-toten und Schwerverletzten mehr geben. 

Eine Personalaufstockung in den Bau- und Planungsbehörden ist notwendig, um die
notwendigen Investitionen zu beschleunigen. Die Bürger*innen sind an der Planung
von großen Infrastrukturprojekten zu beteiligen. 

 86 „Gute Arbeit“ und Tarifbindung für die Beschäftigten im Mobilitätssektor
 87 sicherstellen:

 88
 89
 90
 91
 92
 93

 94
 95
 96
 97
 98
 99
 100
 101

 102
 103

 104
 105
 106
 107

 108
 109

 110
 111
 112
 113
 114
 115

Eine nachhaltige Mobilitätswende braucht qualifiziertes Personal. Tarifliche
Bezahlung, gute Arbeitsbedingungen und Mitbestimmung sind essenziell, um
Beschäftigte zu halten und neue Fachkräfte zu gewinnen. Gleichzeitig müssen
wirksame Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit von Fahrgästen und Beschäftigten
- wie die Doppelbesetzung mit Zugbegleitern und zusätzlichem Sicherheitspersonal
- vorangetrieben werden. 

Der Ausschreibungswettbewerb mit regelmäßigen Betreiberwechseln darf nicht auf
dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden. Es muss durch die
Landestariftreuegesetze sichergestellt werden, dass alle Beschäftigten bei
Bussen und Bahnen nach einem repräsentativen Tarifvertrag bezahlt werden und bei
einem Betreiberwechsel ohne Einschränkungen das Recht haben, zu mindestens den
gleichen Bedingungen weiterbeschäftigt zu werden. Dies muss auch bei
eigenwirtschaftlichen Verkehren gelten und entsprechend in die Nahverkehrspläne
aufgenommen werden. 

Durch die Vergabebedingungen müssen die Verkehrsunternehmen dazu verpflichtet
werden, in ausreichendem Maße Fachkräfte auszubilden. 

Der Zwang zu europaweiten Ausschreibungen bei Verkehrsdienstleistungen führt zu
Nachteilen für Fahrgäste, Beschäftigte und öffentliche Gebietskörperschaften
(Aufgabenträger). Direktvergaben und der Betrieb durch eigene Unternehmen der
Aufgabenträger sollten wieder zum Normalfall werden. 

Öffentliche Verkehrsgesellschaften sind zu stärken. Es darf keine weiteren
Privatisierungen geben. 

Die Transformation der Automobil- und Zulieferindustrie muss gemeinsam mit
Gewerkschaften, Betriebs- und Personalräten sowie den Beschäftigten gestaltet
werden. Dabei muss die Sicherung und Schaffung hochwertiger Beschäftigung und
Wertschöpfung oberste Priori-tät haben. Soziale Härten müssen vermieden und
durch Qualifizierung, Innovationen und Investitionen neue Perspektiven für die 
betroffenen Beschäftigten erschlossen werden.
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Antrag T04: Zukunftslinie 2030 – mehr Bus und Bahn im Zentrum 
Deutschlands!
Laufende Nummer: 44

Antragsteller*in: EVG Süd-Ost

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: T - Transformation

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir IV

 1 Die Landesregierungen in Hessen und Thüringen werden aufgefordert, für die beiden
 2 zentralen Binnenländer der Bundesrepublik ein als Vorbild taugliches,
 3 länderübergreifend abgestimmtes ÖPNV-Konzept zu entwickeln und umzusetzen, welches
 4 eine umfassend wirksame attraktive Alter-native zum motorisierten Individualverkehr
 5 darzustellen in der Lage ist und damit einen maßgeblichen Baustein für eine
 6 sozialökologische Mobilitätswende setzt.

 7 Vier maßgebliche Kennzeichen sollen darin umgesetzt und zum Markenzeichen werden:

 8
 9
 10
 11

 12
 13

 14
 15

 16

Intelligente Landesgrenzen übergreifende Angebots-Vernetzung und -ausweitung,
mit ausreichen-dem, also deutlich zu erhöhendem Platzangebot in Bahnen und
Bussen, auch in Tagesrandlagen und am Wochenende einschließlich des ländlichen
Raumes,

Digitalisierung und app-gestützte, aber übergangsweise auch herkömmlich nutzbare
Buchungswege und -lösungen,

laufende Bürger:innen- und Verbändebeteiligung in allen Phasen der
Konzeptentwicklung,- umsetzung und -begleitung

Beispielhafte Sozial- und Beschäftigungsstandards für das Personal

 17 Hierfür bedarf es, neben den Regionalisierungsmitteln des Bundes und deren
 18 zweckgemäßer Verwendung, eines zusätzlichen, langfristig haushalterisch abgesicherten
 19 ÖPNV-Innovationsfonds aus Landesmitteln, welcher in beiden Bundesländern gemeinsam
 20 abgestimmt parallel auf den Weg zu bringen ist. Dabei wäre zu prüfen und ggf.
 21 anzustreben, die gemeinsame Landesbank HELABA mit ihrer Kompetenz, ihrer regionalen
 22 Verwurzelung und ihrem landesinteressenfokussierten Ansatz als starke Partnerin zu
 23 gewinnen.

 24 Neben der Weiterentwicklung und Ausweitung bereits bestehender positiver Ansätze in
 25 beiden Bundesländern ist bei der Konzeptentwicklung verstärkt auf konkrete innovative
 26 und die gemein-same Identität stärkende Angebotselemente zu orientieren, die
 27 länderübergreifend wirken. Solche wären zum Beispiel, ggf. auch als geeignete
 28 Pilotprojekte:

 29 Bereich Schiene

 30
 31
 32

Verknüpfung der Regionalbahnverbindungen Bebra – Eisenach und Eisenach – Leipzig
(künftig Naumburg) zu einer durchgehenden Direktverbindung Bebra – Eisenach –
Erfurt – Naumburg mit Direktanschlüssen im Westen nach Kassel und Fulda sowie im
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 33

 34
 35
 36
 37

Osten nach Halle/S und Leipzig,

Direktverbindung Kassel – Mühlhausen – Gotha – Arnstadt – Ilmenau – Rennsteig
(künftiger geplanter Buslinienknotenpunkt Thüringer Wald) mit einer auch
eindeutig touristisch und damit gleichzeitig standortstärkend geprägten
Ausrichtung

 38 Bereich Bus:

 39
 40

 41

 42

 43
 44

 45

 46

Linienbündel Werra Nord -Hainich
Eschwege – Wanfried – Mühlhausen

Eisenach – Creutzburg – Sontra (Anschluss Schiene Eschwege)

Creutzburg – Wanfried (mit Anschlüssen Eisenach, Eschwege, Mühlhausen)

Linienbündel Werra Süd – Rhön
Meiningen/Bad Salzungen – Kaltensundheim – Fulda/Gersfeld

Bad Salzungen – Bad Hersfeld

Vacha – Hünfeld (Anschlüsse nach Bad Salzungen bzw. Fulda)

 47 Von den Bahnhöfen und Haltestellen aus sollten, wo immer möglich, weithin digital
 48 gesteuerte On-demand-Angebote etabliert werden für die „letzten Meilen“ in die
 49 anliegenden Ortschaften, ggf. mit „Haustür-Service“.

 50 Über eine intensive und unmittelbare Beteiligung von Bürgerschaft, Öffentlichkeit und
 51 Verbänden (wie die zuständigen DGB-Fachgewerkschaften) ist ein Höchstmaß an
 52 Transparenz und Teilhabe sicherzustellen und ein innovationsfreundliches Klima zur
 53 Weiterentwicklung des Nahverkehrsangebotes zu schaffen.
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Antrag T05: Einführung eines Hessenpass mobil und Einführung eines 
Thüringenpass mobil
Laufende Nummer: 49

Antragsteller*in: DGB Stadtverband Darmstadt

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: T - Transformation

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir IV

 1 Der DGB Hessen-Thüringen setzt sich bei den Hessischen und Thüringischen
 2 Landesregierungen für die Einführung eines Hessenpass mobil und der Einführung eines
 3 Thüringenpass mobil zum monatlichen Preis von 9 € im hessischen und thüringischen
 4 ÖPNV für Menschen mit niedrigem Einkommen und Löhnen ein.
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Antrag A08: Leitantrag Öffentlicher Dienst: Gute Arbeit, gutes 
Einkommen, echte Mitbestimmung. Ein starker öffentlicher Dienst für 
eine resiliente Gesellschaft!  
Laufende Nummer: 26

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Arbeit

Antragsblock: Arbeit und Wandel gestalten wir V

 1 Die DGB-Gewerkschaften fordern die auskömmliche Finanzierung der Personalhaushalte, 
 2 gute Arbeits- und Einkommensbedingungen sowie eine zukunftsfeste Aufstellung im 
 3 demografischen Wandel für den öffentlichen Dienst in Bund, Ländern und Kommunen!

 4 Wir stehen für das Zusammenleben in einer lebenswerten Gesellschaft, die allen das
 5 Gute Leben, Teilhabe und Selbstbestimmung in physischer und sozialer Sicherheit sowie
 6 in einer intakten Umwelt ermöglicht. Der öffentliche Dienst garantiert eine starke
 7 Daseinsvorsorge, sozialen Ausgleich und Fairness im Sozial- und Rechtsstaat sowie
 8 eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung. Ohne ausreichend qualifizierte und
 9 engagierte Beschäftigte ist kein handlungsfähiger Staat zu machen. 

 10 Der DGB Hessen-Thüringen lehnt die geplanten Stellenkürzungen im Hessischen 
 11 Landesdienst sowie eine Wiederaufnahme des Stellenabbaupfades in Thüringen klar ab! 

 12 Kürzungen beim öffentlichen Personal legen die Axt an die Daseinsvorsorge – das muss
 13 allen klar sein. Die schwache wirtschaftliche Entwicklung, geringere Steuereinnahmen
 14 und das grundsätzliche Festhalten an der als Schuldenbremse bezeichneten
 15 Zukunftsbremse bergen die Gefahr einer Abwärtsspirale aus Personalmangel, mehr Druck
 16 und schlechteren Arbeitsbedingungen, Unzufriedenheit mit den öffentlichen Leistungen
 17 und sinkenden Be-werber*innenzahlen, weil der öffentliche Arbeitgeber unattraktiv
 18 ist. Personalgewinnung, -haltung und -qualifizierung ist die aktuelle Herausforderung
 19 für die öffentliche Hand. 

 20 Wir brauchen die Stärkung und Aufwertung des öffentlichen Dienstes – für die 
 21 Beschäftigten und die Bürger*innen gleichermaßen! 

 22 Unser Gemeinwesen funktioniert dann zuverlässig, wenn alle öffentlichen Bereiche
 23 ineinandergreifen und gut ausgestattet sind. Mit dem Eintritt der „Babyboomer“ in den
 24 verdienten Ruhestand wird immer deutlicher, wovor die Gewerkschaften gewarnt haben.
 25 Der öffentliche Dienst wurde zunehmend unattraktiv gemacht; Aus- und
 26 Weiterbildungskapa-zitäten fehlen, offene Stellen können nur schwer oder gar nicht
 27 mehr besetzt werden. So können schon jetzt wichtige Aufgaben – bei der Bildung, der
 28 inneren Sicherheit, Planung und Genehmigung sowie im Verkehrssektor – nicht, nicht
 29 zeitnah oder nicht in der nötigen Qualität erledigt werden. Gleichzeitig wird über
 30 eine überbordende, schädliche Bürokratie fabuliert und das Vertrauen in öffentliche
 31 Institutionen weiter geschwächt. 

 32 Wer ständig über leere Kassen statt über eine umfassende Stärkung der Daseinsvorsorge
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 33 redet, unterminiert den demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Eine unter hohem
 34 Druck stehende Demokratie kann sich eine kaputtgesparte Daseinsvorsorge und einen
 35 krisenanfälligen, unzuverlässigen öffentlichen Sektor nicht leisten.  

 36 Echte Perspektiven - für neu gewonnene und erfahrene
 37 Kolleg*innen  
 38 Der demografische Wandel ist überall spürbar. Die öffentliche Hand und private
 39 Unternehmen stehen im Wettbewerb um immer weniger Nachwuchskräfte. Personalgewinnung
 40 und -haltung ist die zentrale Herausforderung, der auf allen Ebenen mit mehr Aus- und
 41 Weiterbildung, gezielter Personalentwicklung und guten Arbeitsbedingungen begegnet
 42 werden muss. Die vorhandenen Beschäftigten brauchen echte Weiterentwicklungsoptionen,
 43 um ihr ganzes Potenzial zu entfalten. Entwicklungsperspektiven müssen
 44 beteiligungsorientiert entwickelt werden. Die öffentlichen Arbeitgeber müssen die
 45 erforderlichen Ausbildungskapazitäten aufbauen und erhalten. Die Arbeitsbedingungen
 46 müssen so gestaltet werden, dass sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
 47 ermöglichen. 

 48 Moderne Führung bedeutet den Mitarbeitenden diversitätssensibel, machtkritisch und
 49 wertschätzend zu begegnen. Um dies zu gewährleisten, ist die traditionelle topdown-
 50 Hierarchie im öffentlichen Dienst zu hinterfragen und eine Auswahl persönlich
 51 geeigneter sowie qualifizierter Führungskräfte vorzunehmen. Vor der Übernahme von
 52 Führungsaufgeben und bei Führungsverantwortung müssen verpflichtend Fortbildungen zu
 53 Führung und Kommunikation absolviert werden. Das Feedback von Beschäftigten ist zu
 54 berücksichtigen und Frauen- und Gleichstellungsförderpläne sind konsequent
 55 umzusetzen. 

 56 In allen Bereichen braucht es die Weiterentwicklung des Dienstrechts unter
 57 gewerkschaftli-cher Beteiligung, eine bessere Führungs- und Wertschätzungskultur,
 58 transparent nach-vollziehbare Beförderungsentscheidungen und die Ausschreibung aller
 59 zu besetzenden Dienstposten. Der DGB lehnt die Abschaffung der Disziplinarklage und
 60 deren Ersetzung durch die Disziplinarverfügung ab. Wir fordern die Achtung und den
 61 Ausbau gewerkschaft-licher Beteiligungsrechte! 

 62 Starke Tarifabschlüsse und attraktive amtsangemessene Besoldung 
 63 Die Länder müssen bei Tarifverhandlung von der Bremse gehen und für attraktivere
 64 Arbeitsbedingungen in allen Aufgabengebieten und nicht nur für herausgehobene
 65 Funktionen sorgen. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften bekräftigen ihre
 66 grundsätzliche Forderung und ihren Gestaltungsanspruch: Die Besoldung muss dem
 67 Tarifergebnis folgen. Wir fordern die zeit- und inhaltsgleiche Übertragung der
 68 Tarifergebnisse auf die Be-amt*innen. Davon unabhängig besteht der Anspruch aller
 69 Beamt*innen auf eine verfas-sungskonforme Alimentation. Außerdem unterstützt der DGB
 70 die Forderung nach einen Tarifvertrag für studentische Beschäftigte in Hessen.

 71 Verbessert werden müssen auch die Anwärter*innenbesoldung, die Ausbildungs- und
 72 Studienbedingungen sowie die zeitgemäße Ausstattung der Dienststellen. An den Ausbil-
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 73 dungs- und Studienorten müssen bezahlbare Wohnungen angeboten werden. 

 74 Tarifbeschäftigte und Beamt*innen sind gleich zu behandeln. Die jeweils günstigere
 75 Be-dingung soll für beide Statusgruppen gelten. 

 76 Besoldung in den Ländern  
 77 Hessen besoldet weiterhin – fünf Jahren nach der maßgeblichen Rechtsprechung durch
 78 das Bundesverfassungsgericht – verfassungswidrig zu niedrig. Verschärft wird die
 79 Situation durch das Besoldungsdiktat im Jahr 2025. Beides beschädigt das Vertrauen
 80 der Beamt*innen in Dienstherrn und Rechtsstaat. Wir benennen und verurteilen das
 81 Vorgehen.  

 82 Wir erkennen an, dass die Thüringer Landesregierung sich bei der Besoldung auf die
 83 Ge-werkschaften zubewegen möchte. Vorsichtige Signal reichen jedoch nicht aus, zumal
 84 ver-fassungsrechtliche Zweifel am Thüringer Besoldungsmodell bestehen bleiben. 

 85 Wir fordern die Hessische und die Thüringer Landesregierung auf, zu erklären, dass
 86 sie künftige Tarifergebnisse wieder zeit- und inhaltsgleich übertragen werden und
 87 sich ver-pflichten, den Rechtsschutz nicht ins Leere laufen lassen, die
 88 Beteiligungsrechte der Ge-werkschaften zu achten und die Besoldung zu verhandeln,
 89 nicht zu verordnen. 

 90 Gute Versorgung und sichere Beihilfe  
 91 Kürzungsfantasien bei Versorgung und Beihilfe stellen wir uns entgegen. Der DGB und
 92 seine Mitgliedsgewerkschaften lehnen die Verknüpfung von Versorgungsansprüchen und
 93 kapitalgedeckten Fonds bzw. dem „Thüringer Nachhaltigkeitsmodell“ ab. Der Dienstherr
 94 schuldet in jedem Fall die Pension als Teil der lebenslangen Alimentation. 

 95 Weiterhin abgelehnt wird die Anhebung der Pensionsaltersgrenze von 65 auf 67 Jahre.
 96 Die besonderen Altersgrenzen aufgrund der besonderen Belastungen einiger Laufbahnen
 97 müssen erhalten bleiben. 

 98 Wir stehen für Wahlfreiheit. Beamt*innen müssen wählen können, ob sie gesetzlich oder
 99 privat krankenversichert sein wollen. Hessen muss endlich die pauschale
 100 Beihilfegewährung als Alternative zur „klassischen“ Beihilfe und
 101 Sachleistungsbeihilfe einführen. Die Beihilfestellen sind besser personell und
 102 technisch auszustatten, um Anträge zeitnah zu bearbeiten und besondere Härten zu
 103 verhindern. 

 104 Mehr Demokratie in Dienststellen  
 105 Die DGB-Gewerkschaften fordern Mitbestimmung auf Augenhöhe – das gilt für die
 106 Privatwirtschaft und den öffentlichen Dienst. Wir brauchen mehr Demokratie in der
 107 Gesellschaft und in den Dienststellen! 

 108 Der Thüringer Landtag hat klargestellt: Das Thüringer Personalvertretungsgesetz
 109 enthält die „Allzuständigkeit der Personalräte für alle sozialen, personellen,
 110 organisatorischen und sonstigen innerdienstlichen Angelegenheiten“. Das muss jede
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 111 Dienststelle anerkennen, den Personalrat frühzeitig einbeziehen, umfassend
 112 informieren und bei allen Maßnahmen beteiligen.  

 113 Das Hessische Personalvertretungsgesetz muss dringend verbessert und die Personalräte
 114 müssen gestärkt werden. Wir fordern umfassende und durchsetzungsfähige Mitbestimmung
 115 sowie den umfangreichen Aufgaben angemessene Freistellungen, besonders dringlich bei
 116 der Hessischen Polizei und in den Schulen. 

 117 Arbeitsbelastung reduzieren - Gesunde Arbeit gewährleisten 
 118 Die Dienstherren sind in der Verantwortung zu definieren, welche Aufgaben, nach
 119 welchem Standard zu erledigen sind und die dafür nötigen Stellen zu schaffen sowie zu
 120 besetzen. Die Personalausstattung muss den Aufgaben entsprechen – nicht dem Budget. 

 121 Wir fordern, die Arbeitszeit der Hessischen Beamt*innen auf das tarifliche Niveau zu
 122 redu-zieren und die Pflichtstundenzahl der Lehrkräfte entsprechend zu kürzen.  

 123 Arbeitsverdichtung und -hetze müssen zurückgedrängt werden. Flexible und familien-
 124 freundliche Arbeitszeitmodelle sollten selbstverständlich sein. Regelmäßige
 125 Mehrarbeit und Überstundenberge sind durch personelle und organisatorische Maßnahmen
 126 zu verhindern. 

 127 Schichtdienst belastet die Gesundheit. Wir fordern eine Arbeitszeitverkürzung für
 128 Schicht- und Wechselschicht leistende Beamt*innen analog zum TV-H und TV-L (West) auf
 129 eine 38,5-Stunden-Woche und perspektivisch die weitere Arbeitszeitverkürzung.

 130 Um die Verwaltungsdigitalisierung beschleunigt voranzutreiben, ist neben mehr IT-
 131 Fachpersonal, mehr Führungsverantwortung und eine zeitgemäße technische Ausstattung
 132 erforderlich. Klar ist aber: Digitalisierung bedeutet kein Einsparpotential, sondern
 133 zunächst Mehraufwand. Die Beschäftigten müssen in IT-Projekte von Anfang an
 134 einbezogen werden.

 135 Befristungen im öffentlichen Dienst wirksam verringern
 136 Im öffentlichen Dienst sind viele Beschäftigte der Verwaltung, aber insbesondere auch
 137 bei den Hochschulen befristet angestellt - entweder auf der Grundlage des Teilzeit-
 138 und Befristungsgesetz oder des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Diese Beschäftigten
 139 sind entweder aufgrund von Qualifizierung, sachgrundlos oder in befristeten
 140 projektgebundenen Tätigkeiten.  Der DGB-Hessen Thüringen fordert eine konsequente
 141 Begrenzung sachgrundloser Befristungen und von Kettenbefristungen im öffentlichen
 142 Dienst. Gute Arbeit an den Hochschulen darf nicht aufgrund von Kürzungsvorgaben
 143 aufgegeben werden. Beschäftigte brauchen verlässliche Perspektiven. Dafür müssen
 144 insbesondere an den Hochschulen mehr unbefristete wissenschaftliche
 145 Mitarbeiter*innenstellen nach der Promotion geschaffen werden. Der öffentliche Dienst
 146 muss Vorbild sein, mit sicheren, planbaren und zukunftsfesten Arbeitsplätzen.

 147 Bereich Polizei 
 148 Alle Polizeien haben erheblichen Personalbedarf, aufgrund von Pensionseintritten,
 149 aber auch aufgrund immer neuer Aufgaben. Die hessische Polizei schiebt Millionen
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 150 Überstunden vor sich her. Hessen und Thüringen stehen im Wettbewerb um Anwärter*innen
 151 und Absolvent*innen. Ihnen müssen attraktivere Bedingungen für den Einstieg und
 152 attraktivere Entwicklungsmöglichkeiten als bisher geboten werden. Für die
 153 Tarifbeschäftigten fordern wir faire Bedingungen und eine angemessene Eingruppierung,
 154 nicht unterhalb der Entgeltgruppe 5.  

 155 Die besonderen Belastungen im Vollzugsdienst und ihre gesundheitlichen und sozialen
 156 Folgen enden nicht mit dem Pensionseintritt. Wir fordern die Anhebung der
 157 Polizeizulage auf das Niveau der Bundespolizei (auch für Justizvollzug/Feuerwehr) und
 158 deren Ruhegehaltsfähigkeit.  

 159 Für Hessen müssen Leerstellen zur Inanspruchnahme der Guthaben auf den
 160 Lebensarbeitszeitkonten dringend ausgebracht werden. Für Thüringen ist der
 161 Zusatzurlaub zu verbessern. Zudem sollten für besonders belastete Bedienstete
 162 Sonderkuren eingeführt bzw. tatsächlich angeboten werden.   

 163 Bereich Schule 
 164 Im Schulbereich muss dringend auf den eklatanten Lehrkräftemangel mit einer
 165 Ausbildungs- und Einstellungsoffensive reagiert werden. Dazu gehören eine höhere
 166 Attraktivität der Arbeitsbedingungen, die Abschaffung von Zulassungsbeschränkungen
 167 zum Studium, mehr Studienplätze, bessere Bedingungen während des
 168 Vorbereitungsdienstes und die nahtlose Beschäftigung der hessischen Referendar*innen
 169 nach dem zweiten Staatsexamen.

 170 Wir fordern die Bezahlung aller Lehrkräfte mit Lehramtsbefähigung nach A 13 (E 13 für
 171 Tarifbeschäftigte). Die beschlossene Übergangsphase für Hessische
 172 Grundschullehrkräfte ist zu lang. Die Eingangsämter von Fachlehrkräften müssen
 173 (aufgrund des veränderten Aufga-benprofils) angehoben werden. Selbstständig
 174 unterrichtende Lehrkräfte sind mindestens in die EG 10 einzugruppieren.  

 175 Aufgrund des weiterhin hohen Lehrkräftebedarfs kann auf Quereinsteiger*innen ohne
 176 Staatsexamen sowie Seiteneinsteiger*innen nicht verzichtet werden. Beide Gruppen
 177 müssen aber in geeigneter Weise (weiter)qualifiziert werden, um dauerhafte
 178 Perspektiven an den Schulen zu haben.   

 179 Die Landesregierungen sind an Recht und Gesetz gebunden. Wir fordern sie auf, die
 180 Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte – abgestimmt mit den Personalräten – endlich
 181 umzusetzen. Das zwangsweise Lebensarbeitszeitkonto in Hessen gilt es abzuschaffen;
 182 entsprechend müssen die Pflichtstunden reduziert werden. Arbeits- und
 183 Gesundheitsschutz muss auch für Lehrkräfte gelten. Dazu gehören der Schutz vor
 184 Überlastung, alternsgerechte Arbeitsplätze und Altersteilzeitangebote. 

 185 Bereich Forst 
 186 Der DGB fordert, die Forstverwaltungen entsprechend ihrer Zukunftsaufgaben
 187 weiterzuentwickeln. Wenn Stellen dauerhaft nicht besetzt werden (können), muss eine
 188 Anpassung des Aufgabenspektrums und damit eine Verringerung des Arbeitsvolumens
 189 erfolgen, um die zunehmende Überlastung der Beschäftigten zu verhindern.
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 190 Die Ungleichbehandlung zwischen Ost und West bei der Forstzulage muss beendet werden.
 191 Wir fordern, die Arbeitsbedingungen und die Ausstattung in Hessen und Thüringen
 192 weiter zu verbessern.

 193 Vergiss nie – hier arbeitet ein Mensch! 
 194 Gewalt gegen Beschäftigte ist inakzeptabel! Der Dienstherr/Arbeitgeber muss,
 195 gemeinsam mit den Betriebs- und Personalräten, alles tun, um Gewalt gegen
 196 Beschäftigte im öffentlichen Dienst und in den privatisierten Dienstleitungsbereichen
 197 zu verhindern. Zudem muss Gewalt gesellschaftlich geächtet werden. Die DGB-Initiative
 198 „Vergiss nie – hier arbeitet ein Mensch“ wird in Hessen und Thüringen fortgesetzt.

 199 Der öffentliche Dienst bildet unsere Gesellschaft weiterhin nicht ab. Damit fehlen
 200 wichtige Erfahrungen, Perspektiven und Kompetenzen. Wir setzen uns für mehr Vielfalt
 201 im öffentlichen Dienst, mehr Frauen in Führungspositionen und mehr Menschen mit
 202 Migrationsgeschichte in allen Bereichen ein. 

 203 Der DGB und seine Gewerkschaften unterstützen „Bürokratieabbau“ im Sinne der
 204 Verbesserung von Prozessen, Verfahrensvereinfachung und der Vermeidung doppelter
 205 Arbeit. Entschieden treten wir einer Verächtlichmachung des öffentlichen Dienstes und
 206 der Arbeit unserer Kolleg*innen sowie dem Abbau von Schutzstandards und dem Schleifen
 207 von Beschäftigtenrechten entgegen.
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Antrag S08: Leitantrag: Gute Gesundheitsversorgung – überall
Laufende Nummer: 25

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit II

 1 Grundlage für eine gute Gesundheitsversorgung ist der Zugang. Wir setzen uns dafür
 2 ein, diesen allen zu Gewähleisten egal wo sie wohnen oder über welches Einkommen sie
 3 verfügen. Voraussetzung dafür ist eine solidarische Finanzierung des
 4 Gesundheitswesens sowie eine Planung der Versorgungsstrukturen, die sich an Bedarfen
 5 und nicht an privaten Profitinteressen orientiert.

 6 Der DGB fordert:

 7
 8

 9
 10

 11

 12
 13

 14
 15

 16

einen Prozess zur Weiterentwicklung der regionalen, wohnortnahen
Gesundheitsversorgung in den Ländern,

die Krankenhausreform muss auf der Landesebene gesteuert und mit einer
Brückenfinanzierung für den Übergang ausgestattet sein,

Krankenhaus-Investitionsfonds in Hessen und Thüringen mit höherem Finanzvolumen,

Regionale Gesundheits- bzw. Versorgungszentren in öffentlicher Trägerschaft als
Anker der Versorgung vor Ort,

gute, tarifgebundene und mitbestimmte Arbeit für alle Beschäftigten im
Gesundheitssektor und 

Vorrang der Gemeinwohlorientierung bei allen anstehenden Veränderungen.

 17 Strukturwandel solidarisch gestalten 

 18 Es ist offenbar, dass das Gesundheitswesen vor tiefgreifenden Veränderungen steht.
 19 Explodierende Ausgaben, vor allem für Arzneimittel, und der wachsende Mangel an
 20 Fachkräften bedrohen die Versorgungssicherheit. Jetzt braucht es entschlossenes
 21 Handeln: Wir müssen die medizinische Versorgung langfristig sichern, gute
 22 Arbeitsbedingungen und faire Löhne garantieren – und gleichzeitig die finanzielle
 23 Belastung der gesetzlich Versicherten begrenzen.

 24 Reformdebatten die vor allem den Rückbau von Krankenhäusern, höhere Beiträge für
 25 gesetzlich Versicherte und Einschränkungen bei der ambulanten Versorgung kombinieren,
 26 stellen wir eine Gesundheitspolitik entgegen, die mit neuen Konzepten eine
 27 solidarische Gesundheitsversorgung überall sicherstellt.

 28 Krankenhausreform gestalten und finanzieren

 29 Die Krankenhausreform ist ein zentrales Element des Umbaus der Gesundheitsversorgung.
 30 Sie kann nur gelingen, wenn sie breit getragen wird. Sie wird scheitern, wenn sie vor
 31 Ort lediglich als Rückbau sozialer Infrastruktur wahrgenommen wird. Krankenhäuser und
 32 Orte der Gesundheitsversorgung sind Einrichtungen der öffentlichen Daseinsfürsorge,
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 33 die sich fundamental von profit-orientierten Unternehmen unterscheiden. Gesundheit
 34 ist keine Ware!

 35 Die Krankenhausreform geht erste Schritte in die richtige Richtung. Das DRG-System
 36 wird teilweise zurück gebaut. Es hat in der Vergangenheit Fehlanreize gesetzt und zu
 37 einer unzureichenden Versorgung beigetragen. Es hat Druck auf die Beschäftigten
 38 ausgeübt und zur Ökonomisierung des Gesundheitswesens beigetragen. Die teilweise
 39 Umstellung auf Vorhalteprämien ist richtig, geht aber noch nicht weit genug.

 40 Die Einteilung der Krankenhäuser in Leistungsklassen ist grundsätzlich richtig. Um
 41 die notwendige Spezialisierung mit der Versorgung in der Fläche zu kombinieren, darf
 42 die Ausgestaltung der Reform kein bürokratischer Akt sein. Bei der Frage wo und wie
 43 welches Krankenhaus erhalten bleibt, haben sowohl die Beschäftigten, die Kommunen als
 44 auch die Versicherten ein gehöriges Wort mitzugestalten. Eine Krankenhausreform über
 45 die Köpfe der betroffenen hinweg lehnen wir ab.

 46 Der Krankenhaustransformationsfonds schafft die Grundlage, um den Investitionsstau im
 47 Kran-kenhausbereich aufzulösen. Es ist richtig, dass die Bundesregierung sich
 48 entschieden hat, hierfür keine Mittel der Krankenkassen zu verwenden. Investitionen
 49 in die Krankenhäuser sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nicht allein den
 50 gesetzlich Versicherten aufgebürdet werden darf.

 51 Investitionen in die Krankenhäuser sind dauerhaft weiter Aufgabe der Länder. Hessen
 52 und Thüringen haben hier erhebliche Defizite. In Hessen sieht der Koalitionsvertrag
 53 zwar eine Anhebung der Investitionen auf jährlich 550 Millionen Euro vor, tatsächlich
 54 wird dieses Versprechen aber schon in der Finanzplanung aufgegeben.

 55 Auch in Thüringen sind die jährlichen Investitionsmittel seit langem unzureichend.
 56 Gemessen an den Erlösen der Krankenhäuser wäre eine Investitionsquote von 7 bis 9
 57 Prozent angemessen. Mit lediglich 3,5 Prozent im Jahr 2022 fährt das Land seine
 58 Krankenhäuser seit Jahren auf Verschleiß.

 59 Um den bestehenden Investitionsbedarf im Rahmen der Krankenhausreform zu bewältigen,
 60 stehen den Ländern Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes zur Verfügung. Es ist
 61 dennoch notwendig, dass die Länder selbst dazu beitragen die Investitionen in die
 62 Krankenhausinfrastruktur zu sichern. Sie sind dazu aufgerufen, auf Landesebene
 63 Krankenhausfonds einzurichten.

 64 Viele Menschen sorgen sich davor, was die Krankenhausreform für sie bedeuten wird.
 65 Dort wo Betten abgebaut, Krankenhäuser ihr Leistungsspektrum einschränken, teilweise
 66 oder gar ganz geschlossen werden, muss die Versorgung vor Ort sichergestellt werden.
 67 Die Reform darf nicht zu einem Projekt werden, das den Rückbau von
 68 Gesundheitsversorgung bedeutet - im Gegenteil! 

 69 Wir setzen uns für eine Reform ein, die Chancen für eine bessere Versorgung nutzt.
 70 Wir wollen deshalb, dass die Grenzen zwischen ambulanter und Stationärer Versorgung
 71 aufgeweicht werden. Auch wenn das Krankenhaus an einigen Orten nicht mehr die
 72 zentrale Rolle in der Gesundheitsversorgung einnehmen wird, soll mit neuen Konzepten
 73 die Versorgung verbessert werden. Die Aufgaben, die solche Krankenhäuser heute
 74 erfüllen, müssen am Ende des Reformprozesses besser, effizienter, menschengerechter
 75 vor Ort erbracht werden. Die Krankenhausplanung muss sich an den tatsächlichen
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 76 Bedarfen vor Ort orientieren.

 77 Regionale Gesundheitsversorgung

 78 Seit langem hält der Trend an, dass ein immer größerer Teil der medizinischen
 79 Versorgung ambulant sichergestellt wird. Die Liegezeiten in Krankenhäusern haben sich
 80 seit den 1990er Jahren fast halbiert. Die Coronapandemie hat den Trend zu sinkenden
 81 Fallzahlen in den Krankenhäusern nochmals verstärkt. Die Krankenhausreform fordert
 82 eine weitere Spezialisierung der Krankenhäuser – die Funktion von Krankenhäusern,
 83 gerade im ländlichen Raum, als Einrichtungen der medizinischen Grundversorgung ist
 84 damit teilweise in Frage gestellt.

 85 Immer weniger Ärzt*innen sind freiberuflich tätig oder lassen sich in
 86 strukturschwachen Gebieten nieder. Hinzu kommt der demografische Wandel: in Thüringen
 87 sind mehr als die Hälfte der Hausärzt*innen über 55 Jahre alt, gleichzeitig sind
 88 immer mehr ältere Menschen auf eine gute medizinische Versorgung vor Ort angewiesen. 

 89 Um die flächendeckende gesundheitliche Versorgung zu gewährleisten, sind Reformen
 90 dringend erforderlich. Dabei muss die bedarfsgerechte Krankenhausversorgung
 91 wohnortnah gesichert und die ambulante Versorgung ausgebaut werden.

 92 Die Weiterentwicklung der ambulanten und klinischen Versorgung muss geplant, ein
 93 kalter Strukturwandel unbedingt vermieden werden. Die Bedarfsplanung darf nicht an
 94 den Sektorengrenzen im Gesundheitswesen halt machen, sondern muss
 95 sektorenübergreifend und auch in anderen Versorgungsbereichen (Länder, Kommunen)
 96 stattfinden.

 97 Es ist daher konsequent die strikte Trennung von ambulanter und stationärer
 98 Versorgung weiter aufzuweichen. Dort wo Kliniken nicht mehr als vollwertige
 99 Krankenhäuser bereitstehen, darf die medizinische Versorgung nicht schlechter werden.
 100 Im Gegenteil, die Strukturreform muss vor Ort zu spürbaren Verbesserungen führen.

 101 Regionale Gesundheitszentren bieten hierfür einen Rahmen. Sie sollen Anker für die
 102 medizinische Versorgung vor Ort sein aber auch darüber hinaus weitere Angebote der
 103 Daseinsfürsorge bereitstellen.

 104 Wir setzen uns dafür ein moderne, modulare Versorgungszentren in der Fläche zu
 105 schaffen. Diese sollen in öffentlicher Trägerschaft stehen und der Versorgung, nicht
 106 privaten Gewinninteressen dienen. Sie sollen sektorübergreifend arbeiten und,
 107 entsprechend dem Bedarf vor Ort ein breites Angebot an medizinischen und medizinnahen
 108 Dienstleistungen der Daseinsfürsorge bereitstellen.

 109 Gute Arbeit im Gesundheitssektor

 110 Gute Arbeit, Gute Ausbildung, Tarifbindung und Mitbestimmung sind Voraussetzung für
 111 gute Gesundheitsversorgung. Nur wenn sie erfüllt sind, werden mehr Menschen in
 112 Gesundheitsberufen arbeiten können und wollen. 

 113 Überall im Gesundheitswesen fehlt es an qualifizierten Fachkräften. Die Arbeit ist
 114 von enormer Verantwortung, hohen fachlichen Anforderungen, teilweise Schichtarbeit
 115 sowie Zeit- und Kostendruck geprägt. 
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 116 Die Privatisierung von Universitätskliniken ist kein Erfolgsmodell. Sie geht zu
 117 Lasten der Beschäftigten wie der Patient*innen. Ihre Aufgaben in der
 118 Gesundheitsversorgung sowie bei Forschung und Lehre erfüllen Universitätskliniken
 119 besser in öffentlicher Hand.
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Antrag S09: Wohnen
Laufende Nummer: 29

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit II

 1 Jeder Mensch hat das Recht auf angemessenen und bezahlbaren Wohnraum (Art. 11 Abs. 1
 2 UN-Sozialpakt). Doch bezahlbarer Wohnraum ist insbesondere in den Städten und
 3 Ballungsräumen für Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen knapp. Viele
 4 Beschäftigte können sich eine Wohnung in der Nähe ihres Arbeitsplatzes nicht mehr
 5 leisten. Das ist nicht nur sozial ungerecht und schlecht für die Vereinbarkeit von
 6 Beruf und Privatleben, sondern aufgrund des Pendelverkehrs auch klimaschädlich. Immer
 7 mehr Menschen werden aus den Innenstädten verdrängt und die soziale Spaltung nimmt
 8 zu. Infolge der Pandemie und der kriegsbedingten Energiekrise hat sich die
 9 Wohnungsnot weiter verschärft. 

 10 Doch Wohnungsnot und Mietenwahnsinn sind kein Naturgesetz, sondern insbesondere auf
 11 den Rückzug des Staates aus der Wohnungspolitik zurückzuführen - und somit politisch
 12 lösbar. Die Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum darf nicht allein dem Markt
 13 überlassen bleiben. Der Staat muss wieder seiner Verantwortung nachkommen und das
 14 Recht auf Wohnen gewährleisten.

 15 Der DGB setzt sich gemeinsam mit Gewerkschaften, Mietervereinen, Sozialverbänden und
 16 weiteren Bündnispartner*innen in Wohnraumbündnissen für eine soziale, ökologische,
 17 geschlechtergerechte und demokratische Wohnungspolitik ein. Wir fordern eine
 18 Investitionsoffensive in sozialen, bezahlbaren und barrierefreien Wohnraum, mehr
 19 Schutz für Mieter*innen und eine Stärkung der sozialen Infrastruktur. Ebenso wichtig
 20 sind gute Arbeitsbedingungen: Tarifbindung, „Gute Arbeit“ und Mitbestimmung im
 21 Baugewerbe und in der Wohnungswirtschaft sind für uns unverzichtbar – nur so gelingt
 22 ein sozial gerechter Wandel auf dem Wohnungsmarkt. 

 23 Das fordert der DGB: 

 24
 25
 26
 27

 28
 29
 30
 31

 32
 33

 34

Die öffentliche Wohnraumförderung muss deutlich erhöht und verstetigt werden. Es
muss deutlich mehr sozialer Wohnraum für Menschen mit niedrigen Einkommen,
bezahlbarer Wohnraum für Menschen mit mittleren Einkommen und barrierefreier
Wohnraum geschaffen werden. 

Die Länder sind aufgefordert, die Bundesmittel für die öffentliche
Wohnraumförderung mindestens eins zu eins zu kofinanzieren und zweckgebunden für
die Schaffung von sozialem, bezahlbarem und barrierefreiem Wohnraum zu
verwenden. Dabei ist eine attraktive Gestaltung der Förderbedingungen wichtig. 

Um den Bestand an Sozialwohnungen zu erhöhen, sind neben dem Neubau und den
Modernisierungen auch der Ankauf von Belegrechten erforderlich.

Öffentliche Wohnungsunternehmen sind zu stärken oder, wo diese fehlen, neu zu
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 35
 36
 37
 38
 39

 40
 41
 42
 43
 44
 45
 46

 47
 48
 49

 50
 51
 52
 53
 54
 55
 56
 57

 58
 59
 60
 61
 62

 63
 64
 65
 66

 67
 68
 69
 70
 71
 72

 73
 74
 75

 76
 77

gründen. Ihre Gewinne müssen zwingend für Reinvestitionen verwendet werden. Eine
weitere Privatisierung öffentlicher Wohnungsbestände und Liegenschaft lehnen wir
ab. Vielmehr sind diese dem privaten Wohnungsmarkt wieder zu entziehen. Um die
Mieter*innen stärker zu beteiligen, sind bei allen öffentlichen
Wohnungsgesellschaften Mieter*innen-Beiräte einzurichten. 

Länder und Kommunen stehen in der Verantwortung, eine soziale Bodenpolitik zu
verfolgen. Öffentliche Grundstücke sollten vorrangig öffentlichen,
genossenschaftlichen und gemeinnützigen Trägern überlassen werden. Die Vergabe
öffentlicher Grundstücke sollte grundsätzlich auf Erbpachtbasis und nach Konzept
erfolgen. Dazu gehört, dass feste Quoten für sozialen und bezahlbaren Wohnraum
vorgeschrieben werden. Die Einrichtung von Bodenfonds durch die Länder bietet
sich an, um die Kommunen bei der Baulandgewinnung zu unterstützen.  

Es muss mehr Wohnraum für Mitarbeitende und Werkswohnungen geschaffen werden.
Länder und Kommunen sollten mit gutem Beispiel vorangehen, indem sie selbst für
ihre Mitarbeitenden preisgünstigen Wohnraum anbieten. 

Mehr bezahlbarer Wohnraum für Studierende und Auszubildende ist notwendig. Die
Länder sollten analog zu den Studierendenwerken „Auszubildendenwerke“
einrichten. Länder und Kommunen sollten öffentliche Träger (insbesondere
Wohnungsgesellschaften) nutzen bzw. gründen, um mehr bezahlbaren Wohnraum für
Auszubildende zu schaffen. Neben der öffentlichen Hand müssen auch die
Arbeitgeber an der Finanzierung beteiligt werden. Um mehr bezahlbaren Wohnraum
für Studierende zu schaffen, ist eine Stärkung der Studierendenwerke
erforderlich.  

Länder und Kommunen sollten Programme für einen „Wohnungstausch“ fördern. So
möchten einige Senior*innen beispielsweise ihre große Wohnung gegen eine
kleinere, barrierefreie Wohnung eintauschen, um diese für Familien oder
Wohngemeinschaften freizumachen. Eine öffentliche Förderung könnte einen solchen
Tausch attraktiver machen. 

Die Länder sind aufgefordert, Gesetze gegen Wohnraumzweckentfremdung und
spekulativen Leerstand zu erlassen bzw. bestehende Regelungen wirksamer zu
machen. Die Möglichkeiten bestehender Regelungen sollten von den Kommunen voll
ausgeschöpft und Leerstandsregister eingeführt werden.  

Die bestehenden Landesverordnungen zur Mietpreisbremse und Kappungsgrenze sind
zu verlängern, flächendeckend auszuweiten und zu verschärfen. Dabei sollte die
maximale Kündigungssperrfrist festgelegt werden. Außerdem ist eine
Landesverordnung zum Baulandmobilisierungsgesetz in den Ländern zu erlassen bzw.
zu verlängern. Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen gehört deutlich
strenger reguliert.

Länder und Kommunen sind in der Verantwortung, sich auf der Bundesebene für
einen bundesweiten sechsjährigen Mietenstopp einzusetzen, wie ihn die Kampagne
„Mietenstopp“ fordert. 

In allen Kommunen müssen rechtssichere qualifizierte Mietspiegel eingeführt
werden. Dies soll durch nachvollziehbare Regelungen zur Ermittlung, Ausweisung
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und Anwendung der Vergleichsmiete erreicht werden. Dabei sollen alle Mieten
berücksichtigt werden, nicht nur wie bisher die neu vereinbarten der vergangenen
sechs Jahre. 

Ein Verbot von Indexmietverträgen, bei denen die Miete an die Inflation
gekoppelt ist, ist dringend erforderlich. 

Energetische Gebäudesanierungen sind aus Klimaschutzgründen deutlich
auszuweiten. Dabei müssen Sozialverträglichkeit und Warmmietenneutralität
oberste Priorität haben. Die Modernisierungsumlage gehört deutlich abgesenkt und
gedeckelt. 

Die Wohngemeinnützigkeit ist konsequent umzusetzen - mit dauerhaften Bindungen
für Sozialwohnungen. 

Die Vergesellschaftung von großen renditeorientierten Wohnungskonzernen gemäß
Artikel 15 Grundgesetz bleibt als wohnungspolitisches Instrument möglich und
legitim. 

Für Menschen in besonderen Lebenslagen, wie beispielsweise Geflüchtete, Frauen
mit und ohne Kinder aus Frauenhäusern sowie wohnungslose Menschen, muss mehr
bezahlbarer, sozialer und sicherer Wohnraum bereitgestellt werden. Zusätzlich
sind landesweit soziale Wohnraumhilfen durch ein Landesförderprogramm zu
fördern. Diese Wohnraumhilfen akquirieren Wohnraum und vermieten diesen weiter,
bei Bedarf mit einer sozialen Betreuung der Mieter*innen. Zugleich ist ein
besserer Schutz für Menschen in besonderen Lebenslagen vor Diskriminierung und
Benachteiligung erforderlich.

Um Wohnungslosigkeit präventiv abzuwenden, müssen über ein Landesförderprogramm
flächendeckend Fachstellen zur Verhinderung von Wohnungslosigkeit etabliert
werden. Die Mitarbeitenden sind dabei Ansprechpartner*innen für Mieter*innen wie
Vermieter*innen. Ziel ist es jeweils, Mietverträge zu erhalten. Neben der
Beratung und Intervention sollten solche Fachstellen auch lokale
Präventionsnetzwerke aufbauen.

Ein wirksamer Ansatz, um Obdach- und Wohnungslosigkeit nachhaltig zu überwinden
ist das Modell Housing First. Dieser Ansatz betont das Recht der Menschen auf
Wohnen und bietet obdachlosen Menschen einen unmittelbaren Zugang zu dauerhaftem
Wohnraum; Initiativen und Projekte, die HousingFirst in Hessen und Thüringen
voranbringen wollen, sollen unterstützt werden.

Wohngeld und Kosten der Unterkunft sind vorausschauend und regelmäßig an die
realen Kosten anzupassen.  

Eine Personalaufstockung in den Wohnungs- und Stadtentwicklungsämtern, Planungs-
und Baubehörden ist erforderlich, um Verfahren zu beschleunigen und den Schutz
von Mieter*innen besser durchsetzen zu können. 

Für „gutes Wohnen“ ist eine hochwertige Infrastruktur und Daseinsvorsorge eine
zentrale Voraussetzung. Dazu gehören beispielsweise hochwertige Gesundheits-,
Pflege-, Bildungs-, Kultur- und Sporteinrichtungen sowie eine gute ÖPNV-
Anbindung. Außerdem sollten ausreichend Grünflächen vorhanden sein. In den
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 121
 122

Quartieren oder Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf sind Fachstellen
einzurichten, um sozial integrative sowie städtebauliche und ökologische Fragen
voranzutreiben.
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Antrag S10: Alle Chancen im Alter
Laufende Nummer: 33

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit II

 1 Unsere Gesellschaft profitiert vom Wissen, den Erfahrungen und Fähigkeiten älterer
 2 Menschen. Viele sind auch nach der Erwerbstätigkeit ehrenamtlich aktiv und engagieren
 3 sich in Gewerkschaften, Vereinen, Parteien und Initiativen. Sie leisten einen
 4 wichtigen Beitrag für die Gesellschaft und den Zusammenhalt der Generationen, dafür
 5 verdienen sie Anerkennung und Respekt.

 6 Die gesellschaftliche Spaltung zwischen Armut und Reichtum hat zugenommen, eine
 7 gezielte Umverteilung des Wohlstands von oben nach unten und mehr soziale
 8 Gerechtigkeit sind überfällig.

 9 Für ältere Menschen sind die Existenzsicherung im Alter und der Schutz vor
 10 Altersarmut entscheidend. Um dieses Ziel zu erreichen, muss frühzeitig gehandelt
 11 werden und braucht es eine klare Kurskorrektur. Tarifverträge sichern gute Renten und
 12 die Vergabe von öffentlichen Aufträgen sowie Fördermitteln muss an das Kriterium der
 13 Tarifbindung geknüpft werden.

 14 Relevante Themen für ältere Menschen sind darüber hinaus: die Anerkennung der
 15 Lebensleistung, Sicherung der Lebensqualität im Alter, bezahlbares Wohnen, sowie die
 16 Stärkung der Mobilität, digitale und analoge Teilhabe, wohnortnahe Altenhilfe und -
 17 pflege, Engagement und Partizipation sowie die Stärkung ihrer Rechte.

 18 Wir fordern:

 19

 20
 21
 22
 23
 24
 25
 26
 27

Stärkung der Pflegeversicherung

Die Landesregierungen setzen sich im Bund dafür ein, dass ein Deckel für den

Eigenanteil in der stationären Pflege eingeführt wird, die Entlastung

versicherungsfremder Leistungen sowie die Wiedereinführung des Steuerzuschusses für

die Pflege erfolgt. Die Streichung bzw. Kürzung von Pflegeleistungen (z. B.

Pflegestufe 1, Einführung von Karenzzeiten) ist abzulehnen. Das Prinzip der

Kommerzialisierung und Gewinnmaximierung in der ambulanten und stationären Pflege

muss beendet werden, sie sind wichtige Aufgaben der Daseinsvorsorge und dienen

ausschließlich der Gemeinwohlorientierung.

 28 Pflegequalität und Fachkräftegewinnung verbessern

7. Ordentliche Bezirkskonferenz | DGB-Hessen-Thüringen
Bad Hersfeld, 13.12.2025

103 / 123



 29
 30
 31
 32
 33

Die Landesregierungen setzen sich für Tarifverträge in der ambulanten und stationären

Altenpflege ein, damit werden die Arbeitsbedingungen nachhaltig verbessert und das

Lohndumping beendet. Sie erlassen verbindliche Personalführungs- und

Qualitätssicherungsregeln, gute Pflegequalität hängt maßgeblich von qualifiziertem

Personal ab.

 34

 35
 36
 37
 38

Ambulante Versorgung stärken in urbanen wie ländlichen Regionen

Die Landesregierungen unterstützen lokale Entwicklungsprozesse, um das Angebot an

ambulanten Pflegediensten, medizinischen Hausbesuchen, der Infrastruktur für

Telemedizin, mobile geriatrische Teams sowie von Landarztpraxen ist in allen Regionen

von Hessen und Thüringen auszubauen. 

 39

 40
 41
 42
 43
 44
 45

Wohnraum der Zukunft

Wir fordern von den Landesregierungen die Förderprogramme für seniorengerechte

Wohnformen, Mehrgenerationenhäuser, betreutes Wohnen und Wohngemeinschaften

weiterzuentwickeln und zu verstetigen. Die Landesförderprogramme zum Wohnen sind um

mit Förderung barrierearmer Umbaumaßnahmen in Wohnungen, öffentlichen Gebäuden inkl.

Verkehrswegen zu erweitern. Die Kommunen sind gefordert mehr bezahlbaren Wohnraum und

mehr Wohnungen mit Sozialbindung bereitzustellen.

 46

 47
 48
 49
 50
 51
 52
 53

Mobilität

Die Thüringer Landesregierung wird aufgefordert für Rentner*innen und Auszubildende

einen Zuschuss in Höhe von 20 €/Monat zu übernehmen. Wir begrüßen, dass die Hessische

Landesregierung das Seniorenticket zu erhalten, gleichzeitig fordern wir auf dies für

eine ganztägige Nutzung zu erweitern. Beide Landesregierungen werden aufgefordert

sich bei der der DB dafür einzusetzen, damit der Zugang zu den Tickets zukünftig ohne

Zugangsbeschränkungen (nicht am Automaten, nur am Schalter und über die App

erhältlich) möglich ist.
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 54

 55
 56
 57
 58
 59

Digitale Teilhabe und Sicherheit

Die Landesregierungen müssen den Breitbandausbau in ländlichen Regionen

intensivieren. Digitale Teilhabe erleichtert für Senior*innen z. B. die

Terminkoordinierung und die sozialen Kontakte. Die Kommunen sind gefordert

Schulungsangebote zur Nutzung von Online-Diensten und zur sicheren digitalen

Kommunikation anzubieten.

 60

 61
 62
 63
 64

Partizipation und Mitbestimmung

Seniorinnen und Senioren müssen stärker in die Kommunal- und Landespolitik einbezogen

werden. Pflegevertretungen sowie Seniorenbeiräte müssen mit festgelegten Ressourcen

und Informationszugang ausgestattet sein. Regelmäßige Anhörungen und

Bürgerbeteiligungsverfahren sind gezielt zu seniorenrelevanten Themen durchzuführen.
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Antrag G12: Feministische Stadtplanung
Laufende Nummer: 57

Antragsteller*in: Bezirksfrauenausschuss DGB Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Antragsblock: Soziale Sicherheit II

 1 Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen wird aufgefordert sich aktiv an die Städte und
 2 Gemeinden in Hessen und Thüringen zu wenden, um die folgenden Forderungen in die
 3 zuständigen Gremien der jeweiligen Orte und Kommunen einzubringen und sich für diese
 4 stark zu machen:

 5
 6
 

 7
 8

 Eine feministische Stadtplanung als fester Bestandteil der strategischen
 Stadtpolitik in allen Städten und Kommunen in Hessen und Thüringen

 Übernahme gendergerechter Werkzeuge und Methoden für die feministische
 Stadtplanung

 9
 

 10
 11
 

 12
 13
 14

 Zugängliche Räume für Frauen*, die vielfältigen Bedürfnisse berücksichtigen

 Wir fordern Grundrisse, Normen, Siedlungskonstellationen und eine Raumplanung,
 die vielfältige und gleichberechtigte Lebensformen ermöglichen

 Wir wollen sichere und angstfreie Räume und Mobilität frei von Belästigung,
 Gewalt und allen Formen von Diskriminierung. Eine Stadt in der alle willkommen
 sind und sich sicher wie auch wohl fühlen.

 15 Eine partizipative Kommunalplanung und ausgeglichene Gendervertretung ist eine
 16 unumgängliche Voraussetzung für eine feministische Stadtplanung. Wir wollen Städte
 17 und Ortschaften, die auch von und für alle geplant, gestaltet und gebaut sind.
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Antrag S09-Ä01
Laufende Nummer: 71 • Änderungsantrag zu S09

Antragsteller*in: Andrea Theiß (IG Metall · Nr. 00052*01)

Unterstützer*innen: Angelika Kappe, Claudia Schell, Dieter Seidel, Frederieke Schmidt, Hanna 
Parichat Schürmann (sie/ihr), Helga Röller, Matthias Holz (ver.di · Nr. 
00076*01), Norbert Gentemann, Peter Lückmann, Ralph Stiepert, Renate 
Müller, Siegfried Hauska, Dr. Simone Claar, Stefan Sachs, Tanja Hauch, 
Thilo Hartmann, Thomas Pfeuffer, Till Jotzo, Tiny Hobbs, Tobias Wunsch

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: S - Soziale Sicherheit

Antragsblock: Soziale Sicherheit II

Zeile 105

 100
 101
 102
 103
 104

Um Wohnungslosigkeit präventiv abzuwenden, müssen über ein Landesförderprogramm
flächendeckend Fachstellen zur Verhinderung von Wohnungslosigkeit etabliert
werden. Die Mitarbeitenden sind dabei Ansprechpartner*innen für Mieter*innen wie
Vermieter*innen. Ziel ist es jeweils, Mietverträge zu erhalten. Neben der
Beratung und Intervention sollten solche Fachstellen auch lokale 

 105 Präventionsnetzwerke aufbauen.

Ein wirksamer Ansatz, um Obdach- und Wohnungslosigkeit nachhaltig zu überwinden ist das Modell Housing 
First. Dieser Ansatz betont das Recht der Menschen auf Wohnen und bietet obdachlosen Menschen einen 
unmittelbaren Zugang zu dauerhaftem Wohnraum; Initiativen und Projekte, die HousingFirst in Hessen und 
Thüringen voranbringen wollen, sollen unterstützt werden.
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Antrag G01: Dem Rechtsruck entgegentreten – mit gut ausgestatteten 
Landesprogrammen und demokratiefördernden Maßnahmen an 
Schulen
Laufende Nummer: 31

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

G14, G15, G17

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

 1 Der DGB Hessen-Thüringen fordert die Landesregierungen in Hessen und Thüringen auf,
 2 Sorge zu tragen, dass die über die Landesprogramme „Hessen – aktiv für Demokratie und
 3 gegen Extremismus“ und das Thüringer „Landesprogramm für Demokratie, Weltoffenheit
 4 und Toleranz“ finanzierten Opferberatungsstellen und die Trägerorganisationen der
 5 Mobilen Beratung und der Prävention und Intervention ausreichend finanziert sind.

 6 Darüber hinaus fordert der DGB die Verstetigung der Arbeit der Landesprogramme,
 7 losgelöst von der derzeitigen Praxis befristeter Förderperioden. Die prekäre Lage
 8 vieler Beratungsstellen und ihrer Beschäftigten muss in sichere Arbeitsverhältnisse
 9 überführt werden. Da von der aktuellen Bundesregierung derzeit kein
 10 Demokratiefördergesetz zu erwarten ist, müssen die Landesregierungen in Thüringen und
 11 Hessen hierfür ein landesspezifisches Demokratiefördergesetz auf den Weg bringen.
 12 Ziel muss es sein, die Landesprogramme gesetzlich abzusichern.

 13 Ein wichtiger Schritt hierfür wäre aus Sicht des DGB Hessen-Thüringen die Verankerung
 14 einer Demokratie-Klausel in den Verfassungen beider Bundesländer. Eine solche Klausel
 15 würde eine Konkretisierung der Grundlagen der Demokratie bedeuten und die Abwehr
 16 demokratiefeindlicher Agitationen explizit zum Staatsauftrag erheben.

 17 Darüber hinaus fordert der DGB Hessen-Thüringen die Landesregierungen auf, ihre Maß-
 18 nahmen zur Stärkung demokratischer Kompetenzen an allgemeinbildenden und berufs-
 19 bildenden Schulen zu verstärken. Dabei sollte Demokratiebildung nicht auf einzelne
 20 Fächer beschränkt sein, sondern als Querschnittsaufgabe begriffen werden.
 21 Demokratiebildung an Schulen muss sowohl die Aufklärung und Auseinandersetzung mit
 22 demokratischen Willensbildungsprozessen als auch mit demokratiefeindlichen und
 23 menschenverachtenden Einstellungen (wie Rassismus, Antisemitismus, Sexismus und
 24 Queerfeindlichkeit und weiteren menschenverachtenden Haltungen) umfassen und fester
 25 Bestandteil der Lehrpläne sein. Mit Blick auf die Bedeutungszunahme von digitalen
 26 Medien für die Verbreitung demokratiegefährdenden und verschwörungsideologischen
 27 Inhalten, ist die Vermittlung von Medienkompetenz ein wichtiger Baustein der
 28 Demokratiebildung.

 29 Lehrkräfte müssen im Umgang mit menschenverachtenden Einstellungen ausreichend
 30 geschult werden und von den Kultusministerien bestärkt werden, sich diesen Themen im
 31 Unterricht anzunehmen und Haltung zu zeigen gegenüber jeglicher Form von
 32 Demokratiefeindlichkeit. Demokratiefördernde politische Bildung an Schulen darf nicht
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 33 durch ein falsches Verständnis des Neutralitätsgebotes beschränkt werden. Politische
 34 Bildung muss der Wahrung der im Grundgesetz festgeschriebenen Menschenrechte
 35 verpflichtet sein
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Antrag G05: Gewerkschaften für den Frieden
Laufende Nummer: 32

Antragsteller*in: DGB-Bezirksvorstand Hessen-Thüringen

Status: angenommen in geänderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

 1 Wir sehen mit großer Sorge die aktuellen Tendenzen zur Aufrüstung und die damit
 2 einhergehende Verlagerung von Ressourcen, die dringend für soziale Belange, Bildung,
 3 Gesundheit und den ökologischen Wandel benötigt würden. Wir lehnen eine Politik ab,
 4 die auf militärische Stärke und Konfrontation setzt und stattdessen die Mittel für
 5 eine friedliche und nachhaltige Entwicklung weltweit schmälert.

 6 Die Konferenz des DGB Hessen-Thüringen fordert daher:

 7
 8

 9
 10

 11
 12

 13
 14

Eine Priorisierung ziviler Konfliktlösungsinstrumente und eine Stärkung der
internationalen Zusammenarbeit.

Steigerung der Investitionen in soziale Sicherung, Bildung, Gesundheit und
Klimaschutz.

Eine aktive Rolle Deutschlands und der Europäischen Union bei der Förderung von
Abrüstungsinitiativen und internationaler Friedensdiplomatie.

Eine kritische Überprüfung aller Rüstungsprojekte und eine konsequente
bedarfsgerechte Begrenzung der Rüstungsausgaben.

 15 Wir sind überzeugt, dass durch eine Politik, die soziale Gerechtigkeit, Solidarität
 16 und eine konsequente Friedenspolitik miteinander verbindet und dem Wettrüsten eine
 17 klare Absage erteilt, ein friedliches und prosperierendes Zusammenleben für alle
 18 Menschen in Hessen, Thüringen und weltweit gewährleistet werden kann.

 19 Wir fordern die politischen Entscheidungsträger*innen auf allen Ebenen auf, sich mit
 20 aller Kraft für die Umsetzung dieser Ziele einzusetzen.

 21 Wir verurteilen alle Regierungen, die Krieg, Unterdrückung, Gewalt, Hunger und Folter
 22 als Mittel der Politik und Instrumente zur Sicherung ihrer Macht einsetzen!

 23 Mit dem verbrecherischen Überfall der russischen Armee auf die Ukraine kam der Krieg
 24 in Europa zurück. Im Nahen und Mittleren Osten, in Afrika und anderswo wüten
 25 weiterhin, teilweise seit Jahrzehnten, Kriege und Bürgerkriege. Tod, Zerstörung und
 26 Flucht – so lautet ihre fürchterliche Bilanz. Die Waffen müssen endlich schweigen –
 27 überall auf der Welt!

 28 Weltweit erleben wir eine neue Welle von Krieg und Terror und die Eskalation
 29 militärischer Ge-walt. Die internationale Rüstungsspirale dreht sich immer schneller.
 30 Die Nuklearmächte rüsten in nie gekanntem Ausmaß um die Wette bei der Modernisierung
 31 ihrer Atomwaffenarsenale. All dies zeigt: Der Ruf nach immer mehr Geld für immer mehr
 32 Waffen und das Denken in Feindbildern schafft weder Frieden noch Sicherheit. Hinzu
 33 kommt, dass jeder Euro, der zusätzlich für Aufrüstung ausgegeben wird, an anderer
 34 Stelle zu fehlen droht. Die Finanzierung militärischer Friedenssicherung darf weder
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 35 auf Kosten der Leistungsfähigkeit unseres Sozialstaates gehen und die soziale
 36 Ungleichheit in unserem Lande verschärfen. Noch darf sie dazu führen, dass die
 37 dringenden Zukunftsinvestitionen in die sozial-ökologische Transformation ausbleiben.
 38 Bedacht werden muss zudem, dass die Produktion von Rüstungsgütern durch erhebliche
 39 Treibhausgasemissionen negative Auswirkungen auf Klima und Umwelt hat. Außerdem gehen
 40 die entsprechenden Produktionsprozesse mit einem beträchtlichen Ressourcenverbrauch
 41 einher. Wir sind der Überzeugung, dass immer mehr Waffen nicht automatisch zu einem
 42 schnelleren Ende des Krieges führen.

 43 Deutschland hat sich für den Weg der Lockerung der Schuldenbremse entschieden.
 44 Hochproblematisch bleibt dabei, dass damit die Möglichkeit geschaffen wird, die
 45 Rüstungsausgaben entlang einer nach oben völlig offener Skala beliebig zu steigern.
 46 Es wäre grundfalsch, damit in eine Spira-le der blinden Militarisierung einzusteigen.
 47 Auch mit Blick auf das „ReArm Europe“-Paket erwarten wir, dass die EU-Staaten die
 48 Debatte über die Erhöhung ihrer gemeinsamen Verteidigungsfähigkeit sachlich und
 49 besonnen fortführen, sich gleichzeitig aber ernsthaft darum bemühen, ihr Engagement
 50 für echte friedenssichernde Maßnahmen auszubauen.

 51 Deshalb erwarten wir von der Politik, dass sie die Debatte über den erforderlichen
 52 Ausbau der Verteidigungskapazitäten auf nationaler und europäischer Ebene und die
 53 Verbesserung der Ausrüstung der Bundeswehr nicht an abstrakten Ausgabengrößen
 54 festmacht. Die aktuelle Fixierung auf NATO-Zielvorgaben tut aber genau das. Statt in
 55 einem schwindelerregenden Überbietungswettbewerb darüber zu diskutieren, wie stark
 56 die derzeit geltende Zielmarke von zwei Prozent des BIP erhöht werden soll, muss
 57 zunächst einmal geklärt werden, wie die tatsächlich bestehenden Aus-rüstungs- und
 58 Kapazitätsbedarfe aussehen.

 59 Die Bereitstellung von immensen Mittel für die Bundeswehr, befreit aus unserer Sicht
 60 nicht davon, ihren Auftrag in einem Dialogprozess unter Einbindung der
 61 Zivilgesellschaft zu diskutieren und die Missstände in Materialmanagement und
 62 Beschaffungswesen zu beseitigen.

 63 Gleichzeitig fordern wir alle auf, die öffentliche Debatte über immer mehr und immer
 64 neue Waffen zu beenden und die Suche nach diplomatischen Lösungen zu verstärken. Wir
 65 bleiben dabei, dass die Verbesserung militärischer Fähigkeiten nicht auf Kosten des
 66 sozialen Friedens erkauft werden darf.

 67 Dabei vertreten die Gewerkschaften auch die Interessen der Kolleg*innen in
 68 Rüstungsunternehmen. Leitlinie gewerkschaftlichen Handelns ist im Rahmen der
 69 Rüstungskonversion immer der Erhalt von Arbeitsplätzen im Sinne Guter Arbeit. Nur
 70 eine zivile Produktion sichert nachhaltig Beschäftigung, zum Beispiel durch die
 71 klimaneutrale Transformation der Mobilität.

 72 Dabei verlieren wir nicht unseren Wertekompass und stellen uns konsequent gegen die
 73 Versuche rechter und verschwörungsideologischer Einflussnahme auf die
 74 Friedensbewegung. Unsere Positionen verharmlosen nicht Russlands Angriffskrieg gegen
 75 die Ukraine und haben keine Verschwörungsmythen über die Mächtigen im Gepäck. Wir
 76 stehen an der Seite Israels, das sich gegen seine Feinde und antisemitischen Terror
 77 zur Wehr setzt. Mit großer Sorge sehen wir den zunehmenden auch israelbezogenen
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 78 Antisemitismus in unserer Gesellschaft und setzen uns diesem entschlossen entgegen.
 79 Wir erwarten von Israel die Einhaltung von Völkerrecht und Menschlichkeit.

 80 Wir stehen solidarisch an der Seite der Menschen, der Gewerkschaften und 
 81 zivilgesellschaftlichen Organisationen in Israel, Palästina und weltweit, die sich 
 82 für einen dauerhaften Frieden einsetzen. Wir sehen unsere Aufgabe darin, den Diskurs 
 83 um eine Wiederannäherung und friedliche Koexistenz in der Region zu unterstützen, 
 84 wenn unsere Freund*innen aus der Histadrut und den Gewerkschaften in den 
 85 palästinensischen Gebieten das wünschen.

 86 Wir werden rechtsextremen Parteienoder und Organisationen, sowie fundamental 
 87 religiösen Gruppen niemals erlauben, sich uns anzuschließen. Wir werden von der
 88 Überzeugung getragen, dass wir unsere Ziele nur gemeinsam und solidarisch erreichen.
 89 Wir werden uns nicht aufgrund von Hautfarbe, Herkunft, sexueller Orientierung,
 90 geschlechtlicher Identität, Religion oder Behinderung spalten lassen. Wir machen uns
 91 stark…

 92 …für Frieden!

 93 …für Solidarität!

 94 …für Gerechtigkeit!

 95 …für Freiheit!

 96 …für eine Welt ohne Unterdrückung, Gewalt und Krieg!
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Antrag G06: Keine Stationierung von Marschflugkörpern und 
Mittelstreckenraketen in Hessen und Thüringen
Laufende Nummer: 48

Antragsteller*in: DGB Stadtverband Darmstadt

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

 1 Der DGB-Hessen-Thüringen setzt sichdafür ein, dass auf dem Landesgebiet  in Hessen
 2 und Thüringen keine Marschflugkörper und Mittelstreckenraketen stationiert werden.
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Antrag G16: Hans-Böckler-Stiftung: Lehrmaterialien Gewaltprävention
Laufende Nummer: 51

Antragsteller*in: DGB-Stadtverband Frankfurt

Status: angenommen als Material an Bezirksvorstand

Empfehlung der ABK: Annahme als Material an Bezirksvorstand

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

 1 Die Bezirkskonferenz des DGB Hessen-Thüringen möge beschließen, die Hans-Böckler-
 2 Stiftung über den Bundesvorstand zu beauftragen, Lehrmaterialien für Schulen,
 3 Berufsschulen und andere Fort- und Ausbildungsträger zu entwickeln und zur Verfügung
 4 zu stellen, die Lehrerinnen und Lehrer beim Unterricht in Bezug auf das Phänomen
 5 Gewalt in der Gesellschaft und deren Prävention unterstützen.
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Antrag G17: Mehr Gesellschaftsverständnis und Respekt für 
Staatsbedienstete in den Lehrplänen
Laufende Nummer: 52

Antragsteller*in: DGB-Stadtverband Frankfurt

Status: angenommen als Material zu Antrag G01

Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag G01

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

 1 Die Bezirkskonferenz des DGB Hessen-Thüringen möge beschließen, dass sich der
 2 Bezirksvorstand gegenüber der Landespolitik dafür einsetzt, dass der Schullehrplan an
 3 den Schulen und Berufsschulen stärker und verpflichtend erweitert wird, dass
 4 Schülerinnen und Schüler frühzeitig ein stärkeres Gesellschaftsverständnis
 5 verdeutlicht wird und dadurch der Staat, die Beschäftigten im Staatsdienst und die
 6 Mitbürger mit Respekt behandelt werden. Hierdurch soll das Verständnis miteinander
 7 und die Gewaltspirale der Gesellschaft durchbrochen werden. Bestehende
 8 Gewaltpräventionsprogramme sollen eingebunden und dadurch ver- und gestärkt werden!
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Antrag E04: Inklusion in den Gewerkschaften stärken
Laufende Nummer: 62

Antragsteller*in: ver.di Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: E - Ehrenamt

 1 Menschen mit Behinderungen sind oft auch in gesellschaftlichen Organisationen
 2 weiterhin strukturell benachteiligt. Trotz verschiedener bereits angestoßener
 3 Maßnahmen — etwa Sensibilisierungskampagnen, Beratung für Betriebsräte oder
 4 barrierefreie Kommunikation — bestehen weiterhin Lücken bei nachhaltiger Teilhabe und
 5 in den inklusiven Strukturen der Gewerkschaften. Aufbauend auf den Fortschritten der
 6 Vergangenheit werden deshalb folgende weiterführende Ziele formuliert:

 7
 8
 9
 10
 11
 12
 13

 14
 15
 16
 17
 18
 19
 20
 21

Vernetzung der SBV und behindertenpolitischer Arbeitskreise1. 
Der Bezirksvorstand des DGB Hessen-Thüringen wird beauftragt, die regelmäßige
Vernetzung und Zusammenarbeit der Schwerbehindertenvertretungen (SBV) sowie der
behindertenpolitischen Arbeitskreise der Mitgliedsgewerkschaften aktiv zu
fördern. Ziel ist der gegenseitige fachliche Austausch, das gemeinsame Auftreten
gegenüber Politik und Arbeitgeberverbänden sowie eine bessere Strukturierung der
behindertenpolitischen Interessenvertretung im DGB Hessen-Thüringen.

Strukturelle Stärkung der Inklusion in den Gewerkschaften2. 
Der Bezirksvorstand des DGB Hessen-Thüringen wird beauftragt zu prüfen, wie ein
bereichsübergreifender Austausch zwischen jungen Gewerkschaftsmitgliedern mit
Behinderungen und SBV/Gremien durch Mentoring-Programme und Peer-
Beratungsformate initiiert werden kann. Ziel ist es, inklusive
Nachwuchsgewinnung und nachhaltige Teilhabe in den gewerkschaftlichen Strukturen
zu sichern und junge Menschen mit Behinderungen für Leitungsfunktionen und
Gremienarbeit zu qualifizieren.

 22
 23
 24
 25
 26

Aktion „Schichtwechsel“ unterstützen3. 
Der DGB Hessen-Thüringen und seine Mitgliedsgewerkschaften werden gebeten, das
erfolgreiche Programm „Schichtwechsel“ in Hessen und Thüringen bekannter zu
machen, sich an der Aktion zu beteiligen und über die Teilnahme möglichkeiten zu
informieren.
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Antrag G05-Ä01
Laufende Nummer: 64 • Änderungsantrag zu G05

Antragsteller*in: Daniel Pfeiffer (ver.di · Nr. 00087*01)

Unterstützer*innen: Peter Schuld

Status: zurückgezogen

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Zeile 72 - 79

 72 Dabei verlieren wir nicht unseren Wertekompass und stellen uns konsequent gegen die
 73 Versuche rechter und verschwörungsideologischer Einflussnahme auf die
 74 Friedensbewegung. Unsere Positionen verharmlosen nicht Russlands Angriffskrieg gegen
 75 die Ukraine und haben keine Verschwörungsmythen über die Mächtigen im Gepäck. Wir
 76 stehen an der Seite Israels, das sich gegen seine Feinde und antisemitischen Terror
 77 zur Wehr setzt. Mit großer Sorge sehen wir auch den zunehmenden auchisraelbezogenen
 78 Antisemitismus in unserer Gesellschaft und setzen uns diesem entschlossen entgegen.
 79 Wir erwarten von Israel die Einhaltung von Völkerrecht und Menschlichkeit.

Dabei verlieren wir nicht unseren Wertekompass und stellen uns konsequent gegen die Versuche rechter und 
verschwörungsideologischer Einflussnahme auf die Friedensbewegung. Unsere Positionen verharmlosen nicht 
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine und haben keine Verschwörungsmythen über die Mächtigen im 
Gepäck. Wir stehen an der Seite Israels, das sich gegen seine Feinde und antisemitischen Terror zur Wehr setzt 
und gleichzeitig erwarten wir von Israel die Einhaltung von Völkerrecht und Menschlichkeit. Mit großer Sorge 
sehen wir den zunehmenden auch israelbezogenen Antisemitismus in unserer Gesellschaft und setzen uns 
diesem entschlossen entgegen Wir werden rechtsextremen Parteien oder Organisationen, sowie terroristischen 
Organisationen, wie der Hamas, niemals erlauben, sich uns anzuschließen. Wir werden von der Überzeugung 
getragen, dass wir unsere Ziele nur gemeinsam und solidarisch erreichen. Wir werden uns nicht aufgrund von 
Hautfarbe, Herkunft, sexueller Orientierung, geschlechtlicher Identität, Religion oder Behinderung spalten 
lassen. Wir machen uns stark…
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Antrag I01: Initiativantrag – Gewerkschaftliche Beratung zur 
Kriegsdienstverweigerung
Laufende Nummer: 65

Antragsteller*in: Christoph Ellinghaus (IG Metall · Nr. 00023*99)

Unterstützer*innen: Andrea Theiß (IG Metall · Nr. 00052*01), Angelika Standke, Caroline 
Schmidt, Felix Blumberg, Frederieke Schmidt, Hanna Parichat 
Schürmann (sie/ihr), Heike Ackermann, Heiko Musal, Julian Gabel, Klaus 
Michalak, Klaus Zecher, Lena Becker, Malu Zettl, Manuel Schmidt, Marcel 
Bärmann, Matthias Ebenau, Norbert Gentemann, Peter Lückmann, Petra 
Hartwig, Robin Schäfer, Sabine Schulz, Thilo Hartmann, Till Jotzo, Tobias 
Kratz, Tobias Wunsch, Ulrike Hoffmann, Veit Mortag, Yuna Maxine Schäfer 
(ver.di · Nr. 00093*01)

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: I - Initiativanträge

 1 Der DGB Landesbezirk Hessen-Thüringen startet ab Mitte 2026 eine Informations- und
 2 Qualifizierungskampagne zum Recht auf Kriegsdienstverweigerung. Ziel der Kampagne ist
 3 es Gewerkschaftsmitglieder über ihre diesbezüglichen Rechte aufzuklären. Dazu
 4 entwickelt der DGB-Landesbezirk entsprechende Materialien zur Erstinformation und zur
 5 Beratung, sowie Qualifizierungskonzepte und Schulungsunterlagen für gewerkschaftliche
 6 MultiplikatorInnen. Der Qualifizierungszeitplan der Kampagne ist darauf auszurichten,
 7 ab 1.1.2027 in der Lage zu sein, den Mitgliedern, ein, der Organisationsstruktur des
 8 DGB-Landesbezirk entsprechendes, flächendeckendes Beratungsangebot zur Verfügung zu
 9 stellen.

 10 Der DGB-Landesbezirk prüft dafür eine Kooperation mit der DFG-VK (Deutsche
 11 Friedensgesellschaft – Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V.).
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Antrag G05-Ä02
Laufende Nummer: 66 • Änderungsantrag zu G05

Antragsteller*in: IG Metall Mitte

Unterstützer*innen: Britta Cordes, Caroline Schmidt, Cathleen Zachhuber, Daniel Pfeiffer 
(ver.di · Nr. 00087*01), Hanna Parichat Schürmann (sie/ihr), Helga Röller, 
Julian Gabel, Manuel Schmidt, Norbert Gentemann, Robin Schäfer

Status: zurückgezogen

Sachgebiet: G - Gesellschaftspolitik

Zeile 72 - 79

 72 Dabei verlieren wir nicht unseren Wertekompass und stellen uns konsequent gegen die
 73 Versuche rechter und verschwörungsideologischer Einflussnahme auf die
 74 Friedensbewegung. Unsere Positionen verharmlosen nicht Russlands Angriffskrieg gegen
 75 die Ukraine und haben keine Verschwörungsmythen über die Mächtigen im Gepäck. Wir
 76 stehen an der Seite Israels, das sich gegen seine Feinde und antisemitischen Terror
 77 zur Wehr setzt. Mit großer Sorge sehen wir auch den zunehmenden auchisraelbezogenen
 78 Antisemitismus in unserer Gesellschaft und setzen uns diesem entschlossen entgegen.
 79 Wir erwarten von Israel die Einhaltung von Völkerrecht und Menschlichkeit.

Dabei verlieren wir nicht unseren Wertekompass und stellen uns konsequent gegen die Versuche rechter und 
verschwörungsideologischer Einflussnahme auf die Friedensbewegung. Unsere Positionen verharmlosen nicht 
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine und haben keine Verschwörungsmythen über die Mächtigen im 
Gepäck. Wir stehen an der Seite Israels, das sich gegen antisemitischen Terror zur Wehr setzt. Unser Bekenntnis 
zum Existenzrecht des Staates Israel, unsere Solidarität mit den Menschen in Israel und unser Bekenntnis zum 
Recht auf Selbstverteidigung führen nicht dazu, dass wir die Augen davor verschließen, dass die gegenwärtige 
Regierung vielfach gegen Menschenrechte und Völkerrecht verstößt. Kriegerische Attacken gegen die 
Zivilbevölkerung in Gaza und anderswo sowie das Aushungern der Menschen in Gaza müssen entsprechend der 
Regeln des Völkerrechts sofort beendet werden und die Versorgung der Bevölkerung muss umgehend 
sichergestellt werden.
Mit großer Sorge sehen wir den zunehmenden auch Antisemitismus in unserer Gesellschaft und setzen uns 
diesem entschlossen entgegen.
Berechtigte Kritik an Israel darf nicht in Antisemitismus umschlagen. Die Sicherheit von Jüdinnen und Juden 
darf nicht in Verbindung mit der israelischen Kriegsführung gebracht werden. Antisemitische Parolen und 
Übergriffe sind aufs Schärfste zu verurteilen. Die Sicherheit jüdischer Menschen muss in jedem Land 
gewährleistet sein. Umgekehrt darf nicht jede Form der Solidarität mit den Menschen in Palästina unter 
Generalverdacht gestellt werden. Kritik am israelischen Regierungshandeln ist nicht gleichzusetzen mit 
Antisemitismus – und Solidarität mit Palästinenser*innen ist nicht gleichzusetzen mit Unterstützung der 
Hamas. Die Palästinenser*innen haben ein Recht auf ein Leben in Frieden, Würde und in einem unabhängigen 
Staat. Die israelische Bevölkerung hat ein Recht auf eine friedliche Existenz und auf Selbstverteidigung – im 
Rahmen des Völkerrechts. Wir werden rechtsextremen Parteien oder Organisationen niemals erlauben, sich uns 
anzuschließen. Wir werden von der Überzeugung getragen, dass wir unsere Ziele nur gemeinsam und 
solidarisch erreichen. Wir werden uns nicht aufgrund von Hautfarbe, Herkunft, sexueller Orientierung, 
geschlechtlicher Identität, Religion oder Behinderung spalten lassen. Wir machen uns stark…
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Antrag I02: Wehrpflicht und andere Pflichtdienste verhindern
Laufende Nummer: 68

Antragsteller*in: DGB-Bezirksjugendausschuss Hessen-Thüringen

Unterstützer*innen: Caroline Schmidt, Frederieke Schmidt, Hanna Parichat Schürmann (sie/
ihr), Heike Ackermann, Julian Gabel, Klaus Zecher, Malu Zettl, Manuel 
Schmidt, Marcel Bärmann, Norbert Gentemann, Sabine Schulz, Stefan 
Sachs, Thilo Hartmann, Till Jotzo, Tobias Kratz, Tobias Wunsch, Veit 
Mortag, Yuna Maxine Schäfer (ver.di · Nr. 00093*01)

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: I - Initiativanträge

 1 Die DGB Hessen-Thüringen bleibt antimilitaristisch. Wir setzen uns gegen jede
 2 Militarisierung unserer Gesellschaft ein. Unser Handeln steht im Geiste der
 3 Friedensbewegung unter dem Motto „Nie wieder Krieg!“

 4 Krieg und die Vorstellung davon dürfen nicht normalisiert werden. Frieden ist bleibt
 5 das Ziel gewerkschaftlicher Politik und muss das Ziel des Staates sein.

 6 Unsere Haltung bleibt klar: Der DGB Hessen-Thüringen lehnt eine Wiedereinführung der
 7 Wehrpflicht und des Zivildienstes und die Einführung anderer Pflichtdienste für junge
 8 Menschen ab. Bestehende rechtliche Möglichkeiten zum Pflichtdienst oder zur
 9 Arbeitspflicht müssen abgeschafft werden. Jede Form der Wehrerfassung lehnen wir
 10 ebenfalls ab. Es besteht die reale Gefahr, dass verpflichtende Ersatzdienste zur
 11 Umgehung struktureller Probleme im Sozial- und Pflegebereich genutzt werden. Das
 12 unterwandert bestehendes Fachpersonal und darf nicht für die Beschaffung billiger
 13 Arbeitskräfte missbraucht werden.

 14 Wir wollen eine Bundeswehr, die Verteidigungsarmee ist. Sie muss ausschließlich die
 15 Aufgabe haben, Deutschland und unsere Bündnispartner*innen zu schützen. Der DGB
 16 Hessen-Thüringen positioniert sich strikt gegen die Präsenz von Bundeswehr und
 17 Militär an Schulen, Hochschulen und Bildungseinrichtungen. Wir lehnen den Einsatz von
 18 Jugendoffizier*innen und allgemein jeden Werbeversuche für die Bundeswehr an Schulen
 19 strikt ab. Junge Menschen, die dennoch freiwillig als Soldat*in in der Bundeswehr
 20 dienen möchten, müssen persönlich davon profitieren. Ihre berufliche Ausbildung muss
 21 während der Dienstzeit fortgesetzt oder gestärkt werden, bspw. durch die
 22 Weiterführung von begonnen Ausbildung oder durch Weiterqualifizierung. Die
 23 persönliche Entwicklung als kritische*r Bürger*in in der Demokratie muss in den Fokus
 24 genommen werden. Die Bunderwehr soll ein demokratischer Ort frei von Diskriminierung
 25 sein. Soziale und politische Bildung müssen elementarer Teil des Dienstes sein.

 26 Auch ein freiwilliger Wehrdienst belastet insbesondere junge Menschen aus Haushalten
 27 mit geringem Einkommen. Für sie scheint der Dienst eine attraktive Alternative zu
 28 einer Ausbildung zu sein, die sie sich finanziell nicht leisten können. Doch ohne
 29 abgeschlossene Berufsausbildung steigt das Risiko, später in prekäre Beschäftigung zu
 30 geraten. So verstärkt selbst ein freiwilliger Dienst soziale Ungleichheit.

 31 Zum Wehrdienst-Modernisierungsgesetz

 32 Obwohl junge Menschen Wehr- und Pflichtdienste ablehnen, hat die Bundesregierung ein
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 33 konkretes Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht, welches vom Bundestag beschlossen
 34 wurde, um Wehrdienste vorzubereiten und schnell umsetzen zu können. Anlässlich des
 35 vorgelegten „Wehrdienst-Modernierungsgesetzes“ stellt der DGB Hessen-Thüringen
 36 darüber hinaus klar:

 37
 38
 39
 40
 41
 42

 43
 44
 45

Das Gesetz sieht die Möglichkeit vor, mit Beschluss der Bundesregierung und
Zustimmung des Bundestags die Wehrpflicht wieder in Kraft zu setzen. Die
Möglichkeit für solch einen weitreichenden Eingriff in die Grundrechte junger
Männer darf es nicht geben! Besonders kritisch ist, dass dies ohne die
Beratungs- und Anhörungsrechte durchgeführt werden kann, die bei einem
ordentlichen Gesetzgebungsprozess vorgesehen sind.

Auch vorbereitende Maßnahmen bereiten am Ende nur eine Wehrpflicht vor.
Verpflichtende Fragebögen, Musterungen und jede Form der Wehrerfassung lehnen
wir ab.

 46 Daher wird der DGB Hessen-Thüringen die Gespräche mit den Landesregierungen in Hessen
 47 und Thüringen suchen und versuchen auf eine Ablehnung im Bundesrat hinzuwirken.
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Antrag I03: Gewalt in Gießen 29.11.2025 aufarbeiten - Solidarität mit 
betroffenen polizeilicher Gewalt
Laufende Nummer: 69

Antragsteller*in: Yuna Maxine Schäfer (ver.di · Nr. 00093*01)

Unterstützer*innen: Alexandra Langner, Andrea Theiß (IG Metall · Nr. 00052*01), Andreas Güth, 
Angelika Standke, Caroline Schmidt, Claudia Schell, Daniel Pfeiffer (ver.di 
· Nr. 00087*01), Frederieke Schmidt, Hanna Parichat Schürmann (sie/ihr), 
Heike Ackermann, Helga Röller, Julian Gabel, Matthias Holz (ver.di · Nr. 
00076*01), Norbert Gentemann, Siegfried Hauska, Dr. Simone Claar, Thilo 
Hartmann, Thomas Pfeuffer, Till Jotzo

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: I - Initiativanträge

 1 Die Konferenz möge beschließen:

 2

 3 Der DGB Hessen-Thüringen fordert von der hessischen Landesregierung eine umfassende
 4 transparente Aufklärung zu den gewalttätigen Ausschreitungen im Rahmen des
 5 Gegenprotests zum AfD Jugendverbandsgründungstreffen am 29.11.2025 in Gießen.

 6 Der DGB Hessen-Thüringen solidarisiert sich mit Betroffenen polizeilicher Gewalt 
 7 sowie dem von Widersetzen organisierten Gegenprotest und spricht sich für Maßnahmen 
 8 des zivilen Ungehorsams zum Widerstand gegen rechtsextreme Bestrebungen aus.
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Antrag I04: Vertretung des  DGB in der Rentenkommission
Laufende Nummer: 70

Antragsteller*in: Matthias Holz (ver.di · Nr. 00076*01)

Unterstützer*innen: Alexandra Langner, Andrea Theiß (IG Metall · Nr. 00052*01), Britta Ziefle, 
Cathleen Zachhuber, Claudia Schell, Daniel Pfeiffer (ver.di · Nr. 00087*01), 
Hanna Parichat Schürmann (sie/ihr), Helga Röller, Josef Hergenröder, 
Julian Gabel, Karsten Paetzold, Kathrin Phillips, Marikka Tesar, Norbert 
Gentemann, Ralph Stiepert, Sara-Lena Junold, Siegfried Hauska, Stefan 
Sachs, Thilo Hartmann, Till Jotzo, Tina Hertel

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: I - Initiativanträge

 1 Der Bezirksvorstand des DGB Hessen-Thüringen setzt sich dafür ein, dass der DGB-
 2 Bundesvorstand dafür kämpft, dass der DGB als sachverständiger Berater zur
 3 Rentenkommission der Bundesregierung zu beteiligen ist.
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